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Vorwort. 


Die  vorliegende  Studie  hat  sich  zur  Aufgabe  ge- 
stellt, durch  die  Behandlung  der  Rechts-  und  Staats- 
philosophie David  Humes  eine  Lücke  in  der  Hume- 
Forschung  auszufüllen. 

Es  ist  geradezu  erstaunlich,  mit  welcher,  man 
möchte  fast  sagen,  systematischen  Konsequenz,  Hume, 
der  doch  sonst  ein  beliebter  Gegenstand  mannigfachster 
Untersuchungen  von  jeher  gewesen  ist,  gerade  hin- 
sichtlich seiner  rechts-  und  staatsphilosophischen 
Leistungen  beinahe  von  allen  Seiten  mit  Stillschweigen 
übergangen  zu  werden  pflegte.  Selbst  die  umfang- 
reichsten und  gehaltvollsten  der  der  Geschichte  der 
rechtsphilosophischen  Disziplin  gewidmeten  Schriften 
haben  es  über  einige  wenige  Bemerkungen  nicht  ge- 
bracht, von  den  weniger  bedeutenden  Arbeiten  auf 
diesem  Gebiete  nun  gar  nicht  mehr  zu  reden. 1  Und 

1  Mit  keinem  Worte  findet  Hume  Erwähnung  bei  J.  Weitzel: 
Geschichte  der  Staatswissenschaften,  2  Bde.,  Stuttgart  und  Tübingen 
1832,  „bei  dessen  ganzer  Richtung  dieses  Schweigen  nur  auf  Un- 


VI 


der  allgemeine  Eindruck,  den  man  dabei  gewinnt,  ist 
die  Oberzeugung,  dass  bisher  nur  sehr  Wenige  einen 
nähern  Einblick  in  Humes  politische  Schriften  getan 
haben,  dass  aber  eine  liebevolle  Versenkung  in  die 
diesbezüglichen  Gedankengänge  unseres  Philosophen 
noch  fast  von  keiner  Seite  bis  auf  den  heutigen  Tag 
für  der  Mühe  wert  gehalten  worden  ist. 


kenntnis  beruht",  wie  Gierke  aus  anderem  Anlass  mit  Recht  be- 
merkt. —  In  ziemlich  allgemeinen  Redewendungen,  ohne  auf  den 
Kern  der  Sache  weiter  einzugehen,  bewegt  sich  Friedrich  v.  Raumer: 
Über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Begriffe  von  Recht,  Staat 
und  Politik,  3.  Auflage,  Leipzig  1861,  (p.  68  f.)  —  Nicht  viel  besser 
ergeht  es  ihm  bei  dem  sonst  doch  fast  alles  berücksichtigenden 
R.  v.  Mohl:  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften, 
3  Bde.,  Erlangen  1855—1858,  der  ein  näheres  Eingehen  auf  die 
Ausführungen  Humes  für  ganz  unnötig  hält,  da  ja  »seine  Vor- 
züge und  seine  Fehler  allzu  bekannt  sind,  als  dass  sie  einer  aus- 
führlichen Besprechung  bedürften"  (Bd.  III,  p.  397).  —  Auch 
Bluntschli  begnügt  sich  in  seinem  ganze  11  Bände  umfassenden 
Staatswörterbuch,  Stuttgart  und  Leipzig,  1857—1870,  mit  einer 
einmaligen  Bemerkung,  die  nicht  um  vieles  grösser  ist,  als  dass 
Hume  Utilitarier  sei,  und  dass  dementsprechend  „der  allgemeine 
Nutzen  das  Prinzip  von  Staat,  Recht  und  Gerechtigkeit"  bei  ihm 
ausmache  (Bd.  VIII,  p.  523  f.).  —  Vollständig  unerwähnt  wiederum 
bleibt  unser  Philosoph  in  Fr.  Julius  Stahls:  Geschichte  der  Rechts- 
philosophie, 4.  Auflage,  Heidelberg  1870.  —  Auch  Otto  Gierke 
schenkt  ihm  fast  gar  keine  Aufmerksamkeit.  In  seiner,  von  ebenso 
grossem  Scharfsinn  wie  hervorragendem  Wissen  zeugenden  Mono- 
graphie über  das  Naturrecht,  die  unter  dem  Titel  „Johannes 
Althusius  und  die  Entwicklung  der  naturrechtlichen  Staatstheorien", 
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Was  ich  liier  der  Öffentlichkeit  übergebe,  bildet 
etwa  den  dritten  Teil  einer  grösseren  Arbeit,  die  ich 
s.  Z.  der  philosophischen  Fakultät  in  Strassburg  als 
Promotionsschrift  eingereicht  habe.  In  dem  andern, 
noch  nicht  gedruckten  Teile,  behandle  ich  die  Rechts- 
lehre Humes,  der  ich  eine  prinzipielle  Erörterung  des 
in  unserer  Zeit  so  sehr  brennenden  Problems  über  das 

Breslau  1880  veröffentlicht  wurde,  ist  von  Hume  sehr  wenig  die 
Rede.  —  Ganz  mit  Stillschweigen  wird  die  Rechtslehre  Humes 
übergangen  von  Hermann  Rehm  in  seiner  Geschichte  der  Staats- 
wissenschaft, Freiburg  und  Leipzig  1896,  während  er  ihn  in  seiner 
allgemeinen  Staatslehre,  Freiburg,  Leipzig  und  Tübingen  1899,  nur 
ganz  flüchtig  streift.  —  Wiederum  gänzlich  unerwähnt  bleibt 
Hume  im  neuesten  historischen  Werke  auf  diesem  Gebiete  von 
Ludwig  Gumplowicz :  Geschichte  der  Staatstheorien,  Innsbruck  1905. 
—  Selbst  in  dem  bedeutendsten  staatswissenschaftlichen  Sammel- 
werke, in  dem  von  Conrad  etc.  herausgegebenen  „Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften",  7  Bde.,  2.  Auflage,  Jena  1898—1901, 
wird  Hume  zwar  als  „erster  Chorführer  des  goldenen  Zeitalters 
der  volkswirtschaftlichen  Literatur  in  England"  gewürdigt  (Bd.  IV, 
p.  1247),  von  einem  Eingehen  auf  seine  Rechts-  und  Staatstheorien 
jedoch  ist  auch  hier  nicht  die  geringste  Spur.  —  Die  eben  ange- 
führte Literatur  könnte  leicht  noch  um  ein  Erhebliches  vermehrt 
werden,  aber  doch  immer  mit  dem  gleichen,  so  gut  wie  völlig 
negativen  Resultate.  Die  einzige,  gleichsam  die  Regel  bestätigende 
Ausnahme  bildet  in  unserem  Falle  Franz  Vorländer,  der  in  seiner 
„Geschichte  der  philosophischen  Moral,  Rechts-  und  Staatslehre 
der  Engländer  und  Franzosen",  Marburg  1855  (p.  482  ff.)  in  zwar 
nicht  sehr  tiefdringender  und  vor  allem  wenig  prinzipieller,  aber 
immerhin  recht  klarer,  sorgfältiger  und  ausführlicher  Weise  unserem 
Philosophen  auch  in  dieser  Hinsicht  gerecht  zu  werden  bemüht  ist. 
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Verhältnis  des  historischen  Rechts  zur  Rechtsphilosophie 
voranschickte.  Mit  Genehmigung  der  Fakultät  durfte 
ich  die  hier  vorliegenden  Abschnitte  als  Dissertation 
publizieren.  Die  ganze  Arbeit  wird  in  allernächster  Zeit 
als  Buch  erscheinen.  Und  zwar  ist  auch  dieses  als  der 
erste  Band  einer  die  ganze  Sozialphilosophie  David 
Humes  umfassenden  Untersuchung  gedacht.  In  einem 
zweiten  Band  soll  noch  die  Verwaltungslehre  und  So- 
zialökonomie des  schottischen  Denkers  zur  Behandlung 
kommen.  Das  Material  liegt  mir  bereits  zum  sehr  er- 
heblichen Teile  gesammelt  vor.  Hoffentlich  bin  ich  auch 
bald  in  der  glücklichen  Lage,  mein  wissenschaftliches 
Erstlingswerk  zu  seinem  Abschluss  bringen  zu  können. 


Die  Oesellschaft. 


i. 

Die  erste  und  ursprünglichste  Quelle  aller  mensch- 
lichen Vergesellschaftung  erblickt  Hume  in  dem  natür- 
lichen Geschlechtstrieb  und  in  dem  notwendigen  Bedürf- 
nis seiner  Befriedigung.1 

Die  Frage  nach  den  eigentlichen  Triebkräften  bei 
der  Gründung  der  ersten  Gesellschaft  bildete  von  jeher 
einen  beliebten  Gegenstand  spekulativer  Betrachtungen 
und  wurde,  namentlich  von  den  Naturrechtslehrern,  in 
der  mannigfachsten  Weise  beantwortet.  Indem  sie  die 
eminente  Bedeutung  dieses  Problems,  als  die  Grundlage 
des  Verhältnisses  des  Individuums  zu  der  Gesamtheit, 
für  ihre  weiteren  Rechts-  und  Staatslehren  erkannt  haben, 
suchten  sie  es  in  einem  ihren  anderweitigen  begriff- 
lichen Lehren  und  ihren  sonstigen  politischen  Tendenzen 
entsprechenden  Sinne  zu  lösen.  Und  da  sie  alle  nicht 
umhin  konnten,  die  Natur  des  Menschen  als  die  un- 
mittelbare und  notwendige  Ursache  aller  menschlichen 
Gemeinschaft  zu  erklären,  verfielen  sie  eben  bei  der 


1  Works  II.  —  Treatise  II,  p.  259.  —  Ich  zitiere  nach  :  The 
philosophical  works  of  David  Hume  edited  by  Green  and  Grose, 
4  vols.,  London  1808. 
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psychologischen  Ergründung  der  menschlichen  Natur 
häufig  in  die  sonderbarsten  Extreme,  vom  äusserst 
engherzigen,  feindlich  gestimmten  und  selbstsüchtig 
handelnden  Einzelindividuum  eines  Hobbes  bis  zum 
wohlwollenden,  idyllisch  altruistischen  Naturmenschen 
eines  Rousseau.  Hume  sucht  nun  zunächst  diese  all- 
gemein üblichen  Ansichten  dadurch  zu  widerlegen,  dass 
er  ihnen  zwar  nicht  eine  gewisse  Richtigkeit  absprechen, 
sie  aber  nichtsdestoweniger  als  ins  Ungeheure  über- 
triebene Einseitigkeiten  darstellen  will.  Sowohl  Hobbes 
wie  Rousseau,  meint  er,  haben  sich  auf  eine  im  mensch- 
lichen Charakter  tatsächlich  vorhandene  Eigenschaft  ge- 
stützt, und  haben  sich  daher  in  ihren  Lehren  mit  Recht 
auf  sie  berufen  können.  Aber  sie  begingen  den  Fehler, 
dass  sie  aus  der  grossen  Fülle  der  sich  oft  wider- 
sprechenden, ja  selbst  sich  bekämpfenden  Motive  nur 
das  eine  ihnen  am  meisten  Zusagende  in  Betracht  ge- 
zogen und  dieses  allein  dann  auf  Kosten  aller  anderen 
zur  höchsten  Geltung  gesteigert  haben.  Im  Sinne  dieser 
Ausführung  sind  wir  zu  der  Behauptung  berechtigt, 
dass  die  poetische  Fiktion  des  goldenen  Zeitalters  und 
die  philosophische  Fiktion  des  Naturzustandes  sich 
gleichwertig  gegenüberstehen,  da  sie  tatsächlich  in  Be- 
zug auf  die  Wirklichkeit  und  in  ihrem  Verhältnis  zu  der- 
selben in  vieler  Hinsicht  mit  einander  übereinstimmen. 
Denn  sowohl  die  Fiktion  einer  vergangenen  Zeit,  wo 
„der  menschlichen  Brust  jene  wütenden  Stürme  unbe- 
kannt waren,  die  jetzt  so  viel  Aufruhr  verursachen,  und 
so  viel  Verwirrung  anrichten,  wo  man  von  Habsucht, 


Ehrgeiz,  Grausamkeit  und  Selbstsucht  nie  hörte,  sondern 
herzliche  Neigung,  Mitleid,  Sympathie  die  einzigen 
Regungen  waren,  mit  denen  die  Seele  vertraut  war", 
wie  auch  die  Fiktion  eines  Zustandes,  wo  „Unwissen- 
heit und  Wildheit  der  Menschheit  so  gross  waren,  dass 
die  Menschen  sich  gegenseitig  kein  Vertrauen  schenken 
konnten,  sondern  dass  jeder  auf  sich  selbst  und  seine 
eigene  Kraft  und  Schlauheit  angewiesen  war  .... 
und  ein  beständiger  Krieg  Aller  gegen  Alle  das  Er- 
gebnis der  ungezähmten  Selbstsucht  und  Wildheit  der 
Menschen  war",1  diese  beiden  Fiktionen  gründen  sich 
auf  die  gleichen  Voraussetzungen.  Die  erstere  konnte 
nur  Glauben  finden  auf  Kosten  einer  überschwänglichen 
Güte  der  Natur,  die  letztere  vermochte  sich  nur  Geltung 
zu  verschaffen  durch  die  Annahme  einer  übertriebenen 
Schlechtigkeit  des  menschlichen  Charakters.  Im  wirk- 
lichen historischen  Leben  aber  hatten  wir  weder  einen 
Zustand  der  Natur,  „wo  die  Flüsse  von  Wein  und 
Milch  strömten,  die  Eichen  Honig  lieferten,  und  die 
Natur  freiwillig  ihre  grössten  Köstlichkeiten  hervor- 
brachte", noch  ist  es  das  wesentliche  Merkmal  der  natür- 
lichen Charakteranlage  des  Menschen,  in  seiner  Um- 
gebung stets  seinen  angeborenen  Feind  zu  wittern, 
derart,  dass  er,  seiner  eigenen  Sicherheit  halber,  dessen 
Verderben  und  Untergang  unablässig  erstreben  müsste.2 
Ebenso  wie  alles  im  Leben  gegen  die  Annahme  eines 


1  Works  IV.  -  Principles  of  Morals,  p.  184. 

2  Works  IV.  —  Principles  of  Morals,  p.  1S4. 
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überschwänglichen,  alles  beherrschenden  und  alle  an- 
deren Affekte  in  sich  einschliessenden  altruistischen 
Gefühls  spricht,  ebenso  falsch  und  verkehrt  ist  die 
übertriebene  Darstellung  der  alle  anderen  Triebe  von 
sich  weisenden  Selbstsucht.  Und  nur  mit  Misstrauen 
muss  man  daher  die  Beschreibungen  entgegennehmen, 
die  gewisse  Philosophen  von  dem  Menschengeschlechte 
in  dieser  Hinsicht  geben,  und  „welche  häufig  ebenso 
weit  von  der  Natur  entfernt  sind,  wie  die  Erzählungen 
von  jenen  Ungeheuern,  die  wir  in  Fabeln  und  Romanen 
antreffen".1 

Vor  allem  aber  ist  nicht  abzusehen,  wieso  nach  den 
auf  solchen  psychologischen  Voraussetzungen  sich  auf- 
bauenden Theorien  die  Bildung  einer  menschlichen 
Gemeinschaftsordnung  überhaupt  jemals  zustande  ge- 
kommen ist.  Beim  nur  altruistisch  fühlenden  Menschen 
war  sie  ja  überflüssig,  beim  ausschliesslich  egoistisch 
strebenden  Einzelindividuum  so  gut  wie  unmöglich,  bei 
beiden  aber  ein  rein  willkürlicher  und  zufälliger  Akt, 
der  mit  dem  natürlichen  Entwicklungsprozess  nicht  im 
geringsten  organischen  Zusammenhang  steht;  und  ge- 
rade dieses  letztere  widerstrebte  Hume  am  allermeisten, 
denn  er  war  eben  Historiker  und  erkannte,  „dass  in  den 
menschlichen  Handlungen  es  ebensowohl  einen  Lauf 
der  Natur  gibt,  wie  in  den  Wirkungen  der  Sonne  und 
des  Himmels".2    Es  muss  auf  alle  Fälle  etwas  absolut 


1  Works  II.  —  Treatise  II,  p.  260. 

2  Works  II.  —  Treatise  II,  p.  184. 
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Notwendiges  angenommen  werden,  ein  schlechthin  un- 
vermeidliches Bedürfnis,  welches  mit  innerer  Kraft  die 
Menschen  zur  gesellschaftlichen  Zusammenschliessung 
getrieben  hat.  Dieser  Auffassung  suchte  man  gewöhn- 
lich dadurch  Rechnung  zu  tragen,  dass  man  behauptete, 
das  wirtschaftliche  Interesse,  das  wachsende  Bedürfnis 
des  Lebens,  welches  der  Mensch  als  Einzelindividuum 
sich  unmöglich  befriedigen  könne,  habe  ihn  zur  Bildung 
der  Gesellschaft  gezwungen.  Denn  von  allen  Lebewesen, 
mit  denen  unsere  Erde  bevölkert  ist,  scheint  tatsächlich 
keines  von  der  Natur  stiefmütterlicher  behandelt  worden 
zu  sein  als  eben  der  Mensch.  Bei  den  Tieren  deckt 
sich  so  ziemlich  regelmässig  die  Fülle  der  Bedürfnisse 
mit  den  zu  ihrer  Erlangung  von  der  Natur  gebotenen 
Mitteln.  Dies  ist  im  allgemeinen  bei  den  grössten  und 
stärksten  Lebewesen  sowohl,  wie  bei  den  kleinsten  und 
schwächsten  der  Fall.  Der  Löwe,  als  ein  sehr  gefrässiges 
Tier,  hat  ohne  Zweifel  grosse  Bedürfnisse,  deren  Be- 
friedigung viele  Mühe  verursachen  muss.  Wenn  wir 
indessen  gleichzeitig  seine  Gestalt  und  seine  Kraft,  seine 
Behendigkeit,  seinen  Mut  und  seine  natürlichen  Waffen 
in  Erwägung  ziehen,  so  werden  wir  finden,  dass  diese 
Vorteile  seinen  Bedürfnissen  das  Gleichgewicht  halten- 
Das  Schaf  hingegen  muss  zwar  diese  natürlichen  Vor- 
züge entbehren,  aber  dafür  wiederum  sind  auch  seine 
Bedürfnisse  von  Natur  aus  geringer,  seine  Begierden 
massiger  und  sein  Futter  leicht  erhältlich.  Beim  Men- 
schen jedoch  haben  wir  das  gerade  Gegenteil:  die 
Grösse  der  Bedürfnisse  und  die  körperlichen  Vorzüge 
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stehen hier  geradezu  in  diametralem  Gegensatz,  Nirgends 
sonst  ist  eine  solche  Menge  von  Bedürfnissen,  ge- 
paart mit  solchen  Schwächen,  weiter  anzutreffen.  Denn 
der  Mensch  ist  von  der  Natur  weder  mit  Waffen,  noch 
mit  grosser  Kraft,  noch  mit  irgend  welchen  anderen 
Geschicklichkeiten  ausgerüstet,  die  mit  seinen  Bedürf- 
nissen nur  einigermassen  in  Einklang  stünden.  1 

Diesen  Mängeln  und  Fehlern  kann  nur  die  Gesell- 
schaftsorganisation abhelfen.  Durch  die  Betätigung  in 
der  Gemeinsamkeit  werden  alle  Schwächen  und  Unzu- 
länglichkeiten, die  dem  Einzelnen  als  solchem  anhaften, 
reichlich  ausgeglichen.  Die  Unvollkommenhciten,  die 
gewöhnlich  das  Individuum  beherrschen,  sind  dreierlei 
Art:  Mangel  an  Kraft,  so  dass  der  Mensch,  wenn 
er  allein  und  bloss  für  sich  arbeitet,  niemals  etwas  Be- 
trächtliches zustande  bringen  kann;  Mangel  an  Ge- 
schicklichkeit, die  er  infolge  der  vielfältigen  Be- 
schäftigungen sich  kaum  in  irgend  einem  Fache  an- 
eignen kann;  und  endlich  Mangel  an  Gleich- 
mässigkeit  im  Erfolge,  da  der  Einzelmensch  bei 
seiner  Arbeit  vom  Zufall  stark  abhängig  ist,  und  daher 
oft  seine  grössten  Mühen  und  Anstrengungen  durch 
einen  äusseren  Zufall,  dem  er  in  keiner  Weise  gewachsen 
ist,  wieder  zu  nichte  gemacht  werden  können.  Gegen 
alle  diese  drei  Schwierigkeiten  bietet  eben  der  gesell- 
schaftliche Zustand  einen  ausreichenden  Schutz.  „Durch 
die  Verbindung  der  Kräfte  wird  unsere  Macht  vermehrt, 


1  Works  II.  -  Treatise  II,  p.  253  f. 
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durch  die  Verteilung  der  Geschäfte  wächst  unsere  ( ii 
schicklichkeit,  und  durch  den  wechselseitigen  Beistand 
werden  wir  dem  Spiele  des  Zufalls  und  Schicksals 
weniger  ausgesetzt.  Durch  dieses  Wachstum  an  Macht, 
Geschicklichkeit  und  Sicherheit  wird  die  Gesellschaft  sehr 
vorteilhaft".  ]) 

Allein  wie  unzweifelhaft  richtig  auch  diese  Betrachtung 
sein  mag,  so  bleibt  es  doch  ausgeschlossen,  anzunehmen, 
dass  gerade  dieser  Gedankengang  es  war,  der  die 
Menschen  zur  Gründung  der  ersten  Gesellschaft  geführt 
haben  sollte.  Die  unleugbar  grossen  und  wahrhaften 
Vorteile,  die  das  Gemeinschaftsleben  dem  Einzelnen 
gewährt,  mussten  doch  erst  durch  Erfahrung  erkannt  und 
erprobt  werden,  um  von  den  Menschen  richtig  gewertet 
und  erstrebt  werden  zu  können.  Wir,  die  wir  in  einem 
feststehenden  Gesellschaftszustand  leben,  sind  wohl  in 
der  Lage  a  posteriori  Betrachtungen  über  Nutzen  und 
Schäden,  Vorteile  und  Nachteile  des  gesellschaftlichen 
Lebens  anzustellen.  Es  ist  aber  unmöglich  anzunehmen, 
dass  die  ersten  Menschen,  in  ihrem  wilden  und  unkul- 
tivierten Zustande,  schon  durch  Nachdenken  und  Über- 
legung allein,  a  priori  zu  dieser  Erkenntnis  gelangt  sein 
sollten.  Die  Zusammenschliessung  zu  einer  Gesellschaft 
als  das  Mittel  zur  Befriedigung  wirtschaftlicher 
Bedürfnisse  ist  zu  weit  entfernt  und  zu  dunkel,  um  in 
ihrer  Wirkung  vorausgesehen  werden  zu  können.  Dies 
ist  zweifelsohne,  nachdem  die  Gemeinschaft  einmal  ge- 


J)  Works  II.  — Treatise  II,  p.  259. 
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gründet  und  in  ihren  wirtschaftlichen  Vorzügen  erkannt 
war,  wohl  als  ausreichender  Grund  ihrer  weiteren  dau- 
ernden Erhaltung  geltend  zu  machen  —  und  Hume 
scheidet  hier  sehr  scharf  zwischen  Gesellschaftsgrün- 
dung und  Gesellschaftserhaltung  — ,  niemals  aber 
als  Motiv  ihrer  ersten  kausalen  Gründung. 

Nicht  bloss  ein  notwendiges  natürliches  Bedürfnis 
muss  als  die  erste  Ursache  bei  der  Bildung  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  gesucht  werden,  sondern  dazu  noch 
allein  ein  solches  Bedürfnis,  dessen  Befriedigungsmittel 
ebenso  unmittelbar  wie  leicht  und  beständig  zu  erhalten 
sind.  Und  dieses  Bedürfnis  ist  für  Hume  kein  anderes 
als  jenes  natürliche  Zueinanderstreben  (appetite)  zwischen 
den  Geschlechtern,  das  sie  beide  miteinander  verknüpft. 
„Diese  Umstände  der  menschlichen  Natur  machen  eine 
Vereinigung  notwendig,  und  jene  Leidenschaften  der 
Lust  und  der  natürlichen  Zuneigung  sind  ihre  unver- 
meidlichen Gründe".  1  Hume  nimmt  hier  also  eine 
in  eigenartiger  Weise  ausgeführte  vermittelnde  Stellung 
zwischen  den  beiden  oben  erwähnten  rein  altruistischen 
und  rein  egoistischen  Extremen  ein,  indem  er  sie  beide 
verbindet.  Das  Grundprinzip  der  Vergesellschaftung  ist 
zwar  ein  individuelles  Bedürfnis,  das  aber  nur  ausgelöst 
wird  durch  einen  Drang  nach  Gemeinschaft,  zwar  die  Be- 
friedigung eines  persönlichen  Wunsches,  die  aber  erst  er- 
langt werden  kann  nach  einer  natürlichen  und  notwendigen 
Verbindung  der  eigenen  Person  mit  einer  zweiten. 


i  Works  II.  —  Treatise  II,  p.  260. 
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Die  natürliche  Neigung  zwischen  den  Geschlechtern 
führt  diese  nicht  allein  zusammen,  sondern  erhält  auch 
und  nährt  ihre  Vereinigung,  so  lange,  bis  durch  ihre 
gemeinschaftliche  Frucht  zu  ihrer  Zusammengehörigkeit 
ein  neues  Band  hinzukommt.  Dieses  Zusammenleben 
wird  nun  auch  die  Quelle  der  Vereinigung  zwischen 
Eltern  und  Kindern;  und  wir  haben  sofort  schon  eine 
grössere  Gesellschaft.  Die  Eltern  besitzen  hier  zwar, 
vermöge  ihrer  grösseren  Macht  und  Klugheit,  eine  be- 
herrschende Gewalt,  fühlen  sich  aber  nichtsdestoweniger 
durch  jene  natürliche  Zuneigung,  die  sie  zu  ihren 
Kindern  haben,  von  vornherein  in  der  Ausübung  ihrer 
Autorität  auf  gewisse  gesellschaftlich  zuträgliche  Grenzen 
eingeschränkt.  Bald  kommen  noch  Gewohnheit  und 
Übung  hinzu,  die  auf  die  zarten  und  leicht  empfänglichen 
Gemüter  der  Kinder  in  gleicher  sozialer  Richtung  wirken, 
und  es  dauert  nicht  lange,  und  sie  haben  die  rauhen 
Auswüchse  abgestreift,  haben  auch  jene  Leidenschaften, 
die  einer  menschlichen  Vereinigung  hinderlich  sind,  bis 
zu  einem  gewissen  Punkte  zurückgedrängt  und  fühlen 
sich  nur  noch  im  geselligen  Leben  als  gesellige  Wesen 
am  Platze.1 

So  sehen  wir,  wie  gewisse  elementare  Bedürfnisse 
die  Menschen  dazu  bringen,  sich  miteinander  zu  ver- 
binden, und  wie  angeborene  Neigungen  zur  Beibe- 
haltung und  bald  auch  zur  Stärkung  der  einmal  einge- 
gangenen Verbindung  veranlassen.  Was  aber  bei  dieser 


1  Works  II.  -  Treatise  II,  p.  259  f. 
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Hume'schen  Auffassung  in  Bezug  auf  die  erste  Verge* 
sellschaftung  das  Wesentliche  und  Bedeutende  ist,  das  ist 
einerseits  die  in  der  Geschlechtsliebe  als  Grundprinzip  der 
Gesellschaftsbildung  gelegene  Verschmelzung  von  ego- 
istischem und  altruistischem  Triebe,  andererseits  die 
mit  diesem  Prozesse  verbundene  Natürlichkeit  und  Not- 
wendigkeit. Frei  von  jeder  Launenhaftigkeit,  Willkür- 
lichkeit und  Zufälligkeit,  rein  aus  den  von  der  Natur 
dem  Menschen  mitgegebenen  Trieben  und  Gefühlen, 
vollzieht  sich  die  in  der  Natur  des  Menschen  begründete 
Verbindung  der  Geschlechter,  aus  der  sofort  eine 
Familie,  als  primitivster  Gesellschaftskörper,  organisch 
heranwächst.  Hume  geht  hierbei  so  weit  bis  zur  Be- 
hauptung, dass  in  dem  Gesellschaftsprozess  genau  die- 
selbe Einförmigkeit  und  Gesetzmässigkeit  natürlicher 
Prinzipien  walte,  wie  in  der  ganzen  äusseren  Natur. 
Wie  wir  ohne  Bedenken  einräumen  müssen,  dass  die 
Cohäsion  der  Teile  der  Materie  auf  natürlichen  und 
notwendigen  Grundsätzen  beruht,  so  viel  Schwierigkeiten 
wir  auch  bei  deren  Erklärung  finden  mögen,  ebenso 
müssen  wir  auch  aus  gleichem  Grund  gestehen,  dass 
die  menschliche  Gesellschaft  sich  auf  gleiche  Prinzipien 
gründet.  Die  Neigung  der  Geschlechter  zu  einander, 
der  Trieb  zur  Begattung  und  zur  Vergesellschaftung, 
Liebe  der  Eltern  zu  ihren  Kindern  und  ihre  Sorge  um 
einen  engeren  Zusammenschluss,  das  sind  alles  Momente 
im  Leben  des  Menschen  als  Gesellschaftswesen,  die 
ebenso  in  seiner  Natur  begründet  sind  und  als  die 
notwendigen    Motive    seiner   Handlungen  angesehen 
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werden  müssen,  wie  die  anderen  Naturgesetze  in  den 
übrigen  Naturphenomencn. 1 

II. 

Das  isolierte  Individuuni  kann  nach  Hume  natur- 
historisch auf  keine  Realität  Anspruch  erheben,  denn 
es  hat  niemals,  als  ein  selbständiges  Ganzes,  für  sich 
existiert,  sondern  auch  in  seiner  ursprünglichsten  Form 
nur  das  Glied,  also  nur  Teilstück,  der  Familie  gebildet. 
Die  Familie,  und  nicht  das  einzelne  Individuum,  ist 
somit  das  einfachste  soziale  Element,  aus  dem  sich 
die  Gesellschaft  zusammensetzt;  und  die  erste  differen- 
zierte Gemeinschaftsverbindung  entwickelt  sich  nicht 
zwischen  den  Einzelindividuen,  sondern  zwischen  den 
Familien,  dieselben  als  Einheiten  genommen. 2 


1  Works  II.  —  Treatise  II,  p.  183. 

2  Die  Annahme,  dass  nicht  das  Einzelindividuum,  sondern 
dass  die  Familie  das  erste  Element  der  Gesellschaft  ausmache, 
ergibt  sich  bei  näherer  Betrachtung  als  eine  für  Hume  in  gewissem 
Sinne  notwendige  Forderung  seines  sonstigen  psychologischen 
Systems.  Die  meisten,  namentlich  späteren,  Naturrechtslehrer 
stimmen,  wie  sehr  sie  auch  sonst  in  ihren  Lehren  voneinander 
abweichen  mögen,  in  ihrer  soziologischen  Prämisse  darin  überein, 
dass  sie  die  Gemeinschaft  aus  dem  Individuum  herleiten.  Das 
Einzelindividuum  geht  nach  ihnen  jedem  Gemeinschaftsgebilde 
zeitlich  voran,  und  jeder  gesellschaftliche  Verband  ist  das  Erzeugnis 
einer  Summierung  von  Individualakten.  Diesen  Entwicklungsgang 
glaubten  jene  Naturrechtslehrer  annehmen  zu  müssen,  um  dadurch 
die  für  den  Gesellschaftsvertrag  im  Sinne  ihrer  Theorien  notwendige 
Grundlage  der  menschlichen  Selbstbestimmung  zu  gewinnen.  Indem 
aber  so  der  einzelne  Mensch  als  ein  von  vornherein  in  sich  ge- 
schlossenes, für  sich  existierendes  unabhängiges  Ganzes  erklärt  wird, 
erlangt  die  Verstandestätigkeit  bei  der  Gesellschaftsbildung  eine 
Macht  der  Initiative,  wie  sie  sich  mit  den  anderen  Lehren  Humes 
unmöglich  vereinen  Hesse.  Das  in  sich  Abgeschlossene  birgt  gleich- 
zeitig ein  abschliessendes,  das  für  sich  Isolierte  notwendig  ein 
isolierendes  Moment  in  sich.  Wäre  nun  der  Mensch  tatsächlich  so 
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Die  Familie  ist  der  einfachste  soziale  Organismus. 
In  die  Familie  hinein  wird  der  Mensch  geboren,  in  ihr 
wird  er  während  seiner  ersten  Kindheit  von  den  Eltern 
gewartet  und  gepflegt,  und  auch  später  in  seiner  Ent- 
wicklung gefördert  und  in  seiner  Unbeholfenheit  belehrt. 
Ist  er  einmal  erwachsen  und  in  der  Lage,  nach  seinem 
Verstände  zu  handeln,  dann  schliesst  er  sich  freiwillig 
seinen  Eltern  an,  wobei  er  in  seinem  Entschlüsse  durch 
Gewohnheit,  Dankbarkeit  und  natürliche  Zuneigung 
geleitet  wird. 

Im  Zusammenhang  damit  bildet  sich  die  Familie 


zu  denken,  als  ein  nach  seinerMiatürlichen  Bestimmung  absolutes, 
in  sich  geschlossenes  und  für  sich  isoliertes  Wesen,  dann  wäre 
nach  dem  Hume'schen  Psychologismus  schlechterdings  nicht  abzu- 
sehen, in  welcher  Weise  ein  gesellschaftlicher  Zustand  unter  den 
Menschen  hätte  überhaupt  jemals  zustande  kommen  können.  Denn 
selbst  die  zugegebene  Möglichkeit  einer  vorangehenden  Überzeugung 
von  der  Zweckmässigkeit  und  Nützlichkeit  einer  Verzichtleistung 
auf  den  natürlichen  Zustand  könnte  in  keinem  Falle  die  Vereinigung 
der  Menschen  zu  einer  Gesellschaft  bewirken.  Wir  hätten  nämlich 
dann  die  Erscheinung,  dass  der  isolierte  Zustand,  der  in  einem 
dem  Menschen  von  Natur  aus  mitgegebenen  Triebe  des  Fürsich- 
seins begründet  ist,  das  Feld  geräumt  hat  vor  einem  geselligen 
Zustande,  und  zwar  rein  infolge  einer  verstandesmässigen  Erwägung. 
Dies  würde  aber  mit  anderen  Worten  nichts  Geringeres  bedeuten, 
als  den  Sieg  der  vernünftigen  Einsicht  über  einen  angeborenen, 
nach  einem  entgegengesetzten  Ziele  strebenden  Affekt,  was  unser 
Philosoph  niemals  zugegeben  haben  mag.  Durch  die  Annahme 
indessen,  dass  der  Mensch  als  soziales  Wesen  niemals,  auch  in 
seiner  Urbildung  nicht,  ein  Ganzes  für  sich,  sondern  stets  nur  das 
immer  bleibende  Glied  eines  weiteren  Ganzen  bildet,  muss  er  doch 
notgedrungen  von  vornherein  ein  vom  Ganzen  abhängiges,  zu  ihm 
hinneigendes  Element,  einen  spezifisch  gesellschaftlichen  Affekt  mit 
sich  mitbringen.  Seine  psychologischen  Voraussetzungen  zwingen 
Hume,  die  Familie  —  das  kleinste  Gebiet  in  der  Möglichkeit 
sozialer  Gefühlsbetätigung  —  als  die  notwendig  primitivste  Grund- 
lage der  Gesellschaft  anzunehmen,  und  die  Behauptung  eines  jedem 
gesellschaftlichen  Leben  vorangehenden  ,, isolierten  Naturzustandes" 
als  einen  dem  menschlichen  Wesen  widersprechenden,  also  natur- 
widrigen Zustand  zurückzuweisen. 


-    13  - 


dann  auch  heraus  zu  einer  wirtschaftlichen  Ein- 
heit. Es  wird  hier  gemeinsam  gearbeitet,  gemeinsam 
produziert,  und  das  Produzierte  gemeinsam  verzehrt. 
Hat  aber  schon  das  gemeinsame  Arbeiten  die  produk- 
tive Kraft  der  Familie  wesentlich  vermehrt,  so  geschieht 
dies  noch  in  erheblicherem  Masse,  wenn  nach  und 
nach  innerhalb  der  Familienglieder  sich  eine  gewisse 
Arbeitsteilung  herausbildet.  Dadurch  wird  ihre  Ge- 
schicklichkeit und  Leistungsfähigkeit  ganz  beträchtlich 
gesteigert.  Sobald  aber  die  Menschen  einmal  in  Er- 
fahrung gebracht  haben,  dass  durch  die  neue  Arbeits- 
weise ihnen  „der  Kampf  ums  Dasein"  erheblich  er- 
leichtert wird,  dass  sie  dadurch  weit  bequemer 
und  besser  in  der  Lage  sind,  der  Natur  ihre  Schätze 
abzuringen,  als  wenn  sie  ziel-  und  planlos  und  alles 
dem  Zufall  überlassend  arbeiteten,  da  entsteht  in  ihnen 
der  Wunsch,  die  bereits  erprobte  und  als  vorteilhaft 
erkannte  systematische  Arbeitsweise  noch  weiter  auszu- 
dehnen. Und  so  beginnen  die  einzelnen  Familien  zu- 
einander zunächst  in  wirtschaftliche  Wechselbeziehung 
zu  treten.  Diese  wirtschaftliche  Annäherung  wird  dann 
bald  durch  andere  weitere  gesellschaftsbildende  Faktoren 
nicht  nur  unterstützt  und  gefördert,  sondern  geradezu 
abgelöst.  Sind  einmal  die  Menschen  aus  ökono- 
mischen Bedürfnissen  einander  nähergerückt,  dann 
wollen  sie  schon  aus  psychologischen  Gründen 
nicht  mehr  voneinander  lassen :  gewisse  angeborene 
soziale  Gefühle  lassen  ihnen  ein  gesellschaftliches  Zu- 
sammenleben als   wertvoll  erscheinen.    Der  Mensch 
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ist  nämlich  von  Natur  aus  ein  ZCoov  nofanxov,  er  besitzt 
natürliche  soziale  Triebe,  die  ihn  zu  einer  andauernden 
Geselligkeit  mit  Seinesgleichen  anregen  und  geeignet 
machen. 

Wie  Hume  sich  diesen  Geselligkeitstrieb  eigentlich 
gedacht  hat,  sagt  er  uns  ausdrücklich  an  keiner  Stelle. 
Aus  seiner  ganzen  Lehre  ist  indessen  mit  ziemlicher 
Sicherheit  zu  entnehmen,  dass  er  darin  nicht  der  Ansicht 
des  Hugo  Grotius  ist,  der  den  Trieb  der  Geselligkeit 
als  ein  uninteressiertes  Gefühl  ansieht,  welches  seinen 
Ursprung  in  einer  für  sich  vorhandenen  wechselseitigen 
Menschenliebe  hat.  Der  Geselligkeitstrieb  ist,  im  Grunde 
genommen,  für  Hume  soziologisch  genau  dasselbe,  was 
das  Sympathiegefühl  für  ihn  ethisch  war,  und  beruht 
wie  dieses  auch  auf  den  gleichen  psychologischen 
Voraussetzungen.  Die  Voraussetzung  aber,  auf  der  das 
Sympathiegefühl  beruht,  ist  nach  unserem  Philosophen 
die,  dass  die  von  uns  mitgefühlte  fremde  Lust  zunächst 
in  uns  selber  Lust  errege,  so  dass  sie  erst  dann,  nach- 
dem sie  sich  bereits  in  unserem  Ich  wie  in  einem 
Spiegel  reflektiert  hat,  von  uns  sympathisch  mitem- 
pfunden werden  kann.  Unser  Selbst  und  die  voran- 
gehende Eigenlustempfindung  ist  also  zur  Ermöglichung 
des  Sympathiegefühls  eine  absolute  Notwendigkeit,  und 
daher  leugnet  auch  Hume  die  Existenz  der  allgemeinen 
Menschenliebe  in  unserem  Gemüt  als  eine  von  allen 
persönlichen  Eigenschaften  und  Beziehungen  unab- 
hängige, für  sich  existierende  Leidenschaft.  In  diesem 
Sinne  also  dürfte  auch  der  Hume'sche  Geselligkeitstrieb 
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aufzufassen  sein,  als  ein  der  Befriedigung  eines  inneren 
Bedürfnisses  dienender  Affekt:  Es  entspricht  dem  see- 
lischen Interesse  des  Menschen,  nach  seiner  ganzen 
Beschaffenheit,  gesellig  zu  sein.  Nach  der  praktischen 
Seite  würde  Hume  dann  in  diesem  Punkte  mit  Pufendorf 
übereinstimmen,  der  den  Geselligkeitstrieb  auf  die  Be- 
förderung des  allgemeinen  Besten  zurückführt,  und  so, 
auch  wie  dieser,  hier  eine  Versöhnung  zwischen  Grotius 
und  Hobbes  bedeuten. 

Hume  macht  hierbei,  wie  ich  schon  früher  ange- 
deutet, eine  sehr  scharfe  Unterscheidung  zwischen  der 
ursprünglichen  Bildung  der  Gesellschaft  und 
zwischen  ihrer  weiteren  Ausgestaltung  und  Er- 
haltung, die  er  eine  jede  auf  ganz  andere  Motive 
zurückzuführen  sucht.  Die  erste  Form  der  Gesellschaft, 
die  Familie,  beruht  auf  einer  natürlichen  Affinität.  Die 
menschliche  Natur  hat  unmittelbar  und  notwendig  diesen 
sozialen  Organismus  zutage  gefördert,  ohne  den  der 
Mensch  in  keiner  Weise  hätte  überhaupt  nur  bestehen 
können.  Zu  diesem  Naturtriebe,  der  die  Gesellschaft 
in  ihrer  rein  elementaren  Form  gründet,  gesellt  sich 
dann  die  Gewohnheit,  die  die  Familiengesellschaft  weiter 
ausbaut  und  dauernder  gestaltet,  es  kommt  ferner  die 
Erkenntnis  auch  der  wirtschaftlichen  Vorteile  hinzu,  die 
das  gemeinsame  Leben  gewährt,  und  diese  Erkenntnis, 
unterstützt  von  einem  angeborenen  Geselligkeitstrieb, 
fördert  immer  mehr  die  Verbindung  der  einen  Familie 
mit  anderen  ähnlich  organisierten  Familien  zu  einer 
beständig  wachsenden  gesellschaftlichen  Gruppe.  Die 
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im  Menschen  wirksamen  Bedürfnisse  einerseits,  die 
Triebe  zu  einem  geselligen  Leben  andererseits,  und 
diese  beiden  unterstützt  durch  die  konservierende  Macht 
der  Gewohnheit,  das  sind  nach  Hume  im  wesentlichen 
die  inneren  Momente,  die  die  Gesellschaft  ausbilden 
und  erhalten.  „Der  Mensch,  geboren  in  einer  Familie, 
ist  durch  Not,  durch  natürliche  Neigung  und  durch  Ge- 
wohnheit in  der  Lage,  Gesellschaft  zu  halten".1  Was 
aber  die  Gesellschaft,  nach  ihrem  äusserlichen  Merkmal, 
zusammenhält,  das  ist  der  Wille,  die  Einwilligung  der 
einzelnen  Glieder  oder  Gliedergruppen,  sich  in  die  Be- 
dingungen, Ansprüche  und  Erfordernisse  des  Gesell- 
schaftslebens aus  eigenen  Stücken  zu  fügen :  das  ist 
der  Gesellschafts  vertrag. 

Nach  Hume  beruht  somit  die  Familienverbindung 
innerlich  wie  äusserlich  auf  rein  natürlichen  und  absolut 
notwendigen  Verhältnissen;  jedes  andere  menschliche 
Gesellschaftsgebilde  hingegen,  obgleich  es  in  seinem 
inneren  Werdegang  grösstenteils  die  Folge  eines  or- 
ganisch vollzogenen  Entwicklungsprozesses  ist,  erscheint 
und  betätigt  sich  dennoch  in  seiner  äusseren  Lebensform 
als  das  ledigliche  Produkt  eines  Vertrages  —  und  gilt 
daher  auch  als  das  Produkt  eines  solchen  Vertrages. 

Darin  aber  liegt  nun  gerade  die  grosse  Schwierig- 
keit. Denn  mit  dem  Leben  in  der  Gesellschaft  sind 
die  Möglichkeiten  von  Konflikten  und  Reibungen  unter 
den  einzelnen  Gliedern  schlechterdings  unvermeidlich. 


1  Works  III.  —  Of  the  Oiigin  of  Government,  p.  113. 
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Der  Mensch  steht  sich  am  nächsten  —  und  sucht 
daher  in  erster  Linie  seine  rein  persönlichen  Interessen 
wahrzunehmen;  er  betrachtet  sein  Selbst  als  ein  Ganzes, 
während  er  doch  tatsächlich  nur  das  Stück  eines  anderen 
Ganzen  ist.  Es  ergibt  sich  somit  die  unmittelbare 
Forderung,  dass  die  gesellschaftlichen  Beziehungen 
unter  den  Mitgliedern  geregelt  werden,  dass  die 
Rechte  und  die  Pflichten  eines  jeden  von  ihnen  be- 
stimmt und  umgrenzt  werden,  ohne  welche  Mass- 
regel dieselben  zum  Gesellschaftsleben  ganz  unfähig 
sein  müssten.  Daher  suchen  schon  in  der  Familie  die 
Eltern  durch  Erziehungsmittel  gegen  das  Überhand- 
greifen  von  Affekten  und  Gewohnheiten,  welche  die  Ge- 
meinsamkeit stören,  anzukämpfen.  Und  sie  unterlassen  es 
nicht,  ihre  Kinder  zu  gewissen  Regeln  des  Betragens 
und  Benehmens  anzuhalten,  wenigstens  soweit  es  zu 
einem  Zusammenleben  in  einer  Familie  absolut  unent- 
behrlich ist.  Es  bilden  sich  so  allmählich  gewisse 
Regeln  heraus,  die  nach  und  nach  eine  bestimmt  um- 
rissene  Form  annehmen  und  schliesslich  sogar  eine 
beherrschende  Stellung  in  der  Institution  der  Familie 
gewinnen.  Sie  beschränken  sich  aber  auch  ganz  auf 
dieselbe,  ohne  noch  sonst  jemand  in  den  Bereich  ihrer 
Vorschriften  einzubeziehen.  Auch  in  der  entwickelteren, 
differenzierteren  Gesellschaft,  in  der  Familiengruppe, 
ist  der  durch  die  Anpassung  an  die  Gesamtheit  re- 
sultierende Nutzen  für  jeden  Einzelnen  noch  so  augen- 
scheinlich, dass  ein  jeder,  in  seinem  eigenen  Interesse, 
ohne  weiteres  sich  gewissen  einschränkenden  Bestim- 
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mutigen  unterwirft,  deren  Beobachtung  für  die  Gesamt- 
heit unerlässlich  ist.  Die  bereits  früher  in  den  einzelnen 
Familien  ausgebildeten  und  erfolgreich  zur  Geltung  ge- 
kommenen Regeln  finden,  den  neuen  veränderten  Ver- 
hältnissen entsprechend,  eine  gewisse  Erweiterung  und 
Umformung,  und  es  treten  so  bald  auch  hier  gewisse 
Normen  in  Kraft,  „die  Friede  und  Ordnung  aufrecht 
erhalten,  und  die  sich  dann  bis  zum  äussersten  Umfange 
dieser  Gesellschaft  erstrecken".  Das  Eigentümliche  an 
allen  diesen  regulierenden  Bestimmungen  aber  ist,  dass 
sie  von  den  einzelnen  Mitgliedern  der  Gesellschaft  — 
die  in  wirtschaftlicher  wie  in  moralischer  Hinsicht  sich 
einander  so  ziemlich  gleich  im  Werte  sind  —  ganz 
freiwillig  und  ohne  jeglichen  Zwang  befolgt  werden. 
In  dieser  primitiven  Gesellschaftsform,  bei  diesen  ein- 
fachen und  elementaren  Beziehungen  ist  eben  die 
Koinzidenz  von  subjektivem  Vorteil  und  objektiver 
Regel  dermassen  vollständig  und  augenfällig,  dass  jeder 
nur  seinen  unmittelbaren  persönlichen  Nutzen  zu  er- 
streben braucht,  um  schon  seiner  moralischen  Pflicht 
der  Gesellschaft  gegenüber  in  ausreichendem  Masse 
nachzukommen. 

In  der  Folge  aber,  wenn  mehrere  solcher  gesell- 
schaftlich gesonderter  Gruppen  sich  einander  näher 
kommen,  zunächst  vielleicht  bloss  zwecks  momentaner 
gegenseitiger  Bequemlichkeit,  und  daher  nur  einen  ganz 
äusserlichen,  rein  wirtschaftlich  beschränkten  Austausch 
unterhalten,  später  jedoch  auch  gesellige  Beziehungen 
anknüpfen  und  pflegen,  und  schliesslich  sogar  zu  einer 
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einzigen,  nach  Aussen  erheblich  umfangreicheren  und 
nach  Innen  weit  differenzierteren  Gesellschaft  sich  zu- 
sammen verschmelzen,  oder  wenn  gar  die  Gesellschaft 
allmählich  an  Umfang  sö  sehr  zunimmt,  dass  sie  einen 
ganzen  Stamm  oder  ein  ganzes  Volk  in  sich  einschlichst, 
da  verwischen  sich  bald  die  naheliegenden  und  offen- 
kundigen Beziehungen  zwischen  individuellem  Nutzen 
und  allgemeiner  Regel.  Der  Vorteil  der  Unterordnung 
des  ersteren  unter  die  letztere  ist,  weil  nicht  mehr  un- 
mittelbar, weniger  deutlich,  und  die  Menschen  sehen 
nicht  mehr,  wie  es  in  einer  kleineren  und  zusammen- 
gezogeneren Gesellschaft  der  Fall  ist,  so  leicht  ein, 
wie  mit  jeder  einzelnen  Übertretung  der  Regeln  Un- 
ordnung und  Verwirrung  in  der  Gesellschaft  erfolgen 
müsse.1  Zudem  kommt  noch,  dass  die  Momente,  die 
inneren  Charakteranlagen  wie  die  äusseren  Naturum- 
stände, die  den  Menschen  zur  Gründung  und  Ausbildung 
der  Gesellschaft  geführt  haben  und  ihre  dauernde  Er- 
haltung unentbehrlich  machen,  dass  gerade  dieseMomente 
eine  sachliche  Würdigung  der  berechtigten  Ansprüche 
aller  Glieder  und  damit  die  Beobachtung  der  objektiv 
richtigen  Regeln  besonders  stark  erschweren.  Eine  be- 
sonders schwierige  Wendung  nach  dieser  Richtung  hin 
tritt  aber  ein,  wenn  nun  gar  erst  mit  der  stets  zu- 
nehmenden gesellschaftlichen  Entwicklung  auch  noch 
das  Einzeleigentum  entsteht.  In  der  Natur  dieser  In- 
stitution liegt  notwendig  eine  Verschiebung  der  bisher 


1  Works  II.  -Treatisc  II,  p.  270  f. 
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unter  den  Gesellschaftsmitgliedern  herrschenden  Gleich- 
heit an  Besitz.  Damit  ist  aber  auch  eine  Ungleichheit 
an  Macht  verbunden,  denn  die  Stärke  an  Besitz  und 
Macht  bedingen  sich  gegenseitig,  wie  Hume  mit  scharfem 
Blicke  erkannt  hat.  Und  wir  haben  an  Stelle  der  bisher 
Gleichen  nunmehr  in  der  Gesellschaft  Reichere  und 
Ärmere,  Stärkere  und  Schwächere.  Und  die  nächste 
Folge  davon  ist  die,  dass  die  Stärkeren  ihre  grössere 
Macht  zu  ihrem  persönlichen  Vorteil  zu  missbrauchen 
suchen  werden,  während  der  schwächere  Teil  nicht  nur 
diesem  Gewaltmissbrauch  sich  zu  entziehen  bemüht 
sein,  sondern,  was  noch  schlimmer  ist,  gegen  die 
geltenden  Regeln  misstrauisch  werden  wird.  So  ge- 
staltet sich  die  Schlichtung  und  Regelung  der  aus  der 
Konsequenz  gerade  der  Privateigentumsinstitution  sich 
ergebenden  gesellschaftlichen  Komplikationen  dermassen 
schwierig,  dass  man  die  Lösung  dieses  Knotens  un- 
möglich wie  bisher  weiter  dem  Ermessen  und  Gut- 
dünken des  Einzelnen  überlassen  kann. 

Es  erwächst  vielmehr  für  die  Gesellschaft  die  neue 
Aufgabe,  die  Beobachtung  der  Regeln  der  Gerechtig- 
keit—so nennt  Hume  die  Tugend,  die  die  objektiven 
Normen  zur  Regelung  der  Beziehungen  der  Gesellschafts- 
mitglieder und  zwar  namentlich  in  Bezug  auf  das 
Eigentum,  abgibt  — ,  von  allen  Mitgliedern  sich  zu 
garantieren  und  nötigenfalls  sie  sich  zu  erzwingen.  Aus 
der  ursprünglich  blossen  freiwilligen  Verbind- 
lichkeit des  I  nt  er  e  s  ses  entsteht  so  das  Bedürfnis 
nach   einer   rechtlichen   Verbindlichkeit  des 


—   21  — 


Zwanges,  was  dann  wiederum  nach  dem  subjektiv- 
psychologischen Bildungsprozess  die  Form  und  den 
Geltungswert  einer  moralischen  Verbindlichkeit 
der  Pflicht  annimmt.  Und  um  nun  die  Befolgung 
der  aus  der  Gerechtigkeit  herrührenden  Vorschriften  im 
nötigen  Falle  auch  gewaltsam  durchsetzen  zu  können, 
wird  in  der  Gesellschaft  zur  Erlangung  dieses  Zweckes 
eine  besondere  sozialpolitische  Institution  eingerichtet. 
Mit  dieser  Massregel  jedoch  haben  wir  den  Übergang 
aus  der  natürlichen  Gesellschaft  in  die  poli- 
tische Gesellschaft;  wir  haben  damit  den  Staat. 

So  sehen  wir  die  Genesis  des  Eigentums,  der  Ge- 
rechtigkeit und  des  Staates.  Sie  alle  drei,  innerlich  mit- 
einander eng  verbunden,  setzen  unerlässlich  einen  Ge- 
sellschaftszustand voraus,  aus  dessen  Entwicklung  sie, 
infolge  der  immer  stärker  sich  differenzierenden  und 
verwickelnden  wissenschaftlichen  Verhältnisse,  heraus- 
wachsen. Die  Institution  des  Eigentums  bildet  den 
Gärungsstoff  in  der  gesellschaftlichen  Daseinsform.  Sie 
setzt  an  Stelle  der  hier  herrschenden  Besitzgleichheit 
die  wirtschaftliche  Ungleichheit  und  erzeugt,  um  den 
daraus  notwendig  resultierenden  Schwierigkeiten  zu  be- 
gegnen, die  künstliche  Tugend  der  Gerechtigkeit. 
Damit  aber  sprengt  sie  die  natürliche  Gesell- 
schaftsordnung und  setzt  an  ihre  Stelle  die  poli- 
tische Staatsverfassung.  Das  wesentlich  unter- 
scheidende Merkmal  zwischen  natürlicher  und  staatlicher 
Gesellschaftsordnung  ist  somit  auch  für  Hume,  wie  wir 
dies  zuerst  bei  dem  Begründer  des  neueren  Naturrechts, 


._  22   

Hugo  Grotius,  finden,  der  Unterschied  zwischen  der 
Gemeinschaft  mit  an  Besitz  und  Macht  gleichen  (societas 
aequalis)  und  der  mit  in  Bezug  auf  den  Besitz  un- 
gleichen Mitgliedern  {societas  inaequaUs),  die  sich  dann 
zwecks  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  notgedrungen 
in  Befehlende  und  Gehorchende  (imperans  et  paventes) 
sondert.  Der  Staat  ist  hierbei  der  Funktionär,  dem  die 
Aufgabe  obliegt,  darauf  zu  achten,  dass  die  als  Recht 
erkannten  Regeln  und  Normen  beobachtet  werden, 
deren  Befolgung  er  nötigenfalls  mit  autoritativer  Gewalt 
zu  erzwingen  hat.  In  der  Staatsverfassung  spielt 
in  Bezug  auf  die  Vorschriften  der  Gerechtigkeit  die 
Regierung  die  Rolle  des  Befehlenden,  dem  gegenüber 
alle  Anderen  nur  die  Gehorchenden  sind. 

III. 

Indem  besondere  Faktoren  dazu  berufen  werden, 
sich  um  alle  Angelegenheiten  von  Recht  und  Gerech- 
tigkeit zu  kümmern  und  für  deren  Beobachtung  zu 
sorgen,  erfährt  die  Gesellschaft  einen  ungeheuren  Fort- 
schritt. Denn  mit  der  Einführung  der  Herrschaft  des 
Rechts  beginnt  in  der  Gesellschaft  eine  neue  Epoche: 
es  beginnt  der  Einfluss  des  bewussten  Denkens  auf  die 
Ordnung  und  den  Zusammenhang  der  Menschheit,  die 
ursprünglich  dem  Walten  der  Triebe  und  dem  Dafür- 
halten des  Einzelindividuums  überlassen  war.  Im  Zu- 
sammenhange damit  gewinnt  für  den  Menschen  das 
Leben  in  der  Gemeinschaft,  neben  den  rein  praktischen 
Erfolgen,  und  im  Grunde  mit  ihnen  verbunden,  auch 
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einen  hohen  ethischen  Wert,  was  Hume  sehr  scharf 
hervorhebt.  Viele  Bedingungen  und  Institutionen,  die 
zunächst  rein  äusserlich  eingeführt  werden,  um  überhaupt 
erst  einen  geordneten  Verkehr  unter  den  Menschen 
möglich  zu  machen,  erlangen  nach  und  nach  durch 
Gewohnheit,  Anpassung  und  Erziehung  auf  die  Cha- 
rakteranlagen des  Menschen  einen  derart  veredelnden 
Einfluss,  dass  sie  allmählich  mit  ihnen  organisch  ver- 
wachsen, und  schliesslich  zu  unveräusserlichen  Gütern 
der  menschlichen  Kultur  werden.  Dank  unserer  durch 
Ideenassoziation  geleiteten  Einbildungskraft  „werden 
oft  allgemeine  Regeln  über  das  Prinzip,  aus  dem 
sie  zuerst  entspringen,  hinaus  ausgedehnt,  und  es  ge- 
schieht dies  bei  allen  Gegenständen  des  Geschmacks 
und  des  Gefühls''.1  Dies  zeigt  sich  schon  bei  der 
primitivsten  Gesellschaftsform,  in  der  Familie.  Die 
Eltern  sehen  sich,  aus  rein  äusserlichen  Gründen, 
nämlich  um  ein  Zusammenleben  überhaupt  möglich  zu 
machen,  von  vornherein  veranlasst,  durch  Erziehung 
auf  den  Charakter  ihrer  Kinder  einzuwirken,  und  eine 
Milderung  gewisser  angeborener,  die  Gemeinschaft  stö- 
render Schroffheiten  und  Rohheiten  ihres  Wesens  herbei- 
zuführen. Allein  für  die  Dauer  bleiben  sie  keineswegs 
dabei  stehen;  sie  suchen  vielmehr  in  ihren  Kindern 
immer  edlere  Triebe  zu  wecken  und  die  im  Keime 
vorhandenen  natürlichen  Tugenden  zu  einer  immer 
reicheren  Entfaltung  zu  bringen.    Im  Laufe  der  Zeit 

1  Works  IV.  —  Principles  of  Morals,  p.  199. 
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nimmt  diese  Beeinflussung  sogar  eine  gegenseitige 
Form  an,  indem  die  Kinder  gleichzeitig  auf  die  Sitten 
und  Empfindungen  ihrer  Eltern  veredelnd  einwirken. 
Dass  die  Verbindung  der  Eltern  als  dauernder  Zustand 
nicht  zum  wenigsten  mit  eine  Folge  dieses  rückwirkenden 
Verhältnisses  ist,  wird  man  wohl  nicht  bestreiten  wollen. 
Wie  oft  wäre  es,  namentlich  bei  den  kaum  in  der  Ent- 
wicklung begriffenen  Menschen,  zu  einem  Auseinander- 
gehen der  Eltern  gekommen,  wenn  nicht  das  Mitleid 
mit  der  trostlosen  Lage  ihres  eigenen  Kindes  sie  zu 
nächst  an  dieses  und  dann  wieder  aneinander  gekettet 
hätte.  Das  Zusammenbleiben  der  Eltern  ist  somit 
vielfach  das  Produkt  der  langen  und  hilflosen  Kindheit 
der  Menschen,  die  Wirkung  des  Bewusstseins,  dass  die 
Erhaltung  der  Kinder  nur  möglich  ist,  wenn  deren  Er- 
zeuger zusammenbleiben  und  gemeinsam  für  sie  sorgen. 
Als  die  unmittelbare  Folge  dieser  Verbindung  aber  ist, 
wie  Hume  meint,  die  Tugend  der  Keuschheit  oder  die 
eheliche  Treue  anzusehen. 1  Eine  freilich  etwas  ge- 
wagte Behauptung,  für  die  er  uns  zudem  jede  Be- 
weisführung schuldig  bleibt.  Mit  der  immer  fort- 
schreitenden Entwicklung  der  Gesellschaft  wird  auch 
ihr  Einfluss  auf  den  einzelnen  Menschen  stets  grösser 
und  wirksamer.  Die  Gemeinschaft  als  solche  muss 
ja,  ihrem  Wesen  nach,  auf  eine  harmonische  Ordnung 
hinstreben.  Daraus  aber  ergibt  sich  für  den  Einzelnen 
eine  Tätigkeit,  die  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Gemein- 

i  Works  IV.  -  Principles  of  Morals,  p.  198. 
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samkcit  erwächst  und  die  auch  nur  unter  dieser  Perspektive 
behandelt  werden  darf.  Das  Individuum  giH  jetzt  nicht 
mehr  als  ein  bloss  per  se  et  in  se  bestehendes  Wesen, 
es  findet  vielmehr  seine  Wertung  in  der  Zusammen- 
fassung der  gemeinschaftlichen  Interessen  Aller.  Und 
in  der  so  um  sich  greifenden  wechselseitigen  Betätigung 
der  Gattung  wächst  auch  im  Menschen  die  Befähigung 
des  Wohlwollens  und  der  Sympathie;  indem  nun  wieder- 
um das  Wirkungsgebiet  dieser  Gefühle  beständig  um- 
fassender wird,  gibt  es  in  erhöhtem  iviasse  die  Ge- 
legenheit, den  Einfluss  der  guten  Eigenschaften  zu 
verbreiten. 

Nur  im  gesellschaftlichen  Verkehr  kann  es  selbst- 
redend zu  einer  Pflege  der  sozialen  Tugenden  kommen, 
und  ihr  Einfluss  muss  natürlich  entsprechend  der 
wachsenden  Betätigung  des  Gesellschaftslebens  immer 
grösser  und  nachhaltiger  werden.  ,,Denn  die  Prinzipien, 
aus  denen  sie  entspringen,  sind  sozial  und  universell: 
sie  schaffen,  so  zu  sagen,  innerhalb  der  menschlichen 
Gattung  die  eine  Partei  gegen  Laster  oder  Unord- 
nung, ihren  gemeinsamen  Feind,  und  da  die  wohl- 
wollende Rücksicht  für  andere  in  grösserem  oder  ge- 
ringerem Grade  allen  Menschen  gemeinsam  und  in 
allen  dieselbe  ist,  so  bildet  sie  häufiger  einen  Gegen- 
stand des  Gespräches,  wird  in  der  Gesellschaft  und 
Unterhaltung  beobachtet,  und  der  ihr  zukommende 
Tadel  oder  Beifall  wird  dadurch  aus  jener  Lethargie 
geweckt,  in  die  sie  wahrscheinlich  in  der  einsamen  und 
wilden  Natur  eingelullt  sind.  Andere,  obwohl  vielleicht 
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ursprünglich  kräftigere  Leidenschaften,  werden  dennoch, 
da  sie  selbstsüchtiger  und  privater  Natur  sind,  von  ihrer 
Kraft  überwältigt  und  überlassen  die  Herrschaft  über 
unser  Inneres  diesen  sozialen  und  der  Allgemeinheit 

dienenden  Prinzipien   Was  Wunder  also,  dass 

die  moralischen  Gefühle  einen  solchen  Einfluss  auf 
das  Leben  besitzen,  obwohl  sie  aus  Prinzipien  ent- 
springen, die  beim  ersten  Anblick  einigermassen  gering- 
fügig und  unbedeutend  erscheinen  mögen."1 

Zu  dieser  Verfeinerung  und  Veredlung  unserer 
sozialen  Gefühle  gesellt  sich  bald  noch  in  uns  die 
Fähigkeit,  immer  reinere  und  allgemeinere  Urteile  zu 
fällen.  Der  primitive  Mensch  beurteilt  alles  unter  dem 
Gesichtspunkt  seiner  eigenen  Person  und  seiner  ego- 
istischen Interessen.  Daher  ist  sein  Urteil  nicht  nur 
subjektiv,  sondern  auch  willkürlich  und  unberechenbar. 
Durch  das  dauernde  Leben  in  der  Gemeinschaft  hin- 
gegen bildet  sich  allmählich,  mit  Hilfe  von  Assoziation 
und  Übung,  eine  gewisse  Objektivierung  und  Verall- 
gemeinerung in  unserm  Urteilen  heraus.  Und  dies 
geht  vielfach  so  weit,  dass  der  kultivierte  Mensch 
sich  dieser  Modifizierung  auch  da  noch  bewusst  bleibt, 
wo  ihm  direkter  Schaden  erwächst,  sogar  selbst  wo 
die  gesellschaftlichen  Zustände,  mit  denen  diese  höhere 
Beurteilungsweise  in  ursächlichem  Zusammenhange 
steht,  eigentlich  zu  existieren  aufhören,  wie  dies  insbe- 
sondere im  Kriegszustande  der  Fall  ist.    „Es  scheint 


1  Works  IV.  —  Principles  of  Morals,  p.  251. 
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gewiss,  dass  ein  roher,  aller  Kultur  barer  Wilder  i<  Ii 
in  seiner  Liebe  und  seinem  Hass  vornehmlich  nach 
seinen  Vorstellungen  von  persönlichem  Nutzen  und 
Schaden  richtet,  und  nur  einen  schwachen  Begriff  von 
einer  allgemeinen  Regel  oder  einem  System 
des  Verhaltens  hat.  Den  Mann,  der  ihm  im  Kriege 
gegenüber  steht,  hasst  er  aus  vollem  Herzen  nicht  nur 
im  gegenwärtigen  Augenblicke,  was  fast  unvermeidlich 
ist,  sondern  für  immer  nachher;  und  er  ist  ohne  die 
äusserste  Sühne  und  Rache  nicht  befriedigt.  Aber  wir, 
an  die  Rücksicht  auf  die  Gesellschaft  und  an  weit- 
gehende Überlegung  gewöhnt,  erwägen,  dass  dieser 
Mann  seinem  eigenen  Vaterlande  und  Volke  dient,  dass 
jeder  Mann  in  derselben  Lage  dasselbe  tun  würde,  dass 
wir  selbst  in  gleichen  Umständen  ein  gleiches  Verhalten 
beobachten  würden,  dass  im  allgemeinen  die  mensch- 
liche Gesellschaft  am  besten  durch  solche  Grundsätze 
aufrecht  erhalten  wird  —  und  durch  solche  Voraus- 
setzungen und  Anschauungen  wirken  wir  einigermassen 
unseren  roheren  und  engherzigeren  Leidenschaften 
entgegen".  1 

Andererseits  wiederum  ist  die  Fähigkeit,  Urteile 
möglichst  abstrakt  und  allgemein  fassen  zu  können, 
für  die  ethische  Ausgestaltung  des  Gemeinschaftslebens 
geradezu  eine  notwendige  Forderung.  Nur  wenn  wir 
imstande  sind,  von  den  besonderen  Umständen  ab- 
zusehen  und  uns  zu   allgemeinen  Prinzipien  zu 


1  Works  IV.  —  Principles  of  Morals,  p.  250,  Anmerkung. 
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erheben,  gelangen  wir  auch  dazu,  uns  objektive 
Vorstellungen  über  menschliches  Verhalten  und  Be- 
tragen zu  bilden  und  moralisch  zu  rechtfertigende  Mass- 
stäbe für  unsere  Billigung  oder  Missbilligung  fremder 
Handlungen  zu  schaffen.  So  zielt,  wie  wir  sehen,  der 
ethisch  erzieherische  Einfluss  der  Gesellschaft  auf  ein 
doppeltes:  Mässigung  aller  rein  selbstischen  Gefühle 
und  möglichste  Objektivierung  aller  die  Handlungen 
und  Charaktere  Anderer  angehenden  Urteile. 

Und  nun  werden  wir  es  auch  begreifen,  warum 
Hume  gerade  die  Gerechtigkeit  als  die  wichtigste 
Tugend  behandelt,  warum  er  sie.  die  „künstliche", 
höher  und  bedeutender  erachtet  als  die  „natürlichen" 
Tugenden.  Eben  darum,  weil  künstlich,  ist  sie  auch  die 
eminent  soziale,  die  am  wenigsten  an  das  Individuelle 
und  Besondere  gebundene  Tugend.  Das  den  ethischen 
Wert  der  ganzen  Vergesellschaftung  ausmachende  Kri- 
terium :  ohne  Rücksicht  auf  die  subjektiven  Gefühle  all- 
gemein gültige  Urteile  zu  bilden,  das  findet  gerade  bei 
der  Gerechtigkeit  seine  höchste  Forderung  und  bei 
dem  aus  dieser  Tugend  resultierenden  Rechte  seine 
höchste  Vollendung.  Freilich  sind  auch  die  natürlichen 
Tugenden  hervorragend  sozial,  denn  sie  beruhen  auf 
dem  Sympathiegefühl  und  haben  daher,  wie  beim  Ge- 
selligkeitstrieb, das  Bestreben,  das  Selbst  in  den  Dienst 
der  Gemeinschaft  zu  stellen  Aber  eben,  weil  ihre  letzte 
wurzelhafte  Quelle  ein  Gefühl  ist,  bleiben  sie  letzten 
Endes  doch  im  Subjektiven  befangen  und  können  sich 
schlechterdings  nicht  davon  ganz  emanzipieren.  Diese 
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letzte  und  höchste  Stufe  der  Objektivierung  und  Ver- 
allgemeinerung zu  erreichen,  und  damit  die  aus  der 
Natur  des  Gesellschaftslebens  sich  ergebenden  Schwie- 
rigkeiten am  vorzüglichsten  zu  lösen,  vermag  allein  die 
Gerechtigkeit.  Ist  ja  theoretisch  diese  Objektivierung 
schon  in  ihrem  Begriffe  eine  notwendige  Forderung, 
die  bekanntlich  auf  eine  möglichst  weitgehende  Ab- 
straktion und  auf  ein  völliges  Absehen  von  allem  Be- 
sonderen und  Einzelnen  hinausläuft. 

Praktisch  freilich  wird  für  jene  Faktoren,  die  mit 
der  Herleitung  der  Regeln  der  Gerechtigkeit  und  Auf- 
stellung des  Rechtes  betraut  sind,  immer  die  schwierige 
Frage  bleiben,  ob  sie  auch  wirklich  in  der  Lage  sind, 
die  geforderte  Objektivierung  und  Abstraktion  vorzu- 
nehmen und  folgerichtig  auszuführen.  Und  zu  diesem 
Zwecke,  um  ihnen  den  richtigen  Weg  zur  Ermittelung 
des  wahren  Rechtes  zu  zeigen,  greift  Hume  auf  den 
Naturzustand  von  neuem  zurück,  nachdem  er  dessen 
Unmöglichkeit  als  wirklichen  menschlichen  Zustand 
früher  bereits  aufs  nachdrücklichste  betont  hat.  War 
einmal  von  ihm  die  hergebrachte  Annahme,  dass  sich 
die  Gesellschaft  durch  einen  willkürlich  geschlossenen 
Vertrag  aus  dem  atomistischen  Naturzustand  gebildet 
habe,  auf  ihre  historische  Unnahbarkeit  zurückgeführt 
worden,  glaubte  er  nunmehr  den  „Philosophen"  eine 
Konzession  machen  und  ihnen  das  Recht  einräumen  zu 
können,  ihre  Raisonnements  sogar  bis  auf  den  „soge- 
nannten Naturzustand1'  (fo  the  supposd  stale  of  nature) 
ausdehnen  zu  dürfen,  „wenn  sie  nur  gleichzeitig 
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zugeben,  dass  er  eine  blosse  philosophische 
Erdichtung  sei,  der  weder  jemals  Realität  ge- 
habt hat,  noch  auch  Realität  haben  konnte".1 
Was  Kant  später  in  unleugbar  viel  bedeutenderer,  weil  in 
klarer,  bewusster  und  vor  allem  mit  seinem  ganzen 
System  in  organischem  Gefüge  stehender  Weise  getan 
hat,  das  finden  wir  schon  hier  bei  Hume,  wenn  auch 
allerdings  in  einer  Form  und  einem  Zusammenhang, 
die  sehr  dafür  sprechen,  dass  die  essentielle  Tragweite 
seiner  Behauptung  unserem  Philosophen  selber  nicht  zum 
vollen  Bewusstsein  gekommen  war.  Aber  die  tatsäch- 
liche Leistung  bleibt  doch  bestehen:  Hume  hebt  hier  die 
Lehre  eines  Naturzustandes  und  die  Theorie  eines  vor- 
historisch existierenden  Rechtes  aus  der  Kategorie  der 
Wirklichkeit  in  die  der  Möglichkeit;  er  leugnet  ihre 
Geltung  als  konstitutives  Prinzip,  aber  er  gesteht  ihnen 
die  Berechtigung  eines  regulativen  Prinzipes  zu,  zum 
Zwecke  wissenschaftlicher  Untersuchung.  Und  in  dieser 
methodologischen  Wendung  glauben  wir  die  besondere 
Bedeutung  Humes  als  Naturrechtslehrer  zu  finden,  und 
zwar  auch  für  unsere  Zeit  der  historischen  Betrachtungs- 
weise. Als  Historiker  musste  er  das  wirkliche  Vor- 
handensein eines  Naturzustandes  unter  allen  Umständen 
bestreiten,  als  Philosoph  hingegen  konnte  er  es  an- 
nehmen, als  eine  methodologische  Handhabe  zur  Auf- 
findung des  richtigen  Rechtes. 

Unter  diesem   Gesichtspunkte   allerdings  können 


1  Works  II.  -  Trcaüse  II,  p.  265. 
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und  sollen  beide  Darstellungen  der  Urform  des  mensch- 
lichen Daseins  herangezogen  werden,  sowohl  der  phi- 
losophische des  Hobbes,  die  von  dem  bellum 
omnium  contra  omnes  ausgeht,  wie  die  poetische,  die 
mit  Ovid  von  einem  goldenen  Zeitalter  träumt.  Denn 
beide  entspringen  aus  gleichen  Prinzipien,  beide  paaren 
in  ihrer  Art  gleicherweise  Richtiges  mit  Falschem,  und 
können  daher  beide  zusammen  unserem  Zwecke  am 
besten  dienen.  Die  philosophische  und  poetische  Fiktion 
sind  gleichsam  die  beiden  Pole  in  der  Entwicklung  der 
menschlichen  Gesellschaft,  und  daher  kann  in  ihrer 
doppelten  Beleuchtung  der  Werdegang  und  die  wahre 
Tendenz  der  Gerechtigkeit  am  vorzüglichsten  erkannt 
werden.  Auf  diese  Weise  gelangen  wir  am  besten  zur 
Erkenntnis  jener  notwendigen  Bedingungen,  unter  denen 
allein  die  Gerechtigkeit  und  das  Recht  entstehn,  sich 
Geltung  verschaffen  und  sich  als  nützlich  erweisen 
konnten.  In  das  tiefe  Dunkel  des  unheimlichen  Zu- 
standes  eines  bellum  omnium  contra  omnes  musste 
erst  ein  Strahl  der  Sympathie,  des  Füreinanderfühlens 
und  der  Geselligkeit  hineinleuchten,  um  die  Existenz 
der  Menschen  überhaupt  möglich  zu  machen.  Durch 
gesellschaftliche  Bande  aneinander  geknüpft,  wuchs 
auch  unter  den  Menschen  das  Interesse  der  Zusammen- 
gehörigkeit und  das  soziale  Gefühl,  bis  endlich  die 
Institution  des  Rechts  aufgekommen  ist  und  der  noch 
immer  schwankenden  gesellschaftlichen  Ordnung  die 
nötige  Stabilität  und  Dauerhaftigkeit  verliehen  hat.  Und 
je  mehr  die  Tugend  der  Gerechtigkeit  in  der  Mensch- 
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heit  eine  dominierende  Stellung  einnehmen  wird,  um- 
somehr  wird  sie  die  Gesellschaft  jenem  idealen  Zustande 
entgegenführen,  wo  der  einzelne  Mensch  sich  den 
Rechtsnormen  nicht  bloss  infolge  der  ihnen  gehörenden 
äusseren  Macht  des  Zwanges,  sondern  vielmehr  allein 
wegen  der  ihnen  zukommenden  moralischen  Verbind- 
lichkeit der  Pflicht  unterordnen  wird. 

So  sehen  wir,  wie  eine  Betrachtung  unserer  Ge- 
sellschaftsordnung unter  dem  Gesichtspunkte  eines  vor- 
angehenden, sei  es  poetisch,  sei  es  philosophisch  ge- 
fassten  Naturzustandes  sehr  wesentlich  zur  klaren  Er- 
kenntnis des  wahren  Ursprungs  der  Gerechtigkeit,  der 
eigentlichen  Aufgabe  und  des  hauptsächlichen  Zweckes 
des  Rechtes  beiträgt,  und  in  diesem  Sinne  ist  auch  die 
Bemerkung  Humes  zu  würdigen :  als  Philosoph  sei  er 
wohl  berechtigt,  aus  methodologischen  Gründen,  zu 
einer  Hypothese  zu  greifen,  deren  Geltungswert  er  als 
Historiker  geleugnet  hatte. 

IV. 

Ober  den  Werdegang  der  Gesellschaft  zum  Staate 
hat  sich  Hume  in  Bezug  auf  Einzelheiten  nicht  ge- 
äussert. Fragen,  wie  sich  der  Allgemeinbesitz  in  Privat- 
eigentum umgewandelt,  welche  Rolle  hierbei  die  Arbeit 
und  Arbeitsteilung  gespielt  haben  mag,  in  welcher  Art 
bei  diesem  Prozess  dem  menschlichen  Affektenleben 
eine  Mitwirkung  zugefallen  sein  dürfte,  diese  und  ähn- 
liche Fragen,  die  beispielsweise  für  einen  Rousseau 
oder  Locke  Stoff  zu  den  mannigfachsten  Spekulationen 
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geliefert  hatten,  blieben  bei  unserem  Philosophen  voll- 
ständig unerörtert.  Und  man  hätte  dies  eigentlich  von 
ihm  umso  weniger  erwartet,  als  gerade  nach  ihm  ja  die 
Entstehung  des  Eigentums  in  der  Gesellschaft  die  grösste 
Umwälzung  hervorgerufen  und  neben  der  Schöpfung 
der  Rechtsinstitution  sogar  ihre  Umwandlung  in  den 
Staat  notwendig  gemacht  hat.  „Die  Geschöpfe  der 
natürlichen  Gesellschaft  finden  sich  bei  ihrem  weiteren 
Fortschritte  bewogen,  staatliche  Gesellschaften  zu 
errichten,  damit  Gerechtigkeit  gehandhabt  werde,  ohne 
welche  kein  Friede,  keine  Sicherheit,  kein  wechselseitiger 
Verkehr  unter  ihnen  stattfinden  kann."  1  Das  ist  so 
ziemlich  alles,  was  wir  von  Hume  über  diesen  wich- 
tigsten Punkt  des  staatsbildenden  Prozesses  zu  hören 
bekommen,  ohne  dass  er  auch  nur  darüber  nähere  Angaben 
machte,  welchen  Fortschritt  er  eigentlich  damit  ge- 
meint und  wie  er  ihn  zustande  gekommen  sich  ge- 
dacht hat. 

Wenn  man  indessen  die  allgemeine  Denkweise 
Humes  ins  Auge  fasst,  wird  man  leicht  finden,  dass  die 
hervorgehobenen  Unterlassungen,  sowohl  aus  theore- 
tischen wie  aus  praktischen  Gründen  von  ihm,  man 
könnte  beinahe  sagen :  absichtlich,  gemacht  worden 
sind.  Zunächst  aus  rein  methodologischen  Gesichts- 
punkten. Jeder  Versuch  eines  näheren  Eingehens  auf 
die  Zustände  der  Urgesellschaft  läuft  letzten  Endes  auf 
eine  rein  spekulative  Deduktion  aus  gewissen,  doch 


1  Works  III. 


—  Of  the  Origin  of  Government,  p.  113. 
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immerhin  willkürlich  angenommenen,  weil  nicht  aus  der 
Erfahrung  geschöpften  Momenten  hinaus.  Hume  ist 
aber  Empirist,  und  zwar  mit  solcher  Konsequenz,  dass 
ihm  in  der  Geschichte  der  Philosophie  darin  vielleicht 
kein  Zweiter  gleichkommt ;  und  als  echter  Empirist  darf 
er  daher  nur  auf  Grund  und  mit  Hilfe  gut  bewährter 
Tatsachen  räsonnieren.  Bei  so  weit  zurückliegenden 
Zeiten  und  Menschen  jedoch  bleibt  für  den  Versuch 
einer  Nachkonstruktion  ihrer  Verhältnisse  und  Institu- 
tionen schlechterdings  gar  kein  anderer  Weg  als  der 
spekulativ-konstruktive  übrig.  Daher  hat  Hume  konse- 
quenterweise, um  nicht  mit  seiner  empiristischen  Methode 
in  direkten  Widerspruch  zu  geraten,  die  Behandlung 
unseres  Themas  auf  das  Mindestmass  beschränkt,  soweit 
es  ihm  eben  für  seine  Rechts-  und  Staatslehre  als  unerläss- 
lich  erschien,  und  auch  dieses  Wenige  nur  soweit  ausge- 
führt, als  es  sich  mit  hülfe  anderweitiger  rechtmässig,  weil 
empirisch,  erlangter  Resultate  als  wahr  bestätigen  Hess. 
Ein  zweiter  Grund,  der  Hume  ebenfalls  davon  abge- 
halten haben  mochte,  sich  in  weite  Betrachtungen  über 
die  einzelnen  Entwicklungsphasen  der  natürlichen  Ge- 
sellschaftsordnung zu  verlieren,  war  praktischer  Natur: 
Aus  Zweckmässigkeitserwägungen  hielt  er  wohl  ein  der- 
artiges Unternehmen  für  entbehrlich.  Hume  ist  in 
seinem  ganzen  Denken  durch  und  durch  teleologisch- 
utilitarisch;  und  dieser  Gesichtspunkt  war  für  ihn  nicht 
allein  in  der  Wahl  des  Stoffes  ausschlaggebend,  sondern 
mehr  noch  in  der  Art  der  Behandlung  dieses  einmal 
gewählten  Stoffes.  So  leitet  er  seine  Geschichte  Eng- 
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lands  mit  folgenden  sehr  charakteristischen  praktischen 
Reflexionen  ein:  „Die  Wissbegier,  die  alle  zivilisierten 
Nationen  für  die  Untersuchungen  über  die  Heldentaten 
und  Abenteuer  ihrer  Vorfahren  empfinden,  ruft  gewöhn- 
lich ein  Bedauern  hervor,  dass  die  Geschichte  der 
zurückliegenden  Zeitalter  fast  immer  so  sehr  getrübt 
ist  durch  tiefe  Dunkelheit,  Ungewissheit  und  Wider- 
spruch. Scharfsinnige  Leute,  die  Müsse  haben, 
gehen  mit  ihren  Untersuchungen  oft  über  diejenigen 
Zeiten  hinaus,  wo  alle  geschriebenen  Monumente  ver- 
fasst  oder  aufgehoben  sind,  ohne  zu  bedenken,  dass 
die  Geschichte  vergangener  Begebenheiten  sogleich 
verloren  geht,  oder  doch  sehr  entstellt  wird,  sobald  sie 
dem  Gedächtnis  oder  einer  mündlichen  Überlieferung 
überlassen  wird,  und  dass  die  Abenteuer  barbarischer 
Völker,  wenn  sie  auch  aufbewahrt  wären,  doch  wenig 
oder  gar  keine  Lehre  enthalten  könnten  für  diejenigen, 
die  in  aufgeklärteren  Zeiten  geboren  sind.  .  .  .  Und  es 
ist  vorzüglich  nur  ein  Vorteil  für  die  Wissenschaften, 
wenn  sie  in  Schweigen  und  Vergessenheit  begraben 
liegen.  .  .  .  Wir  werden  demnach  alle  Traditionen,  oder 
besser  Erzählungen,  welche  die  älteste  Geschichte  von 
Britannien  ausmacht,  unbeachtet  lassen  .  .  .,  wir  werden 
schnell  durch  die  dunkle  und  uninteressante  Periode  der 
sächsischen  Annalen  hindurcheilen  und  werden  uns 
eine  vollständigere  Erzählung  für  jene  Zeiten 
vorbehalten,  wo  die  Wahrheit  so  ausgemacht 
und  so  vollständig  ist,  dass  sie  dem  Leser 
Unterhaltung  und  Belehrung  verspricht." 
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Wir  sehen:  der  praktische  Erfolg  allein  ist  das 
durchgehende  Leitmotiv  in  der  Geschichtsschreibung 
Humes.  Nur  das,  was  durch  „Unterhaltung  und  Be- 
lehrung" für  den  Leser  „angenehm  und  nützlich"  zu 
werden  Aussicht  hat  —  schon  aus  der  Ethik  unseres 
Philosophen  ist  dieses  Kriterium  wohlbekannt  -  ,  nur 
das  allein  soll  eine  gewissenhafte  und  eingehende  Be- 
handlung erfahren.  Alles  andere  hingegen,  von  dem 
eine  solche  Wirkung  nicht  zu  erwarten  ist,  soll  lieber 
„in  Schweigen  und  Vergessenheit  begraben  liegen"  bleiben 
und  höchstens  nur  soweit  Erwähnung  finden,  als  es  zur 
Beibehaltung  des  kontinuierlichen  Fadens  der  Erzählung 
unentbehrlich  ist.  Diesem  Kriterium  der  Unterhaltung 
und  Belehrung  aber  entspricht,  was  die  Geschichte  anbe- 
langt, nur  die  Behandlung  solcher  Perioden,  die  in  gewisser 
Hinsicht  der  unsrigen  Zeit  ähnlich  sind ;  wo  schon  von 
Kulturzuständen,  von  politischen  und  ökonomischen 
Verhältnissen,  von  religiösen  und  sozialen  Bewegungen, 
wie  sie  sich  in  etwa  bei  uns  vorfinden,  die  Rede  sein 
kann,  so  dass  dadurch  der  Leser  unwillkürlich  zur 
Anstellung  von  Vergleichen  und  zur  richtigeren  Beur- 
teilung der  zeitgenössischen  Ereignisse  angeregt  wird  .  .  . 
„and  men  gradually  attained  that  Situation  with  regard 
to  commerce,  arts,  science,  government,  police  and 
cultivation  in  which  they  have  ever  since  persevered. 
Here  therefore  commences  the  useful  as  well  as  the 
more  agreable  part  of  modern  annals  ....  Whoever 
carries  his  anxious  researches  into  preceding 
is  moved  by  a  curiosity,  not  by  any  necessity 
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for  acquiring  knowledge  of  public  affairs,  or 
the  arts  of  civil  govcrnmcnt".1 

Dieser  Maxime  getreu,  unterlässt  es  Hume  tat- 
sächlich, sich  auf  den  Weg  einer  allzu  breiten  Dar- 
stellung weit  zurückliegender  Ereignisse  zu  begeben. 
Er  sucht  diese  ganze  Strecke  in  möglichst  grossen  Schritten 
zurückzulegen,  und  selbst  die  einzelnen  Etappen,  an 
denen  er  halten  muss,  so  schnell  und  knapp  abzutun, 
als  es  für  das  Verständnis  der  späteren  Perioden  nur 
irgend  angängig  ist.  Was  soll  aber,  bei  dieserßetrachtung 
der  Dinge,  nun  gar  eine  eingehende,  alle  Einzelmomente 
verfolgende  Darstellung  der  uns  so  wildfremden  prä- 
historischen Zeit? 

Was  für  Hume  die  Beschäftigung  mit  der  Politik 
so  besonders  empfehlenswert  macht,  das  ist  der  Um- 
stand, „dass  sie  diejenige  Wissenschaft  ist,  die  vor 
allen  anderen  am  meisten  zum  öffentlichen  Nutzen  so- 
wohl als  selbst  zum  Privatvergnügen  derer,  die  sich 
ihr  widmen,  beiträgt".2  Dies  kann  doch  aber  nur  in- 
sofern richtig  sein,  als  man  hoffen  dürfte,  durch  die 
philosophische  Beleuchtung  sozialer  Zustände  dahin  zu 
gelangen,  in  unserer  Gesellschaftsordnung  allenthalben 
Mängel  aufzudecken,  Schäden  blosszulegen,  und  damit 
Verbesserungen  zu  erwirken.  Inwiefern  jedoch  eine  aufs 
feinste  und  eingehendste  vorgenommene  Schilderung  der 
natürlichen  Gemeinschaftsordnung  diesem  Zwecke  dienen 

1  History  of  England  edited  by  Ward,  Lock  &  Tyler,  London 
1871  —  Bd.  II,  p.  58. 

2  Works  III,  -  Of  Civil  Liberty,  p.  156. 
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sollte,  ist  nicht  recht  abzusehen,  so  dass  eine  allzu 
eingehende  Beschäftigung  damit  von  keinem  Nutzen 
sein  könne. 

Aus  diesen  Gründen  wohl  mag  es  Hume  unter- 
lassen haben,  ausführliche  Betrachtungen  über  die  Einzel- 
fragen der  Gesellschaftsentwicklung  anzustellen,  noch 
überhaupt  diesem  ganzen  Problem  besondere  zusammen- 
hängende Studien  zu  widmen.  Indem  es  sich  für  ihn 
dabei  nicht  mehr  um  einen  Selbstzweck  handelte,  ihm 
also  bei  der  Schilderung  der  Sache  nicht  mehr  um  die 
Sache  selbst  zu  tun  war,  konnte  und  durfte  er  in  seiner 
Behandlung  aller  dieser  Fragen  sich  füglich  darauf  be- 
schränken, nur  dasjenige  zu  berichten,  was  er  für  not- 
wendig erachtete,  und  wo  er  es  für  notwendig  erach- 
tete. Als  Anhängsel,  in  Anmerkungen,  als  Erläuterungen 
und  Erklärungen  kommen,  überall  zerstreut,  die  meisten 
seiner  Äusserungen  über  die  Gesellschaft  und  Gesell- 
schaftsentwicklung vor,  die  erst  gesammelt,  gesichtet 
und  zusammengestellt  werden  mussten,  um  daraus  ein 
Ganzes  zu  bilden. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  seiner  Behandlung 
der  Staatslehre.  Im  Staate  leben  wir,  von  ihm  hängt 
zum  allererheblichsten  Teil  das  Wohl  und  Wehe  der 
Menschheit  ab.  Reformvorschläge  und  Umsturzpläne, 
Parteibildungen  und  Fraktionswesen  halten  uns  in  Bezug 
auf  Staatsangelegenheiten  von  allen  Seiten  beständig 
in  Atem.  Hier  soll  infolgedessen  die  Fackel  der  Philo- 
sophie hineinleuchten.  Sie  soll  alle  Zustände  und  Neu- 
bildungen, alle  Pläne  und  Vorschläge  auf  ihre  Rieh- 


-    39  - 

tigkcit  untersuchen  und  alle  damit  in  Zusammenhang 
stehenden  Voraussetzungen  und  Schlüsse  auf  deren 
Grundsätzlichkeit  prüfen.  In  der  Erörterung  von  Staats- 
problemen ist  nicht  nur  eine  grössere  Ausführlichkeit, 
sondern  auch  eine  diesen  Fragen  besonders  gewidmete 
Behandlung  sehr  wohl  am  Platze  —  denn  dies  gc 
schieht  im  höchsten  Grade  zum  Nutzen  und  Frommen 
des  Lesers.  Tatsächlich  lässt  sichs  Hume  nicht  ver- 
driessen,  allen  in  der  Politik  besonders  brennenden 
Fragen  selbständige,  eingehende  Studien  zu  widmen. 
Freilich  bezweckt  er  damit  in  erster  Reihe  die  Belehrung 
und  Unterhaltung  seiner  Zeitgenossen  und  behandelt 
infolgedessen  grösstenteils  rein  zeitgenössische  und 
vaterländische  Zeit-  und  Streitfragen,  die  für  uns  gar 
keinen  Wert  mehr  haben.  Aber  dazwischendurch  kommen 
auch  allgemeine  und  prinzipielle  Fragen  zur  Erörte- 
rung, und  dies  sogar  bisweilen  in  einer  so  systema- 
tischen Weise,  als  es  sich  überhaupt  mit  der  von  Hume 
gewählten  fragmentarischen  Form  eines  Essays  ver- 
trägt. 


Der  Staat. 


1.  Entstehung  des  Staates.1 


i. 

In  Bezug  auf  die  Frage  über  Entstehung  von  Staat 
und  Regierung  spielten  in  der  Geschichte  des  Natur- 
rechts die  theokratische  Lehre  und  die  Vertragstheorie 
die  bedeutendste  Rolle.  Innerhalb  ihrer  eigenen 
Sphäre  hatte  freilich  eine  jede  dieser  beiden  Staatsauf- 
fassungen in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  mannig- 
fache Modifikationen  aufzuweisen.  Aber  infolge  der 
heftigen  politischen  Kämpfe  unter  den  Stuarts  und  bei 
dem  Drange  der  dabei  beteiligten  Hauptparteien,  ihren 
politischen  Bestrebungen  eine  rechtliche  Grundlage  zu 
geben,  wurden  diese  beiden  Theorien  in  ihrer  grund- 
sätzlichen Darstellung  auf  die  äusserste  Spitze  getrieben. 
Und  in  dieser  allgemeinsten  und  extremsten  Fassung, 


1  Zum  klaren  Verständnis  der  folgenden  Ausführungen  dürfte 
es  nicht  überflüssig  sein,  nochmals  hervorzuheben,  dass  wir  es  hier 
mit  einem  ganz  andern  Vertrage  zu  tun  haben  als  mit  dem,  von 
welchem  im  vorigen  Kapitel  die  Rede  war.  Dort  handelte  es  sich 
um  den  Gesellschafts-,  hier  werden  wir  vom  Staatsvertrag  sprechen. 
Die  schon  frühe  im  Mittelalter  sich  vorfindende  Unterscheidung 
und  von  Althusius  besonders  scharf  vorgenommene  Trennung 
zwischen  Gesel lsch af tsvertrag  und  Herrsch af tsvertrag,  die 
erst  Hobbes  zu  einem  Akt  vereinigt  hat,  kommt  bei  Hume  aber- 
mals zur  Geltung.  Dies  allerdings  nur  soweit  die  Auseinander- 
reissung  der  beiden  Glieder  in  Betracht  kommt,  nicht  aber  was 
ihre  Behandlung  anbelangt. 


II 


wie  sie  sich  eben  damals  in  England  geltend  machte, 
ist  auch  hier  von  der  „thcokratischcn"  und  „vertra 
rechtlichen"  Richtung  bei  Hume  die  Rede. 

Schon  sehr  frühe  trat  die  theokratische  Idee  auf,  die 
den  Ursprung  aller  Regierung  von  der  Gottheit  ableitete, 
indem  sie  lehrte,  dass  der  Staat  eine  göttliche  Stiftung 
und  der  Ursprung  der  Regierungsgewalt  als  unmittelbar 
oder  mittelbar  von  Gott  herrührend  aufzufassen  sei, 
dass  das  ganze  Staatswesen  einen  Teil  der  göttlichen, 
unabänderlichen  Weltregierung  ausmache,  und  dass 
mithin  die  fürstliche  Herrscherwürde  den  Ausfluss  der 
göttlichen  Herrscherwürde  repräsentiere.  Dieser  Auf- 
fassung gegenüber  trat  bald  die  Lehre  vom  Staatsvertrag 
auf,  die  ihrer  Vorgängerin  auch  immer  mehr  und  mehr 
den  Rang  ablief,  ohne  freilich  sie  je  ganz  verdrängen 
zu  können.  Im  Gegensatz  zum  supranaturalistischen 
„gottesherrschaftlichen"  Gedanken  suchte  die  Vertrags- 
theorie die  Entstehung  des  Staates  und  der  Regierung 
auf  rein  menschliche  Willensvorgänge  zurückzuführen. 
Der  Staat,  lehrte  sie,  ist  nichts  weiter  als  das  Produkt 
des  Volkswillens,  die  Regierungsgewalt  nichts  mehr  als 
das  Ergebnis  eines  freiwillig  geschlossenen  Vertrages. 

Diese  beiden  Staatstheorien  sind  es,  die  in  der 
Folge  fast  ausschliesslich  die  spekulativen  Prämissen 
abgegeben  haben,  auf  denen  die  meisten  Naturrechts- 
lehrer  ihre  Systeme  aufbauten,  wobei  gewöhnlich  der 
theokratische  Gedanke  in  den  Dienst  mehr  konservativer 
Forderungen  gestellt  wurde,  während  die  aus  der  Ver- 
tragslehre gezogenen  praktischen  Folgerungen  vorzüglich 
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den  radikalen  Tendenzen  Vorschub  zu  leisten  pflegten. 
Wenn  tatsächlich  Staat  und  Regierung,  so  schlössen 
die  einen,  von  Gott  eingesetzte  Institutionen  sind,  dann 
haben  sie  auch  als  heilig  und  unverletzlich  zu  gelten, 
„und  es  muss  nicht  viel  weniger  als  Religionsfrevel 
sein,  sie,  wie  tyrannisch  sie  auch  werden  mögen,  in 
dem  geringsten  Punkte  anzutasten  oder  sich  gegen  sie 
aufzulehnen".  Demgegenüber  folgerten  die  anderen, 
die  den  Rechtsgrund  aller  Staatseinrichtung  in  einer 
vertragsmässigen,  freiwilligen  Übertragung  der  Gewalt 
durch  die  Gesamtheit  erblicken,  „dass  die  Untertanen 
stillschweigend  sich  noch  immer  die  Befugnis  vorbe- 
halten haben,  ihrem  Herrscher  Widerstand  entgegenzu- 
setzen, so  oft  sie  sich  durch  jene  Autorität  bedrückt 
finden  sollten,  mit  der  sie  ihn  zu  gewissen  Zwecken 
freiwillig  bekleidet  haben".1 

Zwischen  diesen  beiden  extremen  Theorien,  die 
wesentlich  von  rein  spekulativen  Voraussetzungen  ge- 
tragen sind,  unternimmt  es  Hume,  sowohl  was  ihre 
philosophischen  Grundsätze  als  was  die  daraus  abge- 
leiteten praktischen  Schlüsse  anbelangt,  einen  versöhnen- 
den Mittelweg  einzuschlagen. 

IL 

Der  Staat  ist  ohne  allen  Zweifel  göttlichen  Ur- 
sprungs, und  die  Urheberin  aller  Regierung  kann  einzig 
und  allein  nur  die  Gottheit  sein.   Dies  muss,  meint 

1  Works  III.  —  Original  Contract,  p.  443. 
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Hume,  jeder  zugeben,  der  an  eine  allgemeine  Vorsehung 
glaubt  und  in  allen  Begebenheiten  der  Natur  eine  plan- 
massige,  auf  weise  Zwecke  abzielende  Ordnung  erblickt. 
Wo  in  aller  Welt  aber  kann  es  eine  weisere  und  zweck- 
mässigere  Einrichtung  geben  als  die  der  Staatsverfassung, 
die  für  die  Existenz  und  die  gedeihliche  Entwicklung 
der  Menschheit  ja  die  erste  bedingende  Notwendigkeit 
ausmacht?  Denn  ohne  den  Schutz  der  Regierung  könnte 
das  menschliche  Geschlecht  unmöglich  bestehen,  wenig- 
stens nicht  in  einem  sicheren,  dem  ethischen  und  wirt- 
schaftlichen Fortschritt  geweihten  Zustande  leben.  Und 
insofern  sind  wir  wohl  berechtigt,  die  Regierung  als 
ein  göttliches  Werk  zu  bezeichnen,  „das  zu  den  Ab- 
sichten jenes  allgütigen  Wesens  gehört,  welches  das 
Wohl  aller  seiner  Geschöpfe  will".  Aber  auch  nur  in 
diesem  Sinne  ist  die  Regierung  göttlich ;  nur  soweit 
sie,  unter  Ausschluss  aller  Zufälligkeit  und  menschlicher 
Willkür,  notwendig  und  determiniert  als  der  un- 
vermeidliche Ausfluss  der  im  Menschen  wie  in  der 
Natur  göttlich  waltenden  Bedingungen  entstanden  ist, 
nur  so  weit  darf  ihre  Bildung  als  ein  Produkt  der  Vor- 
sehung angesehen  werden.  Wir  haben  aber  darüber 
hinaus  nicht  den  geringsten  Anlass  zu  der  Annahme, 
Gott  habe  den  Staat  plötzlich,  durch  eine  besondere 
und  wundertätige  Dazwischenkunft  gestiftet,  und  als  sei 
so  die  Regierung  eine  zufällige  Schöpfung,  hervorge- 
bracht durch  einen  plötzlichen  Eingriff  Gottes  in  die 
Geschicke  der  Menschen.  Vielmehr  müssen  wir  uns 
auch  diese  Institution,  wie  alles  in  der  Natur,  als  die 


Folgen  eines  kontinuierlichen,  notwendigen  Prozesses 
durch  die  Wirkung  der  immanenten  und  alles  umfassen- 
den Gottheit  entstanden  denken. 

Damit  aber  ist  die  von  den  Theokraten  vertretene 
Auffassung,  als  habe  Gott  mit  der  Inslebenrufung  des 
Staates  die  Person  des  Herrschers  mit  besonderen  gött- 
lichen, unantastbaren  Rechten  ausgestattet,  ohne  weiteres 
widerlegt;  denn  mit  der  Bekämpfung  ihrer  Prämisse 
fallen  ja  hier  schon  die  daraus  gezogenen  Schlüsse  von 
selber  weg.  Der  Herrscher  kann  tatsächlich  für  sich 
nicht  mehr  göttliche  Befugnis  beanspruchen,  als  jede 
andere  Kraft  oder  Macht,  die  von  sich  behaupten  darf, 
dass  sie  vermöge  eines  Auftrages  Gottes  wirke.  „Denn 
alles  was  wirklich  geschieht,  ist  in  dem  allgemeinen 
Plan  oder  Zweck  der  Vorsehung  einbegriffen ;  und  es 
hat  der  grösste  und  rechtmässigste  Fürst  nicht  mehr 
Grund,  darum  eine  besondere  Heiligkeit  oder  unver- 
letzliche Autorität  geltend  zu  machen,  wie  irgend  eine 
ganz  untergeordnete  Behörde,  oder  selbst  ein  Usurpator, 
oder  sogar  ein  Räuber  und  ein  Korsar."  Vor  allem  aber 
ist  zu  bedenken,  fährt  Hume  in  seiner  Argumentierung 
fort,  dass  innerhalb  der  Staatsinstitution  von  den  ver- 
schiedenen Regierungsgewalten  eine  jede  die  gleichen 
Bestimmungen  und  Ziele  verfolgt.  „Dieselben  Ursachen, 
die  der  Oberherrschaft  in  jedem  Staat  den  Ursprung 
gaben,  errichteten  darin  auch  jede  kleine  Gerichtsbarkeit 
und  jede  noch  so  beschränkte  Amtsbefugnis.  Ein  Po- 
lizist also  handelt  nicht  minder  kraft  eines  göttlichen 
Auftrages  und  besitzt  nicht  minder  ein  unverwirkbares 
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Recht  als  ein  König."1  Durch  diese  drastische  Wendung, 
dass  für  die  Autoritäten  sich  in  der  Tat  gar  keine 
Grenzen  ziehen  lassen,  so  dass  schliesslich  jede  Ge- 
walt, ohne  Unterschied  ihrer  Geltungssphäre,  sich  letzten 
Endes  auf  eine  von  Gott  verliehene  Macht  zurückführen 
lässt,  hat  Hume  das  königliche  Gottesgnadentum  ad 
absurdum  zu  führen  gesucht.  Es  bedarf  dabei  freilich 
nicht  einer  besonderen  Hervorhebung,  dass  die  hier 
von  unserem  Philosophen  gebrauchten  Wendungen 
„Gott",  „göttlich",  „Vorsehung"  mit  denen  der  Theo- 
kraten  nur  noch  den  Namen  gemein  haben. 

Auf  der  anderen  Seite  wird  es  nicht  zu  leugnen 
sein,  dass  alle  Regierungsgewalt  zuerst  auf  einen  Ver- 
trag gegründet  wurde.  Ein  solches  bindendes  Mittel 
muss  angenommen  werden,  um  die  Tatsache  der  Über- 
und  Unterordnung  der  Gewalten  in  der  ältesten  Staats- 
verfassung überhaupt  erklären  zu  können.  Denn  wenn 
man  erwägt,  wie,  namentlich  im  primitiven  Zustande, 
alle  Menschen  an  körperlicher  Stärke  so  ziemlich  ein- 
ander gleich  sind,  so  dass  von  gewaltsamer  Unter- 
werfung und  aufgezwungener  Herrschaft  hier  nicht  gut 
die  Rede  sein  kann,  und  wenn  man  ferner  bedenkt, 
dass  wir  es  da  nicht  mit  einer  natürlichen  Institution, 
wie  das  Gesellschaftsgebilde,  zu  tun  haben,  wo  gewisse 
angeborene  Triebe  und  Instinkte  die  Aufrechterhaltung 
eines  autoritativen  Einflusses  von  vornherein  möglich 
machen  konnten,  so  wird  man  notwendig  zugeben 


1  Works  III.  —  a.  a.  O.,  p.  444. 
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müssen,  dass  bei  der  Gründung  des  Staatslebens  nichts 
anderes  als  die  eigene  freie  Einwilligung  es  war,  die 
die  Menschen  zu  ihrer  Unterwerfung  unter  irgend  eine 
Autorität  veranlasst  hat.  Gutwillig,  rein  aus  Liebe  zum 
Frieden,  gaben  da  die  Menschen  ihre  angeborene 
Freiheit  auf  und  veranlassten  den  Einen  ihres  Gleichen 
für  die  Aufrechterhaltung  der  allgemeinen  Ordnung  zu 
sorgen,  indem  sie  sich  aus  eigenen  Stücken  den  von 
ihm  aufgestellten  Regeln  und  Bestimmungen  fügten.1 
Das  ist  der  Urvertrag.  Und  zwar  ist  dies  nur  zu 
verstehen,  als  die  im  menschlichen  Charakter 
latent  liegende  Neigung,  Ruhe  und  gesellschaft- 
liche Ordnung  zu  erlangen,  die  sich  selbst  durch 
Verzichtleistung  auf  gewisse  Freiheiten  zu  ver- 
wirklichen bestrebt  ist.  Der  erste  Vertrag  ist  nach 
Hume  nicht  etwa  zu  denken  als  hervorgegangen  aus 
einer  spontanen  Vereinigung  der  Menschen,  verbunden 
mit  einem  freien  Akt  von  Wahl  und  Zustimmung  der 
Gesamtheit,  so  dass  „Vertrag"  gleichbedeutend  wäre 
mit  „Versprechen",  wie  diese  Auffassung  ihren  lite- 
rarischen Ausdruck  bei  Locke  gefunden  hat.  „Keine 
Verabredung  oder  Übereinkunft,  so  viel  ist  offenbar, 
wurde  jemals,  zwecks  einer  allgemeinen  Unterwerfung, 
ausdrücklich  getroffen."  Der  Urvertrag  drückt  vielmehr 
nach  unserem  Philosophen  jene  gewissen  zwingenden 
Ursachen  aus,  die  den  menschlichen  Willen  innerlich 
bewogen  haben,  aus  sich  heraus  den  natürlichen  Ge- 


1  Works  III,  -  a.  a.  O.,  p.  445 
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sellschaftszustand  mit  dem  künstlichen  Staätszustand  zu 
vertauschen.  „Und  die  Urkunde  dieses  Vertrages  lesen 
wir  deutlich  in  der  Natur  des  Menschen,  in  der  Gleichheit 
oder  in  dem  der  Gleichheit  Nahekommenden,  was  wir 
an  jedem  Einzelwesen  unserer  Gattung  finden.  .  .  Die 
natürliche  Macht  eines  Menschen  besteht  bloss  in  der 
Stärke  seiner  Glieder  und  in  der  Festigkeit  seines  Mutes, 
so  dass  niemals  viele  dem  Befehle  eines  Einzelnen  hätten 
unterworfen  werden  können.  Nichts  als  Einwilligung 
und  das  Gefühl  der  Vorteile,  die  aus  Friede  und  Ordnung 
entspringen,  konnten  jenen  Einfluss  erzielen."1 

Durch  diese  Wendung  des  Vertragsbegriffes,  wonach 
alle  Regierung  nur  insofern  als  zuerst  auf  Volksein- 
willigung gegründet  angesehen  werden  dürfe,  als  es  die 
natürliche  Notwendigkeit  menschlicher  Dinge  geboten 
hat,  ist  Hume  über  die  gewöhnliche  einseitige  Auffassung 
der  Vertragstheoretiker  hinausgegangen.  Wie  er  früher 
gegen  die  Theokratiker  die  Staatsschöpfung  aus  einem 
besonderen  und  zufälligen  göttlichen  Verfahren  in  das 
Gebiet  des  notwendigen  Allgemein-Göttlichen  gehoben 
hatte,  so  hat  er  jetzt  gegen  die  Vertragslehrer  die 
Regierungsbildung  aus  einem  willkürlichen  und  plötz- 
lichen menschlichen  Akte  in  das  Bereich  des  notwendigen 
Allgemein-Menschlichen  gerückt.  Durch  diese  so  ge- 
staltete genetische  Auffassung  ist  nach  Hume  der  Staat 
eine  im  Sinne  der  von  Gott  geleiteten  sittlichen  und 
natürlichen  Weltordnung  entstandene,  durch  einen  freien 
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Verbindungsakt  zwar  erst  vollzogene,  aber  durch  natür- 
liche Bedürfnisse  bedingte  und  durch  die  natürliche 
Vernunft  ausgeführte  Institution. 

III. 

Wenn  nun  auch  Hume  als  die  Grundlage  des 
Staatslebens  einen  durch  den  freiwilligen  Zusammen- 
schluss  der  Gesellschaftsglieder  vollzogenen  Vertrag 
erklärt,  so  hat  er  doch,  indem  er  diesem  Akt  nichts- 
destoweniger die  Bedeutung  eines  aus  den  menschlichen 
Bedingungen  notwendig  zu  erfolgenden  Produktes  bei- 
legt, damit  der  dem  Vertragsbegriff  sonst  innewohnenden 
revolutionären  Tendenz  ihre  schärfste  Spitze  von  vorn- 
herein abgebrochen.  Das  willkürlich  Geschaffene  kann 
mit  gleichem  Rechte  willkürlich  wieder  zerstört  werden. 
Ein  willkürlich  gegebenes  Versprechen  kann  zu  jeder 
Zeit  wieder  rückgängig  gemacht  werden;  ein  zufälliger 
Versammlungsbeschluss  lässt  sich  ohne  weiteres  durch 
einen  zweiten  Versammlungsbeschluss  von  neuem  auf- 
heben, wie  wir  dies  ja  bei  Rousseau  so  deutlich  sehen. 
Solange  also  „Vertrag"  nichts  anderes  bedeutet  als  ein 
übereingekommenes  Versprechen,  oder  als  den  einmal 
gefassten  Beschluss  einer  Vereinigung,  solange  kann 
der  dem  Staat  dadurch  gegebenen  Grundlage  keine 
dauernd  bindende  Kraft  innewohnen. 

Sobald  aber  der  „Vertrag"  eine  spezifische 
Einwilligungsf  o  r  m  bedeutet:  den  aus  der  Erwägung 
des  Vorteils  notwendig  hervorgehenden  Unterwer- 
fungsprozess,   darf  auch  der  Vertrag  auf  Dauerhaftig- 
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keit  und  Beständigkeit  Anspruch  erheben.  Die  Untei- 
werfung  geschah  zwar  äusserlich  freiwillig,  sie  war  aber 
innerlich  notwendig.  Um  sie  also  wieder  aufzuheben 
und  den  Vertrag  wieder  aufzulösen,  müssen  zunächst 
alle  jene  Momente,  die  sie  hervorgebracht  haben,  ent- 
weder erfolglos  gewesen  oder  überflüssig  geworden 
sein.  Und  bei  dem  durch  die  Notwendigkeit  Gebotenen 
gehört  zur  Rechtfertigung  seiner  Unterdrückung  als 
Gegengewicht,  neben  seiner  völligen  Unhaltbarkeit,  vor 
allem  die  absolute  Gewissheit  des  an  seine  Stelle  zu 
Setzenden.  Wenn  man  nun  noch  in  Erwägung  zieht, 
dass  nach  Hume  der  kausalen  Erkenntnis  immer  ein 
wertminderndes  Relatives  anhaftet,  so  dass  die  Mög- 
lichkeit der  Zukunft  gegenüber  der  Wirklichkeit  der 
Gegenwart  nach  ihm  stets  in  gewisser  Beziehung 
im  Nachteile  bleiben  muss,  dann  wird  man  ohne 
weiteres  zugeben,  dass  in  dieser  Vertragstheorie  für  das 
revolutionäre  Element  rechtsphilosophisch  sehr  wenig 
Spielraum  übrig  geblieben  ist,  und  dass  jede  nicht  auf 
friedlichem  Wege  zu  erlangende  Staatsveränderung  von 
diesem  Standpunkte  aus  möglichst  zu  vermeiden  ge- 
boten sein  wird. 

So  hat  Hume  durch  sein  synthetisches  Verfahren  für 
seine  Staatslehre  aus  dem  theokratischen  Gedanken  das 
Prinzip  der  zweckmässigen  Notwendigkeit  entnommen, 
im  übrigen  aber  diesem  jede  supranaturalistische  Wendung 
und  das  dem  absoluten  Konservatismus  Tür  und  Tor 
öffnende  Gottesgnadentum  aufs  entschiedenste  be- 
stritten, während  er  auf  der  anderen  Seite  aus  der  ver- 
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tragstheoretischen  Betrachtungsweise  sich  den  Grundsatz 
der  Einwilligung  und  der  selbstbestimmenden  Verzicht- 
leistung zu  eigen  gemacht  hat,  sonst  jedoch  jene  diesen 
Anschauungen  allenthalben  anhaftenden  unsicheren  und 
revolutionären  Tendenzen  auf  ein  Minimum  reduzierte. 

IV 

Aus  dem  bisher  Ausgeführten  geht  ohne  weiteres 
hervor,  dass  Hume  sich  die  Genesis  der  Regierung, 
den  Urvertrag,  nicht  als  auf  einmal  geschehen,  gedacht 
hat.  Schon,  weil  eine  allgemeine  Unterwerfung 
„eine  Idee  ist,  die  weit  über  die  Fassung  der  Wilden 
hinausgeht".  Lange  und  langsam  war  der  Übergang 
aus  dem  natürlichen  Gesellschaftszustand  in  das  Leben 
einer  Staatsverfassung,  wobei  zwingende  Notwendigkeit 
und  freiwillige  Zustimmung  wie  in  einem  organischen 
Prozess  miteinander  verknüpft  waren. 

Es  mögen  die  ersten  Anlässe  dazu  dem  Menschen 
zunächst  vorzüglich  von  Aussen  gekommen  sein.  So 
etwa  infolge  eines  bei  der  zunehmenden  Differenzierung 
und  bei  dem  wachsenden  wirtschaftlichen  Verkehr 
zwischen  den  einzelnen  Gesellschaften  entstandenen 
Krieges.  Hier,  im  Kriegszustand,  wo  einerseits  das 
Zusammenhalten  Aller  am  notwendigsten  erscheint,  und 
Unordnung  und  innere  Streitigkeit  in  ihren  verderblichen 
Folgen  am  empfindlichsten  treffen,  wo  andererseits  die 
Überlegenheit  an  Mut  und  Geist  und  vor  allem,  die 
unbedingte  Notwendigkeit  einer  einheitlichen  oberen 
Leitung  sich  am  sichtbarsten  zeigt,  hier  mag  sich  zuerst 
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das  Ansehen  des  Einzelnen  bei  der  Menge  geoffenbart 
haben.  Er  erlangte  auf  diese  Weise  eine  gewisse  Au- 
torität, wenn  freilich  auch  nur  für  kurze  Zeit,  für  die 
blosse  Dauer  des  Krieges.  Sobald  sich  aber  der  Kriegs- 
zustand wiederholt,  ein  unter  wilden  Stämmen  ja  ge- 
wöhnliches und  häufiges  Ereignis,  tritt  er  in  das 
leitende  Verhältnis  von  neuem  ein,  und  der  Haufe 
folgt  ihm  willig,  sogar  dankbar.  Und  dadurch,  dass 
er  sich  bewährt  hat,  die  Gemeinschaft  zu  schützen, 
wird  ihm  auch  bald  das  Recht  übertragen,  befehlen 
zu  dürfen.  Sollte  es  sich  nun  zeigen,  dass  er  neben  der 
Klugheit  und  Tapferkeit,  die  ihm  das  Vertrauen  seiner  Ge- 
nossen im  Kriege  verschafft  haben,  auch  noch  Billigkeit 
und  gerechten  Sinn  besitzt,  dann  werden  ihm  diese  ihr 
Zutrauen  auch  während  der  Friedenszeit  gerne  schenken. 
Er  wird  so  innerhalb  seiner  Gesellschaft  zum  Vermittler 
bei  Differenzen,  zum  Schlichter  bei  Streitigkeiten,  und 
die  Menge  fügt  sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
seinem  Urteil,  wenn  er  auch  hierbei  freilich  mehr  durch 
Überredung  regiert  als  durch  Befehl,  da  ihm  noch 
jegliche  Mittel  fehlen,  seine  Autorität  nötigenfalls  ge- 
waltsam zur  Geltung  zu  bringen.  So  kann  man  eigentlich 
von  dieser  Form  der  Gesellschaft  noch  immer  nicht 
sagen,  dass  sie  bereits  einen  Zustand  bürgerlicher  Re- 
gierung erreicht  habe,  da  ihr  das  spezifische  Merkmal 
dieser  Verfassung,  die  mögliche  Erzwingung  des  Ge- 
horsams, noch  gänzlich  fehlt. 

Aber  gerade  das  auffallend  Wohltätige  seines  Ein- 
flusses macht  den  Führer  bei  vielen  Leuten,  wenigstens 
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bei  den  friedlichen  und  gutgesinnten,  lieb  und  schätzens- 
wert und  lässt  in  ihnen  den  Wunsch  keimen,  ihm  eine 
dauernde  Geltung  zu  verschaffen.  Aus  diesem  Grunde 
sehen  sie  sich  bewogen,  ihn  einerseits  mit  der  nötigen 
Gewalt  auszurüsten,  um  Ungehorsame  und  Wider- 
spenstige, durch  welche  sie  selber  am  meisten  zu  leiden 
haben,  mit  der  gebührenden  Strafe  belegen  zu  können, 
andererseits  ihm  die  materiellen  Mittel  zu  verschaffen, 
um  die  ihm  zu  Diensten  Stehenden  zu  belohnen  und 
sie  sich  zu  dauernden  nützlichen  Werkzeugen  seiner 
Verwaltung  zu  machen.  Nichtsdestoweniger  dürfte  auch 
hier  noch  jede  Gewaltausübung  von  sehen  des  Führers 
nur  selten  und  vereinzelt  auftreten.  Der  sichtliche 
Nutzen,  der  aus  dieser  Dazwischenkunft  entspringt, 
macht  es  indessen  wünschenswert,  dass  sie  sich  immer 
häufiger  äussere.  Und  diese  Häufigkeit  ruft  allmählich 
im  Volke  die  Stimmung  eines  gewohnheitlichen,  „und 
wenn  man  es  so  nennen  will,  freiwilligen  Über- 
lassens" {acqiiieycence)  dieser  Angelegenheit  in  Händen 
des  Führers  hervor.  Von  dieser  Periode  an  hört  jede 
Äusserung  seines  Einflusses  auf,  noch  weiter  einen 
bloss  partikulären  Charakter  zu  tragen,  seine  Bestim- 
mungen gelten  fortan  für  die  ganze  Gemeinschaft, 
deren  Befolgung  nicht  mehr  dem  Belieben  überlassen 
bleibt,  sondern  Kraft  der  Autorität  der  höchsten  Obrig- 
keit erzwungen  wird.  Hier  haben  wir  die  erste  Form 
der  Regierung  und  des  Staates.1 


1  Works  III.  —  Of  the  Origin  of  Government,  p.  115  f. 
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V. 

So  weit  Hume  der  Philosoph,  der  einen  freiwilligen 
Einigungsakt  als  Ausgangspunkt  für  die  Entstehung 
aller  Herrschaft  annimmt.  Und  nun  kommt  Hume  der 
Historiker  und  bestreitet  auf  Grund  empirisch  gegebener 
Tatsachen  die  Berechtigung  der  ferneren  Anwendung 
dieser  Vertragsgrundlage  auch  zur  Erklärung  der  Herr- 
schaftsverhältnisse in  späteren,  historisch  ausgereiften 
Zeiten.  Hier,  meint  unser  Philosoph,  hat  der  ursprüng- 
liche Vertrag  seine  tatsächliche  Bedeutung  verloren, 
denn  die  historische  Erfahrung  —  das  allein  gültige 
Kriterium  alles  Wissens  —  lehrt  uns,  dass  die  Ent- 
stehung aller  geschichtlichen  Regierungen  in  der  Wirk- 
lichkeit bloss  in  Gewalttätigkeit,  Unterdrückung  und 
Usurpation  zu  suchen  ist,  denen  bloss  die  Zeit  und 
die  Gewohnheit  die  nötige  Sanktion  verliehen  hat.  Und 
nun  sucht  Hume  die  Unzulänglichkeit  jener  Vertrags- 
theorien darzutun,  die  mit  Hilfe  spekulativer  Betrach- 
tungen, die  in  unserer  Zeit  existierende  Staatsgewalt 
aus  dem  Urvertrage  ableiten  zu  können  glauben. 

Die  Vertreter  dieser  Auffassung  operieren  mit  lauter 
Abstraktionen,  leeren  Begriffen  und  Spekulationen  und 
vergessen  darüber  alle  Wirklichkeit.  „Wollten  aber  diese 
Grübler  sich  in  der  Welt  umsehen,  so  würden  sie  nichts 
antreffen,  das  im  mindesten  ihren  Ideen  entspräche, 
oder  ein  so  spitzfindiges  philosophisches  System  ver- 
bürgen könnte."  1  Und  Hume  argumentiert  gegen  „diese 

1  Works  III.  —  Of  the  Original  Contract,  p.  446. 
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Grübler"  ganz  mit  den  Mitteln  des  modernen  Rechts- 
historikers. Er  führt  den  Beweis,  dass  die  Genesis  aller 
historischen  Staaten  niemals  in  der  Weise  stattgefunden 
habe,  wie  sie  allgemein  die  Naturrechtslehrer  vertreten, 
dass  vielmehr  fast  alle  Regierungen,  die  noch  bestehen, 
oder  von  denen  in  der  Geschichte  irgend  eine  Nach- 
richt sich  erhalten  hat,  ursprünglich  entweder  durch 
Usurpation,  oder  durch  Eroberung,  oder  durch  beides 
zusammen,  niemals  aber  auf  dem  Wege  eines  Vertrages, 
durch  wirkliche  Zustimmung  oder  freiwillige  Unter- 
werfung ins  Leben  gerufen  worden  sind  1 ;  so  dass  die 
naturrechtliche  Vertragstheorie  wirklich  „allen  Tatsachen 
der  Geschichte  widerspreche". 

Die  Vertreter  der  Vertragstheorie  können  sich  somit 
nur  auf  den  Urv ertrag  berufen,  als  auf  die  einmalige 
und  alleinige  freiwillige  Verbindung  zwischen  Volk  und 
Herrscher.  Haben  wir  aber  da  noch  das  Recht,  die  Be- 
ziehungen der  ersten  Kontrahenten  auch  auf  unsere 
politischen  Zustände  anzuwenden,  wo  die  Bedingungen 
sich  so  wenig  einander  gleichen?  Die  politischen  Ver- 
hältnisse der  Erde  wechseln  ja  beständig,  kleine  Staaten 
wachsen  zu  mächtigen  Reichen  an,  mächtige  Reiche 
lösen  sich  in  kleine  Staaten  auf,  neue  Kolonien  werden 
gegründet,  die  Bevölkerung  verschiebt  und  verpflanzt 
sich  unaufhörlich.  „Es  lässt  sich  daher  nicht  annehmen, 
dass  das  Übereinkommen,  wodurch  wilde  Menschen 
zuerst  sich  zusammengesellten  und  ihre  Kräfte  ver- 

»  Works  III.  -  a.  a,  O.,  p.  447  ff. 
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banden,  das  so  alt  und  durch  tausend  Wechsel  von 
Regierung  und  Fürsten  erloschen  ist,  noch  jetzt  einige 
Gültigkeit  haben  könne". 1 

Es  müsste  da,  um  den  Vertragsstandpunkt  über- 
haupt erfolgreich  durchzuführen,  in  erster  Linie  nach- 
gewiesen werden,  dass  Volk  und  Herrscher,  die  ursprüng- 
lichen Kontrahenten,  auch  später  noch  im  Staate  fort 
und  fort  als  zwei  aneinander  obligatorisch  gebundene 
Rechtssubjekte  gedacht  werden  können.  Dieser  Forderung 
glaubte  man  nun  dadurch  zu  genügen,  dass  man  das 
Volk  als  eine  fortdauernde  unsterbliche  und  im  Wechsel 
der  Glieder  identische  universitas  erklärte,  worauf  man 
dann  die  Verbindlichkeit  des  Urvertrages  auch  für  spätere 
Generationen  gründete :  das  Volk  von  heute,  hiess  es 
da,  sei  ja  dasselbe  Volk,  welches  ehemals  sich  rechts- 
gültig verpflichtet  habe.2  Dieser  mehr  nach  dem  Metha- 
physischen  gehenden  Betrachtungsweise  sucht  nun  Hume 
sehr  hübsch  eine  ähnliche  Ausführung  biologischer 
Natur  in  Bezug  auf  die  Fortpflanzung  des  menschlichen 
Geschlechts,  aber  vom  empirischen  Gesichtspunkte  aus, 
entgegenzuhalten.  Er  dreht  in  gewissem  Sinne  den 
früheren  Gedankengang  um,  wodurch  die  effektive  Gel- 
tung der  Vertragsmöglichkeit  von  vornherein  illusorisch 
gemacht  wird.  Wäre  der  Fall  denkbar,  dass  die  Mensch- 
heit in  ihrer  Ablösung  der  Generationen  sich  sprung- 
haft abwickelte;  träte  da  ein  Menschengeschlecht  auf 


1  Works  III.  -  a.  a.  O.,  p.  447. 

2  Gierke.  —  a.  a.  O.,  p.  85. 
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einmal  von  der  Bühne  ab,  und  folgte  dann  erst  ein 
anderes  nach,  wie  dies  mit  den  Seidenwürmern  und 
Schmetterlingen  der  Fall  ist,  dann  könnte  allenfalls  jede 
neue  Generation  sich  seine  Regierung  auswählen,  sich 
freiwillig  und  durch  allgemeine  Übereinkunft  seine 
eigene  Form  von  staatlicher  Verfassung  errichten,  ohne 
weiter  auf  das  Herkommen  oder  die  Bestimmungen, 
die  unter  ihren  Vorfahren  obgewaltet  hatten,  irgendwie 
Rücksicht  zu  nehmen  zu  brauchen.  Aber  wie  die 
Menschen  an  keine  Paarungssaison,  um  eine  Wendung 
Simmeis  zu  gebrauchen,  gebunden  sind,  so  befindet 
sich  auch  die  Menschheit  gleicherweise  in  immerwäh- 
rendem Fluss  und  beständig  zusammenhängendem  Ober- 
gang. Unter  solchen  Voraussetzungen  jedoch  wäre  es 
sogar  eine  Notwendigkeit,  einen  andern  als  den  Ein- 
willigungsmodus geradezu  zu  postulieren,  im  Falle 
dieser  wirklich  in  Geltung  gewesen  wäre.  „Um  die 
Festigkeit  und  das  Gleichgewicht  in  der  Regierung  zu 
erhalten,  ist  es  notwendig,  dass  die  neue  Zucht  sich  in 
die  bestehende  Verfassung  füge  und  ziemlich  nahe  bei 
dem  Pfade  bleibe,  den  ihre  Väter,  die  in  die  Fuss- 
tapfen der  ihrigen  traten,  ihnen  vorgezeichnet  haben. "  1 

VI. 

Aber  in  Wirklichkeit  werden  alle  Staatshand- 
lungen durch  alles  andere  als  durch  das  Wahlverfahren 
vollzogen.  Und  selbst  da,  wo  in  unserm  politischen  Leben 

>)  Works  III.  -  a.  a.  0.,  p.  452, 
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tatsächlich  eine  Wahl  stattzufinden  pflegt,  wie  beschaffen 
ist  eigentlich  diese  so  hoch  gepriesene  Wahl?  Di< 
„Vertrag  Aller  mit  Allen"  ist  ja  nur  ein  Gedankending 
ohne  entsprechende  Realität.  Es  wird  doch 
solche  geben,  die,  sei  es  aus  Unmündigkeit  oder  Un- 
fähigkeit, sei  es  aus  Abneigung  oder  Protestsucht,  beim 
Abschluss  des  Vertrages  nicht  mitgewirkt  haben1 ;  oder, 
was  noch  weit  häufiger  und  einfacher  ist,  solche,  die 
in  keiner  Weise  in  der  Lage  sind,  ihrem  Willen  Geltung 
zu  verschaffen.  Von  einer  wirklichen  Willensäusserung 
kann  doch  nur  die  Rede  sein,  wenn  die  Möglichkeit 
besteht,  nach  Belieben  auch  anders  handeln  zu  können; 
in  unserem  Falle  also,  das  eigene  Land  zu  verlassen 
und  sich  im  Lande  seiner  Wahl  anzusiedeln.  Wer  wird 
aber  in  allem  Ernste  derartiges  von  einem  Bauer  oder 
Handwerker  behaupten  wollen,  die  weder  eine  fremde 
Sprache  noch  fremde  Sitten  kennen  und  von  dem  ge- 
ringen Verdienst  ihrer  Arbeit  von  der  Hand  zum  Munde 
leben?  Man  könnte  dann  mit  gleichem  Rechte  von 
einem  Manne  sagen,  er  bleibe  freiwillig  auf  dem 
Schiffe  und  anerkenne  die  Befehlshaberschaft  des 
Kapitäns,  obgleich  er  im  Schlafe  an  Bord  gebracht 
worden  ist  und  nun  in  den  Ozean  springen  müsste, 
wenn  er  nur  das  Schiff  zu  verlassen  im  Sinne  hätte.2 
Gewöhnlich  wird  indessen  so  ein  „Vertrag"  durch 
etliche  wenige  grosse  Männer  geschlossen,  die  für  die 


1  Works  III.  —  a.  a.  O,  p.  449. 

2  Works  III.  -  a.  a.  0„  p.  451. 
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Gesamtheit  entscheiden,  ohne  von  dieser  Seite  einen 
Widerspruch  zu  dulden.  Freilich  ist  dann  die  Frage, 
warum  in  diesem  Falle  auch  jene  Personen,  die  nicht 
mitgewählt  haben,  dennoch  dem  Rechtsverbande  unter- 
liegen, vom  Standpunkt  der  Vertragstheorie  nicht  leicht 
zu  beantworten.  Aber  die  Verhältnisse,  meint  Hume, 
geben  hierauf  die  schlagendste  Antwort.  Denn  es  gäbe 
nichts  Schrecklicheres,  als  wenn  die  Vorstellungen  der 
Vertragsfanatiker  wirklich  zuträfen,  wenn  der  grosse 
Haufe  in  Freiheit  gesetzt  und  die  Wahl  einer  neuen 
Verfassung  von  ihm  abhängig  gemacht  worden  wäre. 
Da  müsste  jeder  vernünftige  Mensch  nur  den  einen 
Wunsch  haben,  „an  der  Spitze  einer  mächtigen  und 
folgsamen  Armee  einen  General  zu  sehen,  der  schleu- 
nigst den  Preis  an  sich  reisse  und  dem  Volke  einen 
Herrn  schenke,  den  sich  selbst  zu  wählen,  es  in  so 
hohem  Grade  unfähig  ist.  So  wenig  stimmen  Tatsachen 
und  Wirklichkeit  mit  jenen  philosophischen  Begriffen 
überein."1  Man  solle  nur  nicht  aus  Liebe  zu  einem 
philosophischen  System  über  den  Ursprung  der  Staats- 
institution sich  in  seinem  politischen  Urteil  irreführen 
lassen.  Der  grosse  Haufe  vermag  in  keiner  Weise  sich 
selber  einen  Oberherrn  zugeben,  ihm  muss  ein  Herrscher 
aufgezwungen  werden. 

VII. 

Diese  scharfe  Tonart  Humes  und  seine  Verächtlich- 
machung aller  Volksunternehmung  muss  doch  einiger- 


1  Works  III.  -  a.  a.  O.,  p.  448. 
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massen  befremdend  wirken,  angesichts  der  gro 
politischen  Ereignisse  und  Umwälzungen,  die  erst  nicht 
viel  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  vorher  in  England 
stattgefunden  hatten.  Wir  meinen  die  zweite  englische 
Revolution  vom  Jahre  1688.  Nachdem  Jacob  II.  nach 
Frankreich  geflohen  war,  forderte  die  in  London  ver- 
sammelte Convention  Wilhelm  von  Oranien  auf,  die 
Regierung  zu  übernehmen  und  das  Parlament  einzu- 
berufen. Dieses  trat  dann  am  22.  Januar  1689  zu- 
sammen und  Hess  am  13.  Februar  darauf  an  den  von 
ihm  gewählten  König  eine  Urkunde  überbringen,  durch 
die  sich  das  britische  Volk  bereit  erklärte,  auf  Grund 
eines  gegenseitigen  Vertrages  Wilhelm  und 
seine  Gattin  Maria  als  seine  Souveräne  anzuerkennen. 

Dieser  glückliche  politische  Ausgang  der  zweiten 
englischen  Revolution  bedeutete  aber  einen  ungeheuren 
Erfolg  des  Prinzips  der  Volkssouveränität.  „Es  liegt 
in  dieser  Tatsache  der  entscheidende  Sieg  der  Volks- 
souveränität und  des  auf  der  Idee  der  Volkssouveränität 
gebauten  Konstitutionalismus:  Wilhelm  ist  weder  durch 
das  Recht  der  Erfolge,  noch  durch  die  Gewalt  der  Er- 
oberung, sondern  nur  durch  die  freie  Wahl  des  englischen 
Volkes  und  auf  Grund  eines  gegenseitigen  Vertrages 
auf  den  Thron  von  England  gelangt".1  Das  Königtum 
von  Gottes  Gnaden  hatte  hiermit  aufgehört,  die  könig- 
liche Machtvollkommenheit  war  nicht  nur  in  ihren 
Grenzen  vom  Volkswillen   festgesetzt,  sondern  sogar 


1  Fechtner:  John  Locke,  Stuttgart,  1898,  p  137. 
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von  der  Wahrung  dieser  Grenzen  in  ihrer  Existenz  oder 
doch  Existenzberechtigung  abhängig  gemacht. 

Bekanntlich  hatte  dieses  Ereignis  den  allergrössten 
Einfluss  auf  den  allerdings  dabei  nicht  unerheblich 
mitbeteiligten  Locke  ausgeübt:  die  Gestaltung  seiner 
staatsrechtlichen  Anschauungen  wurden  dadurch  wesent- 
lich mitbestimmt.  Auch  die  späteren  so  bedeutungs- 
vollen Geschehnisse  in  Nordamerika  und  die  politischen 
Ideen  der  französischen  Revolution  sind  durch  diese 
Proklamierung  der  Volkssouveränität  in  erheblichem 
Masse  beeinflusst  worden. 

Hume,  der  die  gewaltigen  Wirkungen  dieser  zweiten 
englischen  Revolution  wohl  noch  fast  in  ihrer  ganzen 
Unmittelbarkeit  gespürt  haben  mag,  deren  günstiger 
staatsumwälzender  Ausgang  aber  mit  seinen  sonstigen 
Anschauungen  über  Volksbewegungen  nicht  überein- 
stimmte, konnte  später  in  seiner  Geschichte  nicht 
umhin,  diese  Revolution  und  ihre  politischen  Erfolge 
für  eine  Zufallserscheinung  zu  erklären,  für  eine  einzig 
dastehende  Ausnahme  im  historischen  Leben  der  Völker. 
Auch  an  dieser  Stelle  schien  ihm  der  eben  gemachte 
Einwand  so  bedeutungsvoll  und  schwerwiegend,  dass 
er  sich  sofort  anschickte,  ihn  zu  entkräften.  Mit  einer 
Wendung,  dieses  Ereignis  bilde  eben  einen  Ausnahmefall, 
sei  ein  irrationeller  Faktor,  mit  dem  nicht  gerechnet 
werden  könne,  ist  es  jedoch  da  nicht  abgetan.  Hier,  wo 
es  sich  um  eine  prinzipielle  Untersuchung  handelt, 
müssen  auch  die  Einwände  grundsätzlich  widerlegt 
werden.    Hume  tut  dies  in  der  Tat,  und  zwar,  indem 
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er  im  Ausgang  der  Revolution  den  Sieg  der  Vertrags- 
theoretiker rundweg  leugnet.  „Man  lasse  sieh,  sagt 
er,  durch  das,  was  bei  unserer  Revolution  vorgefallen 
ist,  nicht  täuschen  .  .  .  Selbst  jene  Begebenheit  war 
diesen  (philosophischen)  verfeinerten  Ideen  bei  weitem 
nicht  entsprechend.  Nur  die  Erbfolge,  und  zwar  nur 
in  dem  königlichen  Teil  der  Regierung,  war  es,  was 
damals  verändert  wurde.  Und  nur  einer  Majorität  von 
sieben  Hundert  wurde  die  Entscheidung  überlassen,  die 
jene  Veränderung  für  beinahe  zehn  Millionen  beschloss".1 
Dass  die  Revolution  doch  noch  etwas  mehr  als  den 
blossen  Königswechsel  gebracht  hat,  haben  wir  ja  bereits 
dargetan.  Und  nun  gar  der  Versuch,  der  Volksein- 
willigung ihre  vertragsrechtliche  Bedeutung  durch  den 
Hinweis  auf  die  lediglich  parlamentarische  Abstim- 
mung nehmen  zu  wollen,  ist  ein  sehr  wenig  glückliches 


1  Works  III.  —  a.  a.  O.,  p.  448  f.  —  Wir  haben  es  hier  nicht 
mit  einer  historischen  Arbeit  Humes  zu  tun,  sondern  mit  einer 
philosophischen,  und  brauchen  infolgedessen  nicht  seine  geschicht- 
lichen Ausführungen  im  einzelnen  auf  deren  Richtigkeit  zu  unter- 
suchen. Immerhin  möchte  ich  doch  der  prinzipiellen  Wendung, 
die  er  seiner  Argumentation  zu  geben  sucht,  als  ob  im  historischen 
Staate  nur  Gewalt  die  Herrschaft  begründe,  entgegentreten. 
Dies  ist  keineswegs  der  Fall.  Ich  kann  da  beispielsweise  auf  die 
Bibel  verweisen,  wo  in  der  jüdischen  Geschichte,  wenn  man  von 
dem  dazutretenden  theokratischen  Momente  absieht,  der  Führer, 
namentlich  im  Kriegsfalle,  vom  Volke  gewählt  wurde.  (Vergleiche 
die  Fabel  Jothams,  »wie  die  Bäume  sich  einen  König  wählen", 
die  auf  diese  Verhältnisse  anspielt.)  Ebenso  war  es  auch  bei  den 
alten  Germanen,  wie  dies  schon  die  Bezeichnung  „Herzöge" 
deutlich  beweist,  und  wie  wir  dies  oft  bei  Tacitus  beschrieben 
finden.  —  Von  unserer  neuesten  Geschichte  könnten  wir  auf 
die  zweimal  erfolgte  allgemeine  Volksabstimmung  in  Norwegen 
hinweisen,  woraufhin  zuerst  die  Loslösung  dieses  Staates  von 
Schweden  und  dann  die  Wahl  seines  neuen  Königs  erfolgte.  Wir 
haben  hier  tatsächlich  Beweise  der  Selbstbestimmung  des  Volkes. 


Unterfangen,  vor  allem  für  Hume,  von  dem  wir  am 
allerwenigsten  eine  derartige  Argumentierung  erwartet 
hätten.  Denn  er  ist  es  besonders,  der  dem  Repräsen- 
tativprinzip grosse  Zugeständnisse  macht,  nachdem  er 
bereits  im  Essay  „Politics  a  Science",  die  Behauptung 
aufgestellt  hat,  dass  ein  durch  seine  Stellvertreter  vo- 
tierendes Volk  die  beste  Demokratie  abgebe,  „dies  sei 
wissenschaftlich  so  richtig,  wie  die  Sicherheit  der  Lehr- 
sätze der  Geometrie". 

Im  allgemeinen  will  es  mir  scheinen,  als  ob  in 
dieser  ganzen  Betrachtung  in  Bezug  auf  die  Frage  nach 
dem  staatlichen  Verhältnis  von  der  Herrscherfunktion 
zu  der  Herrsch  er  p  er  son  auf  Seiten  Humes  ein  ge- 
wisser Rückschritt  gegenüber  Hobbes  liege.  Hobbes 
ist  der  Begründer  der  unpersönlichen  Staatsidee. 
An  Stelle  des  persönlichen  Trägers  der  Staatsgewalt 
tritt  bei  ihm  der  Staat  als  solcher  —  als  Leviathan  — 
repräsentiert  durch  den  Herrscher  als  Herrscher  und 
nicht  durch  den  Herrscher  als  Person.  Hume  hingegen 
verbindet  die  Gewalt  im  Staate  mit  der  persönlichen 
Gewalt  des  Fürsten.  Daher  kann  er  hier  sagen:  „Nur 
die  Erbfolge  und  zwar  nur  in  dem  königlichen  Teil 
der  Regierung  war  es,  was  damals  verändert  wurde". 
Ein  Satz,  der  nach  Hobbes  einfach  unsinnig  wäre.  Unsere 
moderne  Anschauung  nähert  sich  in  dieser  staatsrecht- 
lichen Frage  ganz  erheblich  der  Auffassung  von  Hobbes. 

VIII. 

Zur  Bekräftigung  seiner  Ansicht,  dass  die  Staats- 
gewalt nicht  auf  einem  Herrschaftsvertrag  beruhe,  und 


dass  das  rechtliche  Fundament  der  Regierung  nicht  in 
einer  freiwilligen  Unterwerfung  der  beherrschten  Gesamt- 
heit zu  suchen  sei,  fügt  unser  Philosoph  den  bisherigen 
induktiven  Argumenten  noch  eine  mehr  deduktive,  und, 
wie  er  sich  ausdrückt,  „philosophischere"  Beweisführung 
hinzu.  Er  geht  dabei  auf  die  soziologischen  Voraus- 
setzungen zurück,  die  den  Urvertrag  bedingt  haben, 
und  analysiert  dann  die  psychologischen  Einwirkungen, 
die  diese  erste  freiwillige  Unterwerfung  in  der  Folge  auf 
die  weitere  Aus-  und  Umgestaltung  der  menschlichen 
Gemütsbeschaffenheit  gehabt  haben  musste. 

Hume  unterscheidet  bekanntlich  in  seiner  Moral- 
philosophie, und  damit  verbunden  in  seiner  Rechtslehre, 
zweierlei  Arten  von  Tugenden,  die  er  auch  prinzipiell 
in  zwei  Kategorien  gliedert:  in  solche,  zu  denen 
wir  durch  einen  instinktiven,  angeborenen  Trieb  ge- 
langen, deren  Betätigung  in  uns  durch  einen  natür- 
lichen, unmittelbaren  Hang  ausgelöst  wird,  der  allem 
Pflichtbewusstsein  und  aller  Rücksicht  auf  öffentlichen 
oder  privaten  Nutzen  vorangeht.  Tugenden  dieser  Art 
sind  Liebe  zu  den  Kindern,  Dankbarkeit,  Mitleid  u.  s.  f. 
Die  moralische  Billigung,  die  wir  ihnen  zollen,  ent- 
springt freilich  einer  Erwägung  der  grossen  Vorteile, 
die  sie  unserer  Gesellschaft  bringen:  denn  die  Utilität 
ist  das  alleinige  Kriterium  alles  Moralischen;  aber  der- 
jenige, in  dem  sie  sich  betätigen,  fühlt  ihre  Macht  und 
ihren  Einfluss  intuitiv,  aller  solchen  praktischen  Über- 
legung vorangehend,  durch  eine  eigentümliche  Be- 
schaffenheit seiner  seelischen  Anlagen.  Zweitens  ferner 
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in  solche,  die  nicht  Produkte  eines  ursprünglichen 
Naturtriebes,  sondern  lediglich  reine  Reflexionserzeug- 
nisse sind  und  gänzlich  auf  einer  Vorstellung  von  Ver- 
bindlichkeit beruhen,  als  für  die  Bedürfnisse  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  notwendige  Institutionen.  Zu  dieser 
Gattung  von  Tugenden  gehört  die  Gerechtigkeit  oder 
die  Achtung  für  das  Eigentum  Anderer,  ebenso  die 
Treue  oder  das  Halten  des  gegebenen  Versprechens. 
Nur  durch  die  Einsicht  ihres  unermesslichen  Nutzens 
für  das  gesellschaftliche  Leben  konnten  diese  Begriffe 
zu  sozialen  Pflichten  erhoben  und  zudem  mit  einer 
Autorität  ausgestattet  werden,  dass  sie  sogar  über  die 
dem  Menschen  von  Natur  gegebenen  Triebe  eine  Herr- 
schaft erlangen  sollten.  Wir  haben  hier  also,  als  wert- 
volle Erkenntnis,  die  psychologische  Erscheinung,  dass 
der  Mensch  in  seiner  Eigenschaft  als  Teilstück  der  Ge- 
sellschaft gerne  einem  aus  diesen  Erwägungen  und  Re- 
flexionen gewonnenen  künstlichen  Gebilde  eine  domi- 
nierende Macht  über  ursprüngliche  und  natürliche  seiner 
Einzelindividualität  zugehörende  Instinkte  einräumt  — 
wenn  dies  der  Nutzen  erfordert. 1 

Genau  dieselbe  psychologische  Erscheinung  ge- 
wahren wir  aber  auch  bei  der  Genesis  der  Untertänig- 
keitspflicht. Die  Grundstimmung  unserer  Seele  reizt 
uns,  einer  völligen  Freiheit  und  Ungebundenheit  nach- 
zuhängen, oder  aber  gar  nach  der  Erlangung  einer 
Herrschaft  über  Andere  zu  streben.  Die  Erfahrung  und 
Reflexion  indessen  veranlasst  uns  bald,  diese  angebo- 

1  Works  III.  —  a.  a.  O.,  p.  455. 


renen  Triebe  zu  zähmen,  und  um  unserer  eigenen  Vor- 
teile willen  sie  dem  Interesse  des  allgemeinen  Friedens 
und  der  gesellschaftlichen  Ordnung  aufzuopfern.  Zu 
diesem  Zwecke  jedoch  bedarf  es  in  der  Gesellschaft, 
wie  bei  der  Gerechtigkeit,  einer  autoritativen  Gewalt, 
deren  Bestimmungen  und  Verordnungen  von  allen 
Seiten  pünktlicher  Gehorsam  geleistet  wird.  Ein  win- 
ziger Grad  von  Beobachtung  reicht  völlig  aus,  um  dem 
Menschen  diese  Erkenntnis  beizubringen.  Und  die 
Wahrnehmung  des  allgemeinen  Interesses  ist  die  Quelle 
aller  Untertänigkeit  und  der  ihr  innewohnenden  bin- 
denden Verpflichtung. 

So  hat  es  mit  der  politischen  Pflicht  der  Unter- 
tänigkeit genau  dieselbe  Bewandtnis  wie  mit  der  mora- 
lischen Pflicht  der  Gerechtigkeit  und  Treue:  ist  ja  der 
Staat,  der  die  Untertanenpflicht  als  die  erste  und  uner- 
lässlichste  Voraussetzung  zu  seiner  Existenzmöglichkeit 
hat,  seinerseits  wiederum  die  erste  und  unerlässlichste 
Voraussetzung  zur  Geltendmachung  und  Wahrung  der 
Gerechtigkeitspflichten.  Sie  stehen  beide,  Untertänig- 
keit wie  Gerechtigkeit,  in  gleichem  Abhängigkeitsver- 
hältnis zu  Staat  und  Regierung,  und  entspringen  beide 
gleicherweise  derselben  Quelle,  nämlich  dem  in  ihnen 
offensichtlich  enthaltenen  Nutzen  für  die  menschliche 
Gesellschaft  und  deren  Bedürfnisse.1 

Wäre  es  nun  zutreffend,  dass  die  Untertänigkeit 
sich  psychologisch  auf  ein  Gefühl  der  Achtung  eines 
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gegebenen  Versprechens  oder  auf  ein  Bewusstsein  der 
Einwilligung  eines  jeden  Einzelnen  zurückführen  Hesse, 
dann  wäre  die  Untertänigkeitspflicht  eine  Wirkung  der 
Pflicht  der  Treue,  somit  das  Produkt  der  Tugend  der 
Gerechtigkeit.  Denn  das  Halten  seines  Versprechens  gilt 
doch  für  den  Menschen  nur  deshalb  für  eine  Notwen- 
digkeit, weil  das  Worthalten  einen  Teil  der  Gerechtigkeit 
ausmacht;  wir  wären  andernfalls  gewiss  nicht  verpflichtet, 
unser  Wort  zu  halten,  weil  wir  unser  Wort,  es  zu  halten, 
gegeben  haben.  Nun  wissen  wir  aber,  dass  gerade  die 
Tugenden  der  Gerechtigkeit  erst,  zwecks  ihrer  Realisierung, 
die  Institution  des  Staates  erforderlich  machen,  und  jetzt 
soll  mit  einem  Male  die  Institution  des  Staates  die 
realisierte  Gerechtigkeit  zur  Voraussetzung  haben.  Wir 
hätten  somit  den  Zirkel:  der  Staat  beruht  auf  einem 
Vertrag,  während  doch  der  Vertrag  seine  Gültigkeit  erst 
im  Staate  besitzt,  also  die  Anwendung  rechtlicher  Kate- 
gorien zur  Erklärung  vor  —  rechtlicher  Bedingungen. 
Die  beiden  Pflichtarten,  die  der  Treue  und  der  Unter- 
tänigkeit, können  sich  daher  nicht  zu  einander  wie 
Mutter  und  Tochter  verhalten,  wir  müssen  vielmehr 
ihr  Verhältnis  wie  das  zweier  Schwestern  zu  einander 
ansehen,  die  aus  dem  gleichen  gemeinsamen  Nährboden 
ihre  Lebenskraft  saugen :  Sie  beide  fussen  in  den  mensch- 
lichen Bedürfnissen,  und  sie  beide  finden  ihre  dauernde 
Anerkennung  in  den  sichtbaren  Vorteilen,  die  sie  der 
Gesellschaft  bringen. 

Der  wahre  Grund  jenes  Gehorsams,  den  wir  der 
Regierung  zu  leisten  schuldig  sind,  liegt  somit  tatsächlich 
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in  seiner  Nützlichkeit :  „weil  ohne  den  Gehorsam 
die  Gesellschaft  nicht  bestehen  könnte".  Das  ist  die 
allgemeine  Begründung  für  jenes  allgemeine 
Gefühl  der  Verbindlichkeit,1  die  der  Mensch  für  das 
Regierungswesen,  als  solches,  ohne  weiteres  und  be- 
ständig empfindet.  Und  dieses  allgemeine  Verbind- 
lichkeitsgefühl ist  in  seinem  Einfluss  auf  das  mensch- 
liche Gemüt  viel  stärker,  nachhaltiger  und  überwiegt 
bei  weitem  die  Einwirkung  der  Stimmung  gegen  diesen 
oder  jenen  besondern  Fürsten  oder  besondere 
Regierungsform.  Und  mag  auch  im  einzelnen  Falle 
schlechte  Erfahrung  das  Untertänigkeitsverhältnis  des 
Volkes  zum  Herrscher  trüben  oder  gar  stören,  das  Unter- 
würfigkeitsverhältnis, als  solches,  als  ein  allgemeines 
Empfinden  der  Abhängigkeit  und  des  Vertrauens  wird 
deswegen  nie  zu  existieren  aufhören.  Die  besonderen, 
konkreten  Gehorsams  in  halte  mögen  für  die  Dauer 
noch  so  unhaltbar  sein,  der  Gehorsam  selber,  als  allge- 
meine formale  Seelen  Stimmung  im  Leben  der 
grossen  Menge  wird  dadurch  nie  untergraben  werden, 
denn  er  ist  notwendig  begründet  durch  das  Prinzip  der 
Nützlichkeit. 

Damit  haben  wir  auch  auf  deduktivem  Wege  den 
Beweis  erbracht,  dass  die  Treue  der  Untertänigkeit  und 
die  Pflicht  des  Gehorsams  keineswegs  in  einer  frei- 

1  Natürlich  handelt  es  sich  hier  nicht  um  ein  von  vornherein 
dem  Menschen  angeborenes  Gefühl.  Es  ist  damit  nur  ein  im  Laufe 
der  Zeit  erworbenes  Empfinden  gemeint,  also  ein  Gefühl  im  weiteren 
Sinne,  und  beruht  auf  der  Gewohnheit.  Wie  dies  auch  beim  Ge- 
rechtigkeitsgefühl der  Fall  ist. 
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willigen  und  vertragsmässigen  Unterwerfung  zu  suchen 
ist.  Es  soll  damit  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass 
die  Einwilligung  des  Volkes,  im  Falle  sie  stattfindet, 
ein  wichtiges  Fundament  der  Regierung  abgebe.  Sie 
ist  gewiss  das  beste  und  heiligste  von  allen.1  Aber 
davon  war  hier  gar  nicht  die  Rede.  Es  hat  sich  da  für 
uns  nur  darum  gehandelt,  den  Nachweis  zu  führen,  dass 
sie  —  gegen  die  Behauptung  der  Vertragstheoretiker  — 
tatsächlich  nur  selten  in  einigem  Masse,  fast  nie  aber 
in  ihrem  vollen  Umfange  stattgefunden  habe,  dass  in 
der  Wirklichkeit  Eroberung  oder  Usurpation,  das  heisst, 
dass  Gewalt,  indem  sie  die  alten  Regierungen 
zerstört,  der  Ursprung  fast  aller  der  neuen 
sei,  die  in  der  Welt  errichtet  worden  sind2, 
und  dass  die  Leute,  die  sich  gern  die  Autorität  des 
Fürsten  gefallen  lassen,  sich  doch  nimmer  einbilden, 
dass  ihre  Einwilligung  ihn  zu  ihrem  Oberherrn  ge- 
macht habe. 

Wir  müssen  daher  für  das  Wechselverhältnis  zwischen 
Regierung  und  Volk  eine  ganz  andere  Grundlage  an- 
nehmen ;  und  es  gilt  nunmehr  definitiv  die  Frage  zu 
beantworten:  Worauf  beruht  nach  Hume  psychologisch 
die  Verbindlichkeit  und  der  Gehorsam,  die  dem  Menschen 
gegenüber  der  Regierung  obliegen?  Auf  dem  Affekt 
des  Glaubens,  antwortet  unser  Philosoph.  Government 
is  founded  an  ophiion.  Die  Meinung  des  Volkes  bildet 


1  Works  III.  —  a.  a.  O.,  p.  450. 

2  Works  III.  -  a.  a.  O.,  p.  450. 
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die  allerwesentlichstc  Grundlage  des  Staates,  Gewohnheit 
und  Tradition  machen  die  stärkste  Stütze  der  Regierung 
aus,  und  der  Glaube  an  den  Nutzen,  der  mit  der  staat- 
lichen Institution  notwendig  verknüpft  ist,  gibt  die  Quelle 
des  Gehorsams  und  der  Unterwerfung  ab,  wie  man  sie 
allgemein  antrifft. 

Wie  sich  Hume  diese  „opinion"  eigentlich  gedacht  hat, 
darüber  soll  uns  der  folgende  Abschnitt  belehren.  Doch 
ehe  wir  uns  diesem  Punkte  zuwenden,  müssen  wir  noch 
vorher  mit  einigen  Worten  das  Ergebnis  unserer  bis- 
herigen Ausführungen  in  rechtsphilosophischer  Hinsicht 
zu  beleuchten  suchen.  Und  da  ergeben  sich  aus  der 
Staatslehre  Humes  Resultate,  denen  wir  in  keiner  Weise 
beipflichten  können. 

IX. 

Hat  schon  Hume  früher  durch  die  dem  Urvertrag 
gegebene  genetische  Wendung,  wonach  die  Regierung 
zwar  als  eine  durchweg  freiwillige  Gründung  aufzu- 
fassen, die  Einwilligung  indessen  als  das  notwendige 
Produkt  äusserer  wie  innerer  Verhältnisse  des  Menschen 
anzusehen  sei,  die  sonst  aus  dem  „Vertrag"  üblich  her- 
zuleitende Rechtmässigkeit  aller  radikalen  und  revolu- 
tionären Tendenzen  auf  ein  Minimum  zurückgedrängt, 
so  hat  er  jetzt,  durch  die  Annahme  der  Gewalt  als  Ur- 
sprung der  Herrschaft  und  durch  die  Einführung  des 
Prinzips  der  „Meinung"  als  Grundlage  des  Gehorsams, 
das  ganze  Problem  über  die  Rechtmässigkeit  von 
Staatshandlungen  vollständig  verschoben.  Die  Frage, 
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ob  irgend  eine  von  oben  oder  von  unten  im  Staate 
geplante  Unternehmung  rechtmässig  oder  unrechtmässig 
sei,  kann  nach  dieser  Betrachtungsweise  überhaupt  nicht 
mehr  gestellt  werden:  denn  alle  Erörterungen  über 
Rechtlichkeit  sind  ja  jetzt  vom  Staatsleben,  als  nicht 
zur  Wirklichkeit  seiner  Verfassung  gehörig,  von  vorn- 
herein vollständig  ausgeschaltet. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  noch  einmal  den  Ge- 
dankengang der  Vertragstheoretiker.  Mit  Hilfe  eines 
freiwilligen  Vertrages  hat  die  Summe  der  Individuen 
eine  Regierung  eingesetzt  und  damit  einen  neuen, 
für  sie  bessern  Zustand  geschaffen:  den  Zu- 
stand des  Staatslebens;  und  die  dauernde  Erhaltung 
dieser  Institution  ist  lediglich  die  Folge  der  still- 
schweigenden Fortwirkung  des  Vertrages,  der  tat- 
sächlich noch  in  Kraft  ist.  Dies  wissen  die  beiden 
Kontrahenten :  der  Herrscher  sowohl  wie  das  Volk.  Es 
kann  danach  logischerweise  dem  Volke  die  Berechtigung 
nicht  bestritten  werden,  zu  jeder  Zeit  an  Stelle  des 
selbst  geschaffenen  Zustandes  ein  anderes  politisches 
Gebilde  treten  zu  lassen.  Die  Vertragstheorie  muss  somit 
als  die  Grundlage  des  Prinzips  der  Volkssouveränität 
angesehen  werden :  Die  Mitglieder  der  Gesellschaft 
schliessen  mit  ihrem  Herrscher  einen  Vertrag,  wodurch 
sie  aber,  als  freie  Kontrahenten,  den  Vertragsinhalt 
ändern  oder  gar  annullieren  können.  Indem  nun  später 
Hume  die  Erschliessung  des  Volkes  zu  seiner  Ein- 
willigung zwecks  Entstehung  des  Staates  von  gewissen 
notwendigen  Bedingungen  abhängig  machte,  hat  er 
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damit  freilich  dem  willkürlichen  Eingreifen  in  die 
Staatsverfassung  einen  Riegel  vorgeschoben,  gleichzeitig 
aber,  dadurch  dass  er  die  Vertragstheoric  nichtsdesto- 
weniger als  Entstehungsursache  der  Regierung  gelten 
Hess,  prinzipiell  dennoch  die  Berechtigung  und  Recht- 
lichkeit der  Vertragskündigung  anerkannt.  Und  möge 
auch  die  faktische  Ausübung  des  Kündigungsrechts 
von  noch  so  mannigfachen  und  erschwerenden  Beding- 
ungen abhängig  gemacht  werden,  rechtsphiloso- 
phisch bleibt  dabei  doch  der  Grundsatz  gewahrt,  dass 
wie  der  Staat  schliesslich  doch  das  Produkt  des  freien 
Willens  der  Menschen,  das  Erzeugnis  eines  Vertrages 
ist,  so  muss  er  auch  immer  letzten  Endes  vom  freien 
Willen  des  Volkes  abhängig  gemacht  werden. 

Jetzt  aber,  mit  der  Widerlegung  der  Vertragslehre 
als  einer  historisch  unhaltbaren  Theorie  und  mit  der 
Zurückweisung  der  faktisch  noch  andauernden  Geltung 
des  Vertragsrechts  im  politischen  Leben,  ist  nach  Hume 
nicht  nur  das  Prinzip  der  Volkssouveränität  schon  von 
selbst  zurückgewiesen,  sondern  sogar  auch  die  Mög- 
lichkeit einer  Frage  nach  der  Rechtlichkeit  in  Bezug 
auf  die  Änderung  staatlicher  Gebilde  von  vornherein 
gänzlich  eliminiert.  Die  Grundlage  der  Regierungsmacht 
ist  Gewalt,  die  Grundlage  der  Untertanentreue  ist 
Meinung;  das  sind  aber  beide  Prinzipien,  die  mit 
Rechtsfragen  gar  nichts  zu  tun  haben.  Wenn  tat- 
sächlich die  Regierung  ihren  Ursprung  von  der  Gewalt 
herleitet,  so  haben  wir  da  schlechterdings  keine  Mög- 
lichkeit dieser  Gewalttat  eine  Grenze  zu  ziehen  und 
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absolut  keine  Norm,  im  Falle  sie  sich  geltend  macht, 
sie  irgendwie  moralisch  zu  werten.  Ebenso  liegt  die 
Sache  auf  Seiten  des  Volkes.  Wenn  das  Volk  wirklich 
seiner  Regierung  ein  Gefühl  der  Treue  entgegen- 
bringt, nicht  etwa  weil  die  Treue  gerechtfertigt  ist, 
sondern  lediglich,  weil  dieses  Gefühl  aus  einem 
Glauben,  aus  irgend  einer  Meinung  hervorgerufen 
wurde,  so  ist  damit  wohl  das  Abhängigkeitsverhältnis 
psychologisch  erklärt,  nicht  aber  im  geringsten  auch 
ethisch  begründet. 

Wie  nun,  wenn  die  Menge  ihrem  Herrscher  die 
Treue  nicht  länger  wahren  will,  wenn  ihr  durch  ein 
ich  weiss  nicht  was  das  Gefühl  der  Abhängigkeit  ge- 
raubt wird,  und  sie  dann  plötzlich  Lust  bekommt,  den 
Gehorsam  weiter  zu  verweigern  und  die  ihr  durch  Ge- 
walttat aufgedrängte  Regierung  als  ein  fremdes,  un- 
liebsames Joch  von  sich  abzuschütteln,  soll  sie  da  nicht 
berechtigt  sein,  das  zu  tun,  was  sie  für  gut  hält?  Oder 
mit  anderen  Worten  —  denn  so  liessen  sich  jetzt  alle 
umstürzlerischen  Bewegungen  im  Staate  formulieren — : 
Soll  nicht  allenthalben  das  Volk  seine  bisherige  Meinung 
nach  Gutdünken  auf  eine  andere  Meinung  umtauschen 
dürfen?  Danach  liefe  alles  in  der  Staatslehre  letzten 
Endes  auf  einige  Klugheitsregeln  hinaus.  Die  Regierung 
solle  in  allen  ihren  Handlungen  so  weit  Mass  und  Ziel 
walten  lassen,  dass  sie  dabei  das  Vertrauen  der  Menge 
zu  ihr  nicht  erschüttere,  sie  solle  bei  allen  ihren  Unter- 
nehmungen stets  vom  Gedanken  geleitet  sein,  dass  sie 
durch  ihr  Tun  die  Meinung  der  Masse  nicht  enttäusche 
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und  gegen  sich  aufbringe.  Das  wichtigste  Prinzip  für 
die  Regierung  wäre  somit,  sich  der  guten  Meinung  der 
Bevölkerung  zu  versichern  —  unter  allen  Umständen 
und  mit  allen  Mitteln.  Und  Hume  schreckt  sogar  davor 
nicht  zurück,  sich  folgenden  Gedankengang  zu  eigen 
zu  machen:  „Wenn  es  bei  irgend  einer  Gelegenheit 
lobenswert  ist,  die  Wahrheit  von  dem  Volke  zu  ver- 
bergen, so  muss  man  gestehen,  dass  die  Lehre  vom 
Widerstand  so  ein  Beispiel  darbietet,  und  dass  alle 
spekulativen  Denker  in  Bezug  auf  dieses  Prinzip  das- 
selbe vorsichtige  Schweigen  hätten  wahren  müssen, 
welches  die  Gesetze  einer  jeden  Regierung  sich  selber 
vorgeschrieben  haben.  ...  Da  die  Regierung  immer 
auf  Meinung  gegründet  ist,  so  ist  es  gefährlich,  durch 
diese  Spekulationen  die  Ehrfurcht  zu  schwächen,  die 
die  Menge  der  Autorität  zollt,  und  sie  von  vornherein 
darüber  zu  unterrichten,  dass  je  der  Fall  eintreten 
könnte,  wo  sie  sich  ihrer  Untertanenpflicht  entledigen 
dürften."  1 

Damit  aber  wären  wir  so  ziemlich  auf  Machiavellis 
Standpunkt  angelangt;  und  die  Losreissung  der  Politik 
von  der  Moral,  die  uns  schon  im  Völkerrecht  einmal 
durch  den  Utilitarismus  gedroht  hat,  hätte  hier  die 
Staatslehre  vollzogen,  und  zwar  infolge  ihrer  rein 
historischen  Betrachtungsweise. 


1  History,  Bd.  III,  p.  395. 
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X. 

Für  die  geschichtliche  Darlegung,  wie  sie  uns  Hume 
hier  gegeben  hat,  können  konsequenterweise  nur  quae- 
stiones  facti  in  Betracht  kommen.  Und  indem  nun  unser 
Philosoph  glaubt,  mit  seiner  Methode  alle  in  der  Staats- 
lehre stellbaren  Fragen  beantworten  zu  können,  muss 
er  notwendig  in  seinem  Gedankengang  auf  die  Machia- 
vellistische  Auffassung  stossen.  Darin  liegt  eben  der 
grosse  prinzipielle  Fehler,  dass  er  hier  neben  den 
questiones  facti  nicht  auch  die  questiones  juris  zur 
Geltung  kommen  liess,  dass  er  nicht  in  seiner  staats- 
rechtlichen Darstellung  beide  Problemstellungen  in 
ihrer  Berechtigung  eingesehen  hat. 

Zur  Hebung  dieser  Schwierigkeit  werden  wir  daher 
gut  tun,  wenn  wir  nicht  bei  Hume  stehen  bleiben,  wenn 
wir  nicht,  wie  er,  die  beiden  Teile,  in  die  seine  Lehre 
von  der  Entstehung  des  Staates  zerfällt,  als  sich  in 
gegenseitig  bekämpfendem  Gegensatz  befindende,  son- 
dern als  sich  vielmehr  ergänzende  Ausführungen  auf- 
fassen. Der  Historismus  soll  nicht  im  Widerspruch  zur 
Philosophie  stehen,  sondern  umgekehrt  die  Philosophie 
soll  die  dem  Historismus  naturnotwendig  anhaftenden 
Lücken  ausfüllen.  Und  gerade  in  dieser  Beziehung 
könnte  uns  Hume,  der  Philosoph  und  Historiker  in 
einer  Person,  als  ein  klassisches  Beispiel  dienen  —  wenn 
wir  mit  ihm  über  ihn  hinausgingen  und  aus  der  von 
ihm  selber  als  Antithesis  behandelten  Gedanken- 
gänge die  Bausteine  zu  einer  höheren  Synth  es is 
herholten. 
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Freilich  hat  er  mit  Erfolg  den  Standpunkt  vertreten, 
„dass  Vernunft,  Geschichte  und  Erfahrung  uns  deutlich 
zeigen,  wie  alle  politischen  Gesellschaften  einen  weit 
minder  abgemesseneu  und  regelmässigen  Ursprung  ge- 
habt haben,  als  es  die  Vertragstheoretiker  zugeben 
wollen".1  Aber  auf  der  anderen  Seite  wiederum  ist  es 
gerade  er,  aus  dessen  eigener  Betrachtungsweise  uns 
so  recht  deutlich  die  Überzeugung  vor  Augen  geführt 
wird,  zu  welchen  unheilvollen  Konsequenzen  man  ge- 
langen kann,  wenn  man  den  „Rechtsstaat"  rein  historisch 
zu  erklären  und  die  höchsten  Prinzipien  der  Staatslehre 
auf  nur  geschichtlichem  Wege  zu  begründen  sucht.  Und 
was  wir,  mit  Hume,  in  der  Rechtslehre  getan  haben, 
indem  wir  dem  positiven  Recht  das  Naturrecht  entgegen- 
hielten, nicht  als  Gegensatz,  noch  als  faktische  Grund- 
lage, sondern  als  fiktive  Norm,  das  wollen  wir  nun, 
ohne  Hume,  auch  in  der  Staatslehre  tun,  dadurch, 
dass  wir  der  Regierung  und  der  Verfassung  bei  ihren 
Handlungen  den  „Urvertrag"  als  regulatives  Prinzip 
gegenüberstellen.  Wie  das  Recht  wissen  muss,  dass  es 
seine  letzten  Wurzeln  in  der  Gerechtigkeit  habe,  aus  der 
es  entsprungen  ist,  und  dass  infolgedessen  die  völlige 
oder  doch  möglichst  völlige  Deckung  der  rechtlichen 
Satzungen  mit  den  Regeln  dieser  Tugend  als  das  an- 
zustrebende Ideal  aller  Gesetzgebung  erscheinen  müsse, 
so  solle  auch  alle  Regierung  der  Tatsache  eingedenk 
bleiben,  dass  die  erste  Ursache  der  Staatsgründung  der 


1  Works  III.  —  a.  a.  O.,  p.  450. 
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allgemeine  Nutzen  und  die  Wahrung  der  Gerechtigkeit 
war,  und  dass  die  erste  Regierungsgewalt  ihre  Kraft 
in  dem  Willen  der  Einzelnen  geschöpft  hat  Und  wenn 
es  auch  unzweifelhaft  richtig  ist,  dass  im  historischen 
Staate  der  Herrscher  mit  dem  Volkswillen  als  Aus- 
gangspunkt schlechterdings  nichts  zu  tun  hat,  dass 
seine  ursprüngliche  Einsetzung  durch  Gewalt  oder 
ähnliches  zustande  gebracht  und  nur  als  Zwang,  der 
später  noch  durch  Gewöhnung  unterstützt,  angenommen 
worden  ist,  derart,  dass  in  der  Wirklichkeit  nur  die  Zeit, 
indem  sie  allmählich  alle  Bedenken  verschwinden  lässt, 
als  das  alleinige  Prinzip  gelten  darf,  das  ihm  und  der 
Regierung  im  Volke  die  nötige  Autorität  verleiht,  so 
sollte  es  doch  auf  der  anderen  Seite  ebenso  als  aner- 
kannte Wahrheit  gelten,  dass  zuerst  aus  dem  Schosse 
des  vernünftig  erkannten  Rechtes  die  Idee  eines  Staates 
überhaupt  geboren  wurde,  mit  der  einzigen  Aufgabe, 
dem  Rechte  die  Möglichkeit  seiner  Betätigung  zu  ver- 
schaffen. Auf  dieses  Rechtselement,  auf  die  Wechsel- 
seitigkeit der  Rechte  und  Pflichten  als  Grundlage  des 
Staates  weist  der  „Vertrag"  hin,  und  daher  soll  er  als 
die  philosophische  Grundlage  des  Rechtsstaates  ange- 
sehen werden.  Alle  Staatsverfassung,  die  zwar  historisch 
nicht  aus  dem  Vertrage  hervorgegangen  ist,  solle 
doch  im  Sinne  des  Vertrages  abgeleitet  werden  können, 
alle  Regierungsgewalt  solle  so  gehandhabt  werden,  als 
wäre  sie  zum  allgemeinen  Nutzen  aus  der  freiwilligen 
Obereinstimmung  der  Unterworfenen  mit  ihrem  Fürsten 
hervorgegangen. 


So  haben  wir  an  der  Hand  der  Hume'schen  Staats- 
lehre so  recht  klar  gesehen,  wie  völlig  unzulänglich 
die  ausschliesslich  historische  Betrachtungweise  ist, 
sobald  wir  nur  an  tiefere  und  allgemeinere  prinzipielle 
Fragen  herangehen.  Aber  auf  der  anderen  Seite  wiederum 
finden  wir  gerade  bei  ihm  —  wenn  auch  zugestandener- 
massen  von  ihm  selber  diese  Ausführung  nie  geplant 
worden  war  —  einen  möglichen  Weg,  auf  dem  wir  zu 
einer  Lösung  dieser  Probleme  gelangen:  durch  die 
Benutzung  philosophischer  Prinzipien  als  Wertmassstab 
für  historisch  gegebene  Tatsachen.  Indem  wir  nun  zwecks 
regulativer  Betrachtung  den  Urvertrag  als  den  Ausgangs- 
punkt aller  Staatsbildung  gelten  lassen,  bleibt  das 
„Vertragsrecht"  als  Grundlage  und  Ziel  aller  staat- 
lichen Einrichtungen  und  der  „Herrschaf  tsvertrag" 
als  das  rechtliche  Fundament  aller  Regierungsgewalt 
in  philosophischer  Hinsicht  völlig  gewahrt.  Danach 
liegt  der  Rechtsgrund  aller  Herrschaft  in  der  frei- 
willigen und  vertragsmässigen  Unterwerfung  der  be- 
herrschten Gesamtheit  und  aus  „dem  göttlichen 
und  natürlichen  Rechte"  kommt  die  Verleihung 
aller  Gewalt  einzig  und  alleine  dem  Volke  zu.  Das 
so  der  Menschheit  zuerkannte  Vertragsrecht  ist  allerdings 
historisch  weder  durchgeführt,  noch  je  ganz  durchführbar, 
ist,  um  mit  einer  kantischen  Wendung  zu  reden,  in 
dieser  Form  den  Menschen  niemals  als  „Faktum" 
gegeben;  wir  bedienen  uns  aber  seiner  in  rechtsphilo- 
sophischer Betrachtung  als  einer  „Idee  der  Vernunft". 
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2.  Die  „Opinions"  als  Stütze 
der  Regierungsgewalt. 

I. 

Damit  das  Recht  unter  den  Menschen  zur  Geltung 
kommen  konnte,  musste  es  in  der  Gesellschaft  zur 
Macht  gelangen.  Zur  Erreichung  dieses  Zieles  wurde 
die  Institution  der  Regierung  ins  Leben  gerufen,  das 
heisst,  man  betraute  gewisse  Personen  durch  ihre  Er- 
nennung zu  einer  Behörde  (under  appelation  of  Magi- 
strates) mit  dem  Amte,  für  die  genaue  Beobachtung 
der  Rechtsvorschriften  Sorge  zu  tragen,  deren  Über- 
treter zu  bestrafen,  Betrug  und  Gewalttätigkeit  zu  ver- 
hindern, und  nötigenfalls  die  Menschen,  trotz  allen 
Widerstrebens  zu  zwingen,  ihr  eigenes  wirkliches  und 
dauerndes  Interesse  wahrzunehmen. 1 

So  hat  die  in  der  natürlichen  Wechselbeziehung 
zwischen  den  Mitgliedern  und  damit  in  dem  unmittel- 
baren Wechselverhältnis  zwischen  gerechter  Handlung 
und  entsprechendem  Nutzen  erlittene  Unterbrechung 
durch  die  Regierungsinstitution  in  der  künstlichen  Ge- 
sellschaftsordnung ein  passendes  künstliches  Bindeglied 
erhalten.  Zwischen  die  Beziehungen  der  einzelnen 
Gesellschaftsmitglieder  schob  sich  vermittelnd  die  obrig- 
keitliche Richtergewalt,  zwischen  den  Nutzen  und  die 
damit  verbundene  freiwillige  Handlung  schob  sich  der 
Regierungszwang  einerseits,  zwischen  den  Nutzen  und 


1  Works  III.  —  Of  the  Origin  of  Government,  p.  114. 
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die  damit  zusammenhängende  Billigkeil  schob  sich  das 
Untertanengefühl  andererseits.  „Gehorsam  ist  eine 
neue  Pflicht,  die  erfunden  werden  musstc,  um  die 
Pflicht  der  Gerechtigkeit  zu  unterstützen,  und  das  Band 
der  Billigkeit  musste  durch  das  Band  der  Unter- 
tänigkeit befestigt  werden.1  Nur  mit  Hilfe  dieses 
Umwegs  konnte  das  gewünschte  Ziel,  die  Herrschaft 
der  Gerechtigkeit  in  der  Gesellschaft  möglich  zu  machen, 
erreicht  werden. 

Zwei  Momente  kommen  hier  besonders  in  Betracht: 
das  sachliche  Verhältnis  der  Regierung  zum  Rechte, 
und  das  persönliche  Verhältnis  des  Volkes  zu  der  Re- 
gierung, welche  Hume  beide,  als  für  die  Staatsverfassung 
vorteilhaft,  psychologisch  darzustellen  sucht. 

Es  könnte  mit  vollem  Fug  die  Frage  aufgeworfen 
werden:  was  garantiert  eigentlich  die  sachliche  Hand- 
habung des  Rechts  durch  die  Regierung?  Ist  ihr  nicht 
vielmehr  mit  der  Einräumung  so  grosser  Macht  gleich- 
zeitig auch  die  beste  Möglichkeit  geboten  worden,  statt 
nach  Recht  ganz  nach  Belieben  schalten  zu  dürfen  ?  Und 
Hume  beantwortet  diese  Frage  dahin,  dass  dies  letzte 
Bedenken  ganz  unbegründet  sei.  Eben  in  der  Tatsache, 
meint  er,  dass  die  Regelung  des  Rechts  in  die  Hand  der 
Obrigkeit  gelegt  wird,  ist  auch  schon  die  erforderliche 
Garantie  mitenthalten;  gerade  in  der  Ausstattung  der 
rechtswaltenden  Faktoren  mit  öffentlicher  Gewalt  ist 
bereits  die  beste  Sicherheit  für  die  objektive  Hand- 
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habung  des  Rechts  von  selber  mitgegeben.  Die  Lust 
zu  herrschen  ist  beim  Menschen  so  stark  und  eine 
so  natürliche  Eigenschaft,  dass  sehr  viele  sich  allen 
möglichen  Gefahren,  Beschwerden  und  Sorgen,  die  die 
Regierung  mit  sich  bringt,  nicht  nur  freiwillig  unter- 
ziehen, sondern  sich  sogar  darum  bewerben. 

Bei  diesem  grossen  Andrang  werden  natürlich  zu 
dieser  Auszeichnung  nur  solche  Personen  gelangen, 
die  mit  allen  jenen  persönlichen  Eigenschaften  und 
Tugenden  wie  Tapferkeit,  Stärke,  Redlichkeit,  die  zugleich 
Vertrauen  und  Ehrfurcht  gebieten,  in  höherem  Grade 
begabt  sind.  Wer  aber  einmal  zu  jenem  Posten  gelangt 
ist,  der  wird  offenbar  das  Bestreben  haben,  sich  in 
dieser  Machtstellung  auch  zu  behaupten.  Er  hat  somit 
ein  unmittelbares  Interesse  daran,  dass  in  der  Gesell- 
schaft Gerechtigkeit  geübt  und  aufrecht  erhalten  werde, 
und  so  wird  er  als  Fürst  wider  jede  ungerechte  Handlung, 
die  die  Ordnung  seiner  Gesellschaft  zu  stören  droht, 
aufs  energischste  ankämpfen.  Er  fordert  daher  alle 
seine  Anhänger,  überhaupt  alle  Menschen  von  Recht- 
schaffenheit auf,  ihm  bei  der  Verhinderung  und  Ahndung 
jedes  Verbrechens  behilflich  zu  sein,  „und  auch  alle 
gleichgültigen  Personen  gehen  ihm  willig  bei  der  Voll- 
ziehung seines  Amtes  zur  Hand".  Dazu  kommt  noch 
der  konkurrierende  Kampf  aller  Bewerber  um  die  bevor- 
zugte Machtstellung,  so  dass  die  einmal  zu  dieser 
Würde  gelangte  Regierung,  wie  sehr  sie  auch  oft  durch 
Privatleidenschaften  nahe  daran  sein  sollte,  sich  in  ihren 
Massnahmen   zum  Zwecke  persönlicher  Vorteile  fort- 
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reissen  zu  lassen,  dennoch  im  grossen  und  ganzen  für 
die  Wahrung  des  Rechts  mit  Eifer  eintreten  wird.  Die 
stärkste  der  Leidenschaften,  das  Streben  nach  Herrschaft 
und  Anerkennung,  wird  stets  den  Fürsten  dazu  bringen, 
in  den  meisten  Fällen  „Gerechtigkeit  unparteiisch  walten 
zu  lassen". 

Und  genau  dieselben  Erwägungen  sind  es  auch, 
die  sich  die  Menge  über  das  Verhalten  der  Regierung 
in  Bezug  auf  ihre  Stellungnahme  zur  Wahrung  des 
Rechts  macht;  und  darin  liegt  die  Quelle,  aus  der 
jene  allenthalben  der  Obrigkeit  entgegengebrachten 
Gefühle  der  Treue  und  Zuneigung  zum  grössten  Teile 
fliessen.  Dies  führt  uns  auf  das  zweite  der  früher 
angegebenen,  für  die  Staatserhaltung  so  bedeutsamen 
beiden  Momente,  auf  das  des  persönlichen  Verhältnisses 
des  Volkes  zu  der  Regierung. 

Wenn  wir  das  Staatsleben  mit  dem  gewaltig  um 
sich  greifenden  Einfluss  der  Regierung  einerseits  und 
mit  dem  unbedingten  Vertrauen  des  Volkes  andererseits 
einer  näheren  Betrachtung  unterziehen,  so  drängt  sich 
uns  sofort  die  Frage  auf:  Worauf  beruht  denn  eigent- 
lich dieser  wechselseitige  Zustand?  was  verleiht  der 
Regierung  jene  imponierende  Macht,  und  was  bringt 
das  Volk  in  diese  unbestrittene  Abhängigkeit?  Wie 
Hume  hervorhebt,  ist  es  nicht  die  Wirkung  der  Ge- 
walt. Denn  wie  sehr  auch  die  Gewalt  für  die  Ent- 
stehung eines  Staates  von  Bedeutung  sein  mag,  für 
seine  beständige  Erhaltung  kann  sie  doch  nicht  die 
Mittel  abgeben,  da  für  die  Dauer  die  Gewalt  tatsächlich 
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in  den  Händen  des  Volkes,  die  Stärke  allein  auf  seilen 
der  Beherrschten  bleibt.  Der  wahre  Grund  der  so  be- 
deutenden Regierungsmacht  ist  nach  Hume  nur  psycho- 
logisch zu  erklären :  zwischen  den  Bürgern  und  ihrem 
Herrscher  besteht  ein  gewisses  unausrottbares  Gefühls- 
verhältnis, und  dieses  Gefühl  allein  ist  es,  das  die 
wesentlichste  Stütze  der  Regierung  ausmacht  und  gleich- 
zeitig jene  Erscheinung  erklärt,  dass  die  grosse  Masse 
sich  so  leicht  leiten  lässt  und  mit  blinder  Willfährigkeit 
ihren  eigenen  Sinn  und  Willen  dem  Sinn  und  Willen  der 
Obrigkeit  unterordnet.  Diese  Tatsache  ist  in  der  Ge- 
schichte so  durchgängig,  dass  es  geradezu  als  ein 
politisch-historisches  Gesetz  proklamiert  werden  kann, 
dass  government  is  founded  only  on  opinion  not  on 
force:  Auf  Meinung  allein  gründet  sich  alle  Regierung. 
Nur  die  allgemeine  Meinung  des  Volkes  liefert  die 
dauernde  Grundlage  des  Staatslebens.  „Und  dieser 
Satz  gilt  von  den  im  höchsten  Grade  despotischen  und 
militärischen  Regierungen  sowohl  als  von  den  freiesten 
und  populärsten."1 

IL 

Die  Meinung  kann  verschiedener  Art  sein.  Zunächst 
opinion  of  interest,  die  auf  das  Interesse  gestützte 
öffentliche  Meinung,  oder  opinion  of  rigid,  die  auf  die 
Rechtsüberzeugung  gestützte  öffentliche  Meinung.  Unter 
opinion  of  interest  versteht  Hume  ein  Gefühl  der  An- 
hänglichkeit, das  aus  dem  Glauben  erwächst,  dass  ganz 
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im  allgemeinen  der  Staat  als  solcher,  als  blosse  In- 
stitution, schon  notwendig  einen  Vorteil  gewähre.  Dabei 
kommt  es  auf  die  besondere  Regierungsform  nicht  an, 
da  alle  etwaigen  Bedenken  über  Wert  und  Unwert  des 
zufällig  zurzeit  geltenden  Herrschaftssystems  völlig  in 
den  Hintergrund  treten  gegenüber  dem  Allgemeingefühl 
der  schlechthin  wohltuenden  Wirkung  der  Staatsein- 
richtung überhaupt.  Im  Lichte  dieses  Glaubens  verblasst 
jede  Kritik  am  Bestehenden  und  jede  revolutionäre  Er- 
wägung über  ein  möglicherweise  Besseres  verliert  gänz- 
lich ihre  Anziehungskraft :  die  nun  einmal  vorhandene 
Regierung  gilt  da  als  ebenso  nützlich  und  wertvoll 
wie  eben  irgend  eine  andere,  die  sich  füglich  errichten 
Hesse.1  Mit  opinion  of  right  bezeichnet  Hume  ein  Ge- 
fühl der  Treue,  welches  im  Volke  von  der  Überzeugung 
genährt  wird,  dass  die  gegebenen  staatlichen  Verhältnisse 
zu  Rechtens  bestehen  und  infolgedessen  mit  allen 
Mitteln  unterstützt  und  erhalten  werden  müssen.  Dieses 
Recht  kann  indessen  vom  Volke  zwei  verschiedenen 
Institutionen  zuerkannt  werden :  Es  kann  sich  bald  als 
Recht  auf  Macht,  bald  als  Recht  auf  Eigentum 
geltend  machen.  Im  ersteren  Falle  haben  wir  einen  bei 
der  grossen  Masse  feststehenden  Glauben,  dass  die 
Machthaber  auch  ein  wirkliches  Anrecht  auf  diese 
Macht  haben,  dass  sie  ihre  Autorität  in  der  Ausübung 
eines  ihnen  angestammten  Rechtes  geltend  machen. 
Dieser  Glaube  bewährt  sich  als  unmittelbare  Stütze  der 
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Regierungsgewalt,  denn  auf  ihm  beruht  jene  grosse 
Anhänglichkeit,  womit  alle  Nationen  ihrer  alten  Regierung 
zugetan  sind.1  Dabei  wirkt  namentlich  die  Macht  der 
Tradition  mit,  die  nicht  immer  nach  der  Rechtlichkeit 
eines  Verhältnisses  fragt,  und  oft  stärker  ist  als  das 
Recht.  Mit  einer  neuen  Regierung  sind  die  Leute  im 
allgemeinen  unzufrieden  und  fügen  sich  ihr  mehr  aus 
Furcht  und  Not,  als  aus  irgend  einer  Vorstellung  von 
Untertänigkeit  oder  Zugehörigkeit.  Die  Zeit  indessen 
räumt  alle  Schwierigkeiten  aus  dem  Wege  des  Herrschers 
hinweg,  und  sie  gewöhnt  das  Volk,  selbst  eine  ursprüng- 
lich als  Usurpatoren  angesehene  Familie  später  für  ihre 
rechtmässigen  oder  angeborenen  Fürsten  zu  halten.2 
Die  Tradition  entwickelt  sich  sozusagen  allmählich  zu 
einem  Gewohnheitsrecht.  Und  lediglich  aus  diesem 
Motive  ist  der  Mensch  oft  bereit,  willig  Blut  und  Gut 
zu  opfern,  indem  er  glaubt,  damit  einen  Akt  der 
öffentlichen  Gerechtigkeit  zu  vollziehen. 

Als  eine  weitere,  wenn  auch  nur  mittelbare  Stütze 
der  Regierung  erweist  sich  die  Meinung  des  Rechts 
auf  Eigentum,  d.  h.  der  Glaube  an  die  Rechtlichkeit 
und  Berechtigung  des  im  Besitze  befindlichen  Eigentums, 
womit  natürlich  das  Bestreben  zur  Erhaltung  der  be- 
stehenden Gesellschaftsordnung  notwendig  verknüpft  ist. 
Welche  wichtige  Rolle  der  Regierung  gerade  in  Bezug 
auf  die  Institution  des  Eigentums  zufällt,  haben  wir  ja 
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früher  gesehen,  woraus  also  zur  Genüge  erhellt,  dass 
die  Meinung  des  Rechts  auf  Eigentum  auf  die  Gestaltung 
aller  Staatsangelegenheiten  einen  bedeutenden  Einfluss 
ausüben  muss.1 

Auf  diese  „opinions"  gründet  sich  nach  Hume  alle 
Regierungsgewalt.  Man  könnte  freilich  neben  diesen 
noch  eine  Anzahl  weiterer  Gefühlsmomente  anführen, 
die  in  gleicher  Weise  wie  diese  auf  die  menschliche 
Stimmung  wirken  und  daher  den  Bestand  der  Regierung 
ebenfalls  beeinflussen.  Prinzipien  solcher  Art  sind  bei- 
spielsweise Eigennutz,  Furcht,  Zuneigung,  wodurch  ohne 
allen  Zweifel  das  Verhältnis  zwischen  Volk  und  Regierung 
psychologisch  erheblich  mitbestimmt  wird.  Indessen  er- 
gibt sich  bei  einiger  Betrachtung,  dass  diese  Gefühls- 
momente qualitativ  zwar  den  angeführten  Meinungen 
gleichwertig  sind,  quantitativ  jedoch  ihnen  gegenüber 
sich  dermassen  verschwindend  schwach  betätigen,  dass 
sie  füglich  zu  den  wesentlichen  Grundlagen  der  Re- 
gierungsgewalt nicht  gezählt  werden  dürfen.  Diese  rein 
individualen  Affekte  müssen,  um  überhaupt  staatser- 
haltend wirksam  zu  sein,  bereits  die  Tätigkeit  jener 
ersteren,  an  sich  sozialen  Motive  voraussetzen  und  können 
somit  höchstens  nur  als  die  mitwirkenden  Kräfte  der 
angegebenen  opinions,  nur  als  Nebenstützen  der  Re- 
gierung, nicht  aber  als  deren  ursprüngliche  Grundlagen 
in  Betracht  kommen.  Die  Autorität  der  Regierung  als 
Institution  musste  doch  bereits  festgestellt  oder  wenigstens 
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eingeleitet  worden  sein,  um  den  Gedanken  einer  Be- 
friedigung des  Eigennutzes,  d.  h.  die  Erwartung  be- 
sonderer, über  den  allgemeinen  vom  Staatsleben  ge- 
währten Schutz  hinausgehende  Vorteile  aufkommen  lassen 
zu  können.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Furcht  oder  der 
Zuneigung.  Um  einen  Tyrannen  zu  fürchten,  oder  für 
einen  Fürsten  besondere  Zuneigung  zu  haben,  muss 
man  diese  doch  schon,  als  mit  einem  öffentlichen 
Charakter  bekleidet,  existierend  voraussetzen.1 

III. 

Auf  Grund  der  opinions  wird  nach  Hume  der 
Obrigkeit  und  ihren  Massnahmen  von  der  Menge  soviel 
Vertrauen  entgegengebracht,  dass  die  Regierung  sich  zu 
jeder  Zeit  stark  genug  fühlen  kann,  ihrem  Willen  die 
nötige  Geltung  zu  verschaffen.  Und  mit  Hilfe  dieses 
Umwegs  des  Gehorsams  gelangt  der  Mensch  auch  viel 
eher  und  sicherer  zur  Ausübung  der  Gerechtigkeit,  als 
auf  dem  geraden  und  direkten  Weg  ihrer  erkannten  Be- 
rechtigung. Während  in  diesem  letzteren  Falle,  da  es 
sich  dabei  nur  darum  handeln  kann,  mit  rein  verstandes- 
mässigen  Argumenten  zu  überzeugen,  was  bekanntlich 
nach  der  Hume'schen  Auffassung  auf  die  menschlichen 
Leidenschaften  und  Willensentscheidungen  keinen  be- 
stimmenden Einfluss  auszuüben  vermag,  der  Erfolg 
mindestens  sehr  zweifelhaft  bleiben  muss,  gelingt  dies 
der  Obrigkeit  hingegen,  vermöge  ihrer  Stellung,  ohne 
weiteres,  indem  sie,  durch    die  Einwirkung  des  Ge- 
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horsamaffektcs,  zwar  unmerklich  doch  beständig  gewisse 
Imponderabilien  in  die  Wagschalc  unserer  Gefühle  wirft 
und  so  über  sie  eine  Richtung  gebende  Gewalt  erlangt, 
Die  Regierungsinstitution,  rein  als  solche,  ist  in  den 
Augen  des  Volkes  mit  einem  dermassen  achtungge- 
bietenden Nimbus  umgeben,  dass  dieser  Umstand  alleine 
schon  ihren  Beschlüssen  und  Handlungen  den  nötigen 
Nachdruck  verleiht.  So  sehen  wir,  wie  einerseits  zwar 
der  Gehorsam  erst  mit  dem  Rechte  entsteht,  andererseits 
aber  der  Gehorsam  die  Wahrung  des  Rechtes,  dadurch, 
dass  er  sie  von  einer  rein  erkennenden  auf  eine  gefühls- 
psychologische Basis  stellt,  erleichtert  und  fördert.  Und 
Erfahrung  lehrt  uns  vielfach,  dass  der  „Bürger"  oft  besser 
ist  als  der  „Mensch",  dass  die  Pflichten  gegen  die 
Obrigkeit  „durch  die  Triebfedern  der  menschlichen 
Natur"  weit  genauer  und  freiwilliger  beobachtet  werden, 
als  die  Pflichten  gegen  den  Nächsten.  Sobald  nun  gar 
noch  durch  Gleichförmigkeit,  Dauerhaftigkeit  und  Be- 
ständigkeit des  Staatslebens  die  Gewohnheit,  dieser  nach 
Hume  mächtigste  Faktor  im  menschlichen  Leben,  hin- 
zukommt, wird  der  Trieb  des  Gehorsams  und  die  damit 
zusammenhängende  Richtung  der  Willensvorstellungen 
ergänzt  und  befestigt;  „und  Menschen  einmal  an  Ge- 
horsam gewöhnt,  denken  nie  mehr  daran,  sich  von  jenem 
Pfade  zu  entfernen,  auf  dem  sie  und  ihre  Vorfahren  be- 
ständig gewandelt  sind,  und  auf  welchem  zu  bleiben,  sie 
so  viele  triftige  und  sehr  einleuchtende  Gründe  haben  V 
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Von  den  opinions  ist  die  auf  das  Interesse  ge- 
stützte Meinung,  da  sie  der  Idee  des  Nutzens  des 
Staates  unmittelbar  entspringt,  die  stärkste  und  nach- 
haltigste. Ja  sie  ist  unter  Umständen  sogar  fähig,  gegen 
die  anderen  ein  bedeutendes  Übergewicht  zu  erlangen. 
Dies  tritt  besonders  zutage,  sobald  sich  im  Staate 
eine  übermässige  Besitzverschiebung  vollzogen  hat,  wo- 
durch sich  bisweilen  anormale  und  für  die  Existenz  der 
Regierung  gefährliche  Verhältnisse  herausbilden  können. 
Wir  haben  bereits  hervorgehoben,  dass  Hume  mit 
scharfem  Blick  den  innern  Zusammenhang  von  Macht 
und  Besitz  im  sozialen  Leben  genau  erkannt  hat.  Er 
spricht  es  deutlich  aus,  dass  im  gewöhnlichen  Entwick- 
lungsgang der  menschlichen  Gesellschaft  Macht  und 
Besitz  stets  in  gleichem  Verhältnis  zu  einander  stehen, 
und  dass  sie  sich  gegenseitig  bedingen,  wenn  auch  in 
ihrer  Wechselbeziehung  das  Besitztum  das  Primäre  bildet. 
Danach  muss  ein  Stand,  dem  ursprünglich  zwar  nur 
geringer  Anteil  an  Macht,  aber  grosser  Anteil  an 
Eigentum  zugefallen  war,  es  leicht  dahin  bringen 
können,  seine  Autorität  im  Staate  allmählich  dermassen 
zu  erweitern,  „dass  das  Macht-Gewicht  dem  Eigentums- 
Gewicht  entspreche".  E&  ist  freilich  auch  der  Fall 
möglich,  dass  irgend  ein  Stand  im  Staate  einen  sehr 
beträchtlichen  Anteil  an  Eigentum  erworben,  nichts 
destoweniger  aber  die  bei  normalen  Verhältnissen  diesem 
Besitztum  entsprechende  Macht  nicht  erlangt  hat.  Die 
Verfassung  kann  dies  ja  durch  gewisse  Bestimmungen 
bewirken.  Aber  in  beiden  Fällen  werden  wir  unleugbar 
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einen  anormalen  Zustand  im  Staatsleben  konstatieren 
müssen.  Im  erstem  Falle,  weil  die  Regierung  Gefahr 
läuft,  die  ihr  naturgcmäss  zukommende,  den  verschie- 
denen Gesellschaftsschichtcn  überlegene  Gewalt  einzu- 
büßen; im  andern  Falle,  weil  die  Regierung  zwar 
faktisch  die  nötige  Macht  und  Autorität  besitzt,  sie 
aber  nicht  als  die  natürliche  und  gesunde  Folge  natür- 
licher und  gesunder  Zustände  innehat.  Kommt  es  nun 
zu  einer  Kollision,  dann  ist  zu  erwarten,  dass  im  all- 
gemeinen die  nichts  oder  wenig  besitzende  Bevölkerung 
in  ihren  Gefühlen  für  ihre  alte  Regierung  eingenommen 
bleiben  wird,  ohne  die  überhandgreifenden  Anmassungen 
eines  durch  Aneignung  des  Eigentums  stark  gewordenen 
Standes  auf  die  Länge  zu  begünstigen.  So  kann 
wohl  eine  Regierung  viele  Zeitalter  hindurch  fortdauern, 
obschon  das  Gewicht  an  Macht  und  das  Gewicht  an 
Eigentum  sich  miteinander  nicht  decken.1 

Aber  auch  die  allgemeine  Meinung  der  Menschen 
ist  den  äusseren  Einflüssen  unterworfen  und  die 
dauernden  Zustände  und  Bedingungen  im  Staatsleben 
verfehlen  nicht,  im  Laufe  der  Zeit  ihr  gewisse  unab- 
wendbare Veränderungen  aufzudrücken.  Und  wie  die 
Meinung  das  stützende  Prinzip  aller  politischen  In- 
stitutionen ist,  so  sind  umgekehrt  diese  mit  das  ge- 
staltende Prinzip  der  Meinung.  So  ist  es  nur  natür- 
lich, dass  anormale  Verhältnisse  im  staatlichen  Getriebe 
früher  oder  später  notwendig  eine  Ver-  und  UmStimmung 
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der  allgemeinen  Volksmeinung  herbeiführen  müssen, 
wodurch  der  Regierung  ihre  Stütze,  der  Verfassung  ihre 
Dauerhaftigkeit  entzogen  und  damit  der  Revolution 
und  dem  Umsturz  der  Weg  geöffnet  wird. 

Für  den  Politiker  ergibt  sich  hieraus  die  Aufgabe, 
in  seinen  Massnahmen  der  Stimmung  des  Volkes 
Rechnung  zu  tragen  und  sein  Verhalten  danach  einzu- 
richten. Wenn  in  der  Tat  on  the  opinion  of  men  all 
depends,  so  wird  eben  diejenige  Regierung  als  die 
beste  anzusehen  sein,  die  sich's  am  meisten  angelegen 
sein  lässt,  die  sozialen  Strömungen  im  Volke  auf  ihre 
wahren  Ursachen  zu  ergründen  und  die  Staatsange- 
legenheiten möglichst  in  ihrem  Sinne  zu  gestalten.  Und 
es  ergibt  sich  hieraus  als  die  nächste  Aufgabe  die 
prinzipielle  Untersuchung,  wie  geartet  die  Staatsver- 
fassung sein  muss,  die  der  Regierung  ermöglicht  oder 
je  nachdem  sie  zwingt,  den  gestellten  Anforderungen 
in  Bezug  auf  die  allgemeine  Meinung  Genüge  zu  leisten. 

Dies  führt  uns  mit  Notwendigkeit  hinüber  zu  der 
Behandlung  der  verschiedenen  Formen  der  Staats- 
verfassung. 


3.  Die  verschiedenen  Staatsverfassungen. 

I. 

Absolute  Monarchie.  —  Die  absolute  Monarchie 
ist  diejenige  Regierungsform,  die  alle  Macht  ohne 
Einschränkung  in  die  Hand  eines  Einzelnen  gelegt  hat. 
Über  den  Wert  oder  Unwert  einer  solchen  Verfassung 
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lässt  sich  aus  rein  empirischen  Tatsachen  schwer  ein 
abschliessendes  Urteil  fällen.  Denn  die  Geschichte  lehrt 
uns  zwar  auf  der  einen  Seite  in  unzähligen  Fällen,  dass 
jedesmal  mit  dem  Selbstherrscher  Unterdrückung,  Wan- 
kelmut, Arglist  auf  selten  der  Regierung,  Aufruhr, 
Verrat,  Empörung,  Treulosigkeit  auf  Seiten  der  Un- 
tertanen eingetreten  ist  andererseits  aber  gibt  sie  uns 
vielleicht  nicht  minder  viele  Beispiele,  wo  das  gerade 
Gegenteil  der  Fall  war,  wo  mit  dem  Eintritt  eines  neuen 
Herrschers  Regierung  sowohl  wie  Volk  einen  Um- 
schwung erlitten  haben,  wo  der  Fürst  zahllose  Beispiele 
von  Milde  und  Gerechtigkeit  an  den  Tag  gelegt  hat, 
während  ihm  allgemeiner  Beifall  von  der  Menge  in 
uneingeschränktem  Masse  zuteil  geworden  ist. 

Aber  gerade  darin,  in  dieser  Mannigfaltigkeit  der 
Möglichkeiten,  liegt  bereits  für  Hume  der  ausschlag- 
gebende Grund  zur  Ablehnung  der  autokratischen 
Staatsverfassung.  Die  erste  Bedingung  zur  gedeihlichen 
Entwicklung  des  Staates  liegt  in  der  durch  die  Regie- 
rung garantierten  Konstanz  und  Kontinuität.  Hier  hin- 
gegen sind  diese  Bedingungen  an  die  Person  des 
Herrschers  geknüpft,  sie  hängen  ganz  von  der  Verschie- 
denheit der  Denkart  und  des  Betragens,  also  ausschliess- 
lich von  der  persönlichen  Qualität  des  jeweiligen  Fürsten 
ab.  Alle  Staatsangelegenheiten  werden  somit  vom  Zufall, 
nämlich  von  der  Laune  einer  einzelnen  Person  wenig- 
stens mitbestimmt;  und  das  ist  der  grösste  Mangel, 
welcher  der  unbeschränkten  Regierungsform  anhaftet, 
denn  unter  solchen  Bedingungen  ist  das  Volk  am 
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meisten  der  Gefahr  ausgesetzt,  in  seiner  „opinion"  irre 
und  wechselfällig  zu  werden.  Der  Staat  ist  so  in  ge- 
wissem Sinne  mit  dem  nach  eigenem  Ermessen  han- 
delnden Individuum  vergleichbar.  Auch  der  Einzelne 
wird,  besitzt  er  den  Verstand  und  den  Willen,  seine 
Handlungen  richtig  abzuwägen,  ohne  allen  Zweifel  im 
Leben  recht  Vieles  erreichen  können.  Aber  die  grosse 
Schwierigkeit  liegt  darin:  wer  kann  dafür  garantieren, 
dass  er  wirklich  die  nötige  Einsicht  und  Kraft  besitzt, 
um  aus  der  grossen  Menge  der  irreführenden  stets  den 
einen  richtigen  Weg  herauszufinden?  Und  dies  ist  bei 
einem  Herrscher  besonders  der  Erwägung  wert,  dessen 
Handlungen  das  Geschick  ganzer  Völkerschaften  be- 
stimmen. Ohne  Aufsicht,  ohne  Kontrolle,  ohne  die  Ver- 
pflichtung über  Tun  und  Lassen  Rat  pflegen  oder 
Rechenschaft  ablegen  zu  müssen,  kann  es  sehr  leicht 
kommen,  dass  er  grosses  Unheil  stiftet.  Sei  es  infolge 
schlechten  Willens,  sei  es  bloss  aus  Mangel  an  Einsicht, 
immer  wird  die  Gesellschaft  von  den  Absichten  und 
Plänen  eines  einzelnen,  unumschränkten  Herrschers 
grosser  Gefahr  gewärtig  sein  müssen. 

Es  wird  freilich  hierbei  zu  unterscheiden  sein 
zwischen  absoluter  Monarchie  nach  orientalischer  Ver- 
fassung und  zwischen  absoluter  Monarchie  in  gemil- 
derter, europäischer  Form.  In  der  ersten  ist  das  Selbst- 
herrschertum  dermassen  allgewaltig,  dass  ausser  ihm 
im  Staate  nicht  die  geringste  Machtkonzentrierung 
denkbar  ist,  insofern  sie  sich  nicht,  als  besonders  von 
ihm  dazu  berufen,  geltend  machen  kann.  Über  die 
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Person  des  Herrschers  hinaus  herrscht  unter  allen  seinen 
Untertanen  vollständige  Standesnivellierung :  Kein  Rang 
und  kein  Einfluss,  der  nicht  unmittelbar  vom  Fürsten 
selbst  herrührte,  keine  Geburtsvorzüge  und  keine  Erb- 
würden können  da  im  Staate  auf  Geltung  Anspruch 
machen;  denn  nichts  hat  dort  im  Volke  Anklang,  mit 
Ausnahme  dessen  allein,  was  auf  dem  Befehl  des  Herr- 
schers beruht.  Demgegenüber  tritt  die  absolute  Mo- 
narchie nach  europäischer  Beschaffenheit  in  weit  weniger 
konzentrierter  Form  auf,  Sie  lässt  neben  der  Huld  des 
Herrschers  auch  noch  andere  Quellen  der  Ehre  und  des 
Einflusses  zur  Geltung  kommen.  Geburt,  Titel  (der 
zwar  ursprünglich  vom  Fürsten  herrührt,  aber  sich  dann 
unabhängig  von  diesem  behauptet),  Vermögen  oder 
sonstige  Auszeichnungen  bilden  hier  innerhalb  der 
Bevölkerung  Standesunterschiede  und  Gesellschafts- 
schichtungen, die  bisweilen  sogar  eine  derart  autoritative 
Gewalt  erlangen,  dass  sie  die  Beschlüsse  und  Mass- 
nahmen des  Herrschers  wirksam  beeinflussen  können. 
Aber  auch  hier  bleiben  die  charakteristischen  Schäden 
der  absoluten  Herrschergewalt,  Mangel  an  Konstanz 
und  freier  Spielraum  für  Zufall  und  Willkür,  grundsätz- 
lich bestehen;  die  Existenz  und  die  gedeihliche  Ent- 
wicklung der  Gesellschaft  erfordern  aber  unbedingt, 
die  Regierung  jeder  launischen  Einwirkung  zu  ent- 
rücken, den  Staatsangelegenheiten  zu  ihrer  Abwicklung 
einen  regelmässigen  und  determiniert  kontinuierlichen 
Weg  zu  geben.  Darin  liegt  die  Berechtigung  der  prin- 
zipiellen Forderung  einer  Einschränkung  der  Souveräni- 
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tat,  wie  dies  auch  Hume  durch  den  Zweckgedanken  des 
Staates  zu  begründen  sucht.  Indem  das  Regieren  kein 
eigenes  Recht  ausmacht,  wie  Hobbes  behaupten  wollte, 
sondern  bloss  im  Dienste  eines  anderweitigen  Zweckes 
steht,  muss  es  notgedrungen  in  seiner  Tätigkeit  durch 
diesen  Zweck  bestimmt  und  nötigenfalls  in  Schranken 
gehalten  werden  können. 

II. 

Demokratie.  —  Als  das  Gegenstück  zur  absoluten 
Monarchie  mit  der  unbeschränkten  Gewalt  des  Allein- 
herrschers kann  die  Demokratie  mit  der  schrankenlosen 
Macht  des  Volkes  angesehen  werden.  Die  Gesellschaft, 
als  solche,  ist  Souverän;  ihr  allein  kommt  alle  Macht 
und  alle  Gewalt  zu,  und  sie  allein  ist  es  auch,  die 
selber,  in  ihrer  persönlichen  Gesamtheit,  und  nicht 
durch  einen  stellvertretenden  Körper,  ungebunden  diese 
Gewalt  ausübt.  Diese  „Demokratie  ohne  Stellvertreter" 
lehnt  Hume  ebenso  a  priori  ab  wie  die  absolute  Mo- 
narchie. Denn  sie  beide  beruhen,  staatsphilosophisch 
betrachtet,  auf  denselben  Voraussetzungen  :  der  höchsten 
und  uneingeschränktesten  Willensgeltung  des  im  Staat 
als  Souverän  anerkannten  Faktors,  ohne  weitere  Rück- 
sicht auf  irgend  welche  Kontinuität,  weder  mit  der 
Vergangenheit  noch  mit  der  Zukunft.  Das  ist  es,  was 
Hobbes  für  die  absolute  Monarchie,  das  ist  es,  was 
Rousseau  für  die  unmittelbare  Demokratie  eintreten 
Hess,  und  das  sind  auch  die  philosophischen  Erwägungen, 
die  Hume  zu  einer  Ablehnung  dieser  beiden  Staats- 


formen  geführt  haben.  Konstanz  und  Kontinuität  ist  nach 
ihm  die  erste  Forderung  eines  Staatswesens,  sodass 
jede  Regierungsform,  die  dies  nicht  garantieren  kann, 
vom  philosophischen  Standpunkte  aus  von  vornherein 
verwerflich  ist.  Im  übrigen,  bemerkt  Hume,  liefert  uns 
auch  a  posteriori  die  Geschichte  vielfach  den  Beweis  von 
der  Unhaltbarkeit  der  unmittelbaren  Demokratie  So 
wissen  wir,  dass  die  Demokratie  in  Athen  eine  der- 
massen  aufrührerische  (timultuous)  Regierungsform  ab- 
gab, wie  wir  uns  jetzt  kaum  noch  einen  Begriff  davon 
machen  können.  Freilich  hatte  da  bei  der  jedesmaligen 
Gesetzgebung  das  Volk  in  seiner  Gemeinsamkeit  Stimm- 
recht, ohne  jegliche  Einschränkung;  infolgedessen 
aber  auch  ohne  Achtung  auf  Ordnung,  Gerech- 
tigkeit oder  Klugheit.  Und  die  Athener  fühlten  bald 
selber  die  Obel,  die  dieser  Verfassung  wartete  (the 
mischiefs  attending  this  constitutions).1 

Die  für  die  Dauer  faktische  Unmöglichkeit  einer 
absoluten  Gewalt  des  Volkes  tritt  besonders  zutage, 
wenn  man  diese  Regierungsform  als  in  einem  grössern 
Gemeinwesen  in  Geltung  erwägt.  In  einem  räumlich 
eng  begrenzten  Gebiete,  wo  jeder  Bürger  die  ihm  zu- 
kommenden Rechte  und  Pflichten  ohne  Schwierigkeiten 
tatsächlich  ausüben  kann,  Hesse  sich  noch  allenfalls 
einer  Volksregierung  ohne  Stellvertreter  das  Wort  reden. 
Für  ein  umfangreicheres  und  differenzierteres  Staats- 
wesen hingegen  ist  die  Ausführung  einer  solchen  Ver- 


1  Works  III.  —  Of  some  remarkable  custcnis,  p,  376. 
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fassung  völlig  unmöglich  und  zudem  noch  von  kor- 
rumpierender Wirkung.  Die  weitauseinander  wohnende 
Bevölkerungsmasse  kann  schon  infolge  der  grossen 
Entfernung  die  ihr  von  Verfassungswegen  zukommende 
Gewalt  praktisch  gar  nicht  ausüben,  so  dass  realiter 
diese  in  Händen  eines  blossen  Teiles  des  Volkes  zurück- 
bleibt: gewöhnlich  in  den  Händen  der  Hauptstadt- 
bewohner. Das  Bewusstsein  indessen,  eine  Macht  zu 
besitzen,  die  ihnen  rechtlich  gar  nicht  zukommt,  raubt 
diesen  auch  bei  der  Ausübung  dieser  Macht  die  sonst 
mit  dem  Rechte  sich  verbindende  Sicherheit  und  Ver- 
antwortlichkeit. Sie  suchen  weit  mehr  die  ihnen  von 
dem  Zufall  und  äusseren  Umständen  in  die  Hände 
gespielte  Gewalt  sich  mit  allen  möglichen  Mitteln  künst- 
lich zu  erhalten.  Die  notwendige  Folge  davon  aber  muss 
eine  vollständige  Zersetzung  der  „Meinung"  des  Volkes 
sein,  die  vielfach  dann  in  ihr  gerades  Gegenteil  um- 
schlägt. Und  damit  ist  einer  despotischen  Herrschaft 
frei  der  Weg  gebahnt. 

Diesen  Entwicklungsgang  machte  beispielsweise  das 
römische  Volk  durch,  das  in  seinen  ersten  Anfängen  die 
unumschränkte  Demokratie  eingeführt  hatte  „Was  waren 
aber  die  Folgen  davon?  Als  das  Volk  durch  Gedeihen 
und  Eroberung  sehr  zahlreich  geworden  war  und  sich 
in  eine  grosse  Entfernung  von  der  Hauptstadt  ab  aus- 
gebreitet hatte,  bekamen  die  Stadt-Tribus  (the  city-tribes), 
obschon  die  verächtlichsten,  im  Falle  einer  Votierung, 
fast  alle  Stimmen  in  die  Hände.  Sie  wurden  infolge- 
dessen von  einem  jeden,  der  nach  Popularität  strebte, 
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am  meisten  gehätschelt.  Die  Folge  davon  aber  war,  dass 
sie  mit  jedem  Tage  ausgelassener  wurden,  und  der 
Campus  Martins  war  bald  eine  ewige  Szene  von  Aufruhr 
und  Verschwörung.  .  .  .  Schliesslich  verfiel  die  gesamte 
Regierung  in  Anarchie,  und  das  grösste  Glück,  wonach 
die  Römer  sich  sehnen  konnten,  war  allein  die  des- 
potische Gewalt  der  Cäsaren.  Das  sind  vielfach  die 
Wirkungen  der  Demokratie  ohne  Stellvertreter".1 

Und  schliesslich  ist  es,  noch  ehe  dieser  Umschlag 
eintritt,  auch  sonst  nicht  ganz  anders.  Von  einer  Volks- 
regierung  im  Sinne  einheitlicher  und  ungefälschter 
Willenskundgebung  seitens  der  gesamten  Bürgerschaft, 
als  volonte  generale,  wie  Rousseau  sich  etwa  dachte, 
kann  auch  in  genannter  demokratischer  Staatsverfassung 
kaum  die  Rede  sein,  weil  eben  die  psychologischen 
Voraussetzungen  dazu  fehlen.  In  Wirklichkeit  sind  es 
ja  immer  nur  einzelne  Demagogen,  die  den  ausschlag- 
gebenden Teil  der  Bevölkerung  beherrschen  und  so  am 
Ende,  „wenn  auch  mehr  durch  Überredung  als  durch 
Gewalt",  eine  tyrannische  Alleinherrschaft  ausüben. 

III. 

Aristokratie.  —  Weit  besser,  weil  in  gemässigteren 
Formen  sich  bewegend,  und  daher  jeder  extremen,  sei 
es  monarchischen,  sei  es  demokratischen  Regierung  vor- 
zuziehen, ist  die  aristokratische  Staatsverfassung,  d.  h. 
diejenige,  wo  der  aristokratische  Stand  die  Regierungs- 


1  Works  III.  —  Politics  a  Science,  p  99. 
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gewalt  in  Händen  hat.  Gerade  dieser  Stand,  der  so 
ziemlich  die  Mitte  zwischen  den  Extremen  bildet,  liefert 
durch  seine  Natur  selbst  einige  Gewähr  dafür,  dass 
Konstanz  und  Kontinuität,  das  Kriterium  für  den  Wert 
einer  Staatsform,  durch  ihn  in  den  Regierungsmass- 
nahmen  zur  Geltung  kommen  wird. 

Die  Herrschaft  des  Adels  kann  indessen  in  zwie- 
facher Weise  geschehen:  sie  kann  sich  korporativ 
oder  individualistisch  betätigen.  Das  erstere  ist 
da  der  Fall,  wo  der  einzelne  Edelmann,  für  sich,  einen 
völlig  machtlosen  Teil  der  erst  durch  Zusammenfassung 
aller  dieser  Edelleute,  als  Teile,  zu  einem  Ganzen  hervor- 
gebrachten Regierung  bildet ;  der  Edelmann  ist  somit, 
in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Herrschaft,  als  Indivi- 
duum bedeutungslos,  er  erlangt  einen  realen  Wert  nur 
als  Glied  des  Regierungskörpers,  nur  durch  den  kor- 
porativen Zusammenschluss  mit  den  anderen,  als  Ein- 
zelne angesehen,  ebenfalls  nichts  geltenden  Machtteile. 
Im  andern  Falle  hingegen  bildet  jeder  Edelmann  ein 
Ganzes  für  sich,  eine  innerhalb  der  Grenzen  seines  Be- 
reiches in  sich  geschlossene  Macht  und  Autorität.  So- 
bald sich  nun  diese  in  ihrer  eigenen  Sphäre  selb- 
ständigen Herrscher  individualistisch  zusammentun, 
geben  sie  gleichzeitig  die  Macht  eines  den  ganzen 
Staat  übergreifenden  Gesamtkörpers  ab,  und  zwar  als 
die  Summe  vieler  für  sich  als  Einheiten  geltenden 
Machtteile. 

Die  verschiedenartige  Wirksamkeit  der  beiden  aristo- 
kratischen Regierungsformen  lässt  sich  a  priori  darstellen. 
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Ein  Adel,  der  seine  Macht  nur  gemeinschaftlich  besitzt, 
wird  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Friede  und  Ord- 
nung unter  sich  selbst  wie  unter  seinen  Untertanen  zu 
wahren  suchen.  Das  einzelne  Glied  des  Regierungs- 
körpers dürfte  auch  nur  selten  Lust  und  Autorität  be- 
kommen, um  den  als  Recht  anerkannten  Gesetzen  für 
die  Dauer  ernstlich  entgegenzutreten.  Denn  alle  solche 
Ruhestörungen  und  Gerechtigkeitsverletzungen,  indem 
sie  doch  höchstens  einem  individuellen  Vorteile  zu  dienen 
vermögen,  dem  Interesse  der  Regierungsgesamtheit  hin- 
gegen schaden  müssen,  werden  notwendigerweise  an 
diesem  Gesamtkörper  geschlossenen  Widerstand  finden. 
Ein  jeder,  als  organischer  Teil  des  Ganzen,  wird  sich 
immer  durch  das  Vergehen  eines  andern,  ebenfalls 
organischen  Teiles,  in  Mitleidenschaft  gezogen  fühlen, 
während  der  Nutzen,  der  durch  ein  solches  Vergehen 
erwächst,  ja  niemals  anders  als  persönlicher  Natur  sein 
kann.  So  würde  jedes  einzelne  Glied  des  Regierungs- 
körpers sich  schon  aus  rein  egoistischen  Gründen  gegen 
:eden  Übergriff  seitens  eines  andern  aufs  entschiedenste 
wehren. 

Gerade  umgekehrt  liegen  die  Verhältnisse  in  der 
andern  aristokratischen  Regierungsform,  der  individua- 
listischen. Hier  fühlt  sich  der  einzelne  Edelmann  in 
seinem  engern  Machtbereich  als  ein  souveränes  Ganzes, 
im  grossen  Staat  hingegen  als  ein  blosses,  nicht  viel 
sagendes  Teilstück.  Warum  soll  er  sich  nun  die  ernst- 
liche Mühe  geben,  für  wirklich  nützliche  Institutionen, 
Gesetze  und  Unternehmungen  mit  Eifer  und  Nachdruck 
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einzutreten?  Denn,  gesetzt  auch  der  Fall,  dass  ihm  ein 
derartiges  Unternehmen  gelingen  könnte,  dann  würde 
er  doch  nicht  die  ihm  dafür  gebührende  Anerkennung 
ganz  ernten,  da  der  Erfolg  immer  nur  den  Leistungen 
der  Gesamtheit  zuerkannt  wird.  Und  damit  fällt  der 
stärkste  Ansporn  zum  Handeln,  die  Hoffnung  auf  Be- 
friedigung des  Ehrgeizes,  weg.  Zudem  kann  er  durch 
eine  allgemeine  nützliche  Massregel  bisweilen  sich  in 
seinem  besondern  eigenen  Herrschaftsgebiet  eingeschränkt 
sehen.  Denn  jede  von  dem  gesamten  Regierungskörper 
getroffene,  auf  das  ganze  Staatswesen  abzielende  ver- 
nünftige Bestimmung  kann  doch  nur  die  Wirkung  haben, 
dass  sie  entweder  die  Willkürherrschaft  des  einzelnen 
Adligen  direkt  bekämpfte,  oder  aber  dass  sie  indirekt 
dabei  den  Gegensatz  so  schroff  hervortreten  Hesse,  dass 
seine  absolutistische  Handlungsweise  fernerhin  geradezu 
unmöglich  gemacht  wird,  soll  sie  nicht  die  grösste 
Erbitterung  und  Empörung  bei  seinen  Untertanen  hervor- 
rufen. Und  schliesslich,  zugegeben  auch  die  Möglich- 
keit, dass  der  eine  oder  der  andere  Edelmann  doch 
vernünftigeren  und  gerechteren  Regierungsmassnahmen 
das  Wort  reden  wird,  so  werden  ihm  sofort  alle  anderen 
Edelleute,  aus  den  angeführten  Gründen,  nur  Hinder- 
nisse in  den  Weg  legen. 

Als  ein  charakteristisches  Beispiel  der  erstem  Form 
kann  die  venetianische  Aristokratie  dienen ;  für  die  zweite 
Regierungsart  ist  Polen  das  typische  Land.  „In  der 
venetianischen  Regierung  besitzt  der  Gesamtkörper 
des  Adels  die  gesamte  Macht,  und  kein  Edelmann  hat 
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irgend  eine  Autorität,  die  er  nicht  von  dem  Ganzen 
erhält.  In  der  polnischen  Regierung  hingegen  hat 
jeder  Edelmann  vermittels  seiner  Lehen  eine  besondere 
erbliche  Gewalt  über  seine  Vasallen,  während  der  adlige 
Gesamtkörper  keine  andere  Macht  besitzt  als  diejenige, 
die  sich  aus  dem  Zusammenschluss  seiner  Teile  ergibt. 
Die  verschiedenen  Wirkungen  und  Tendenzen  dieser 
zwei  Regierungsarten  lassen  sich  sogar  a  priori  über- 
sehen. Ein  venetianischer  Adel  ist  einem  polnischen 
stets  vorzuziehen,  wie  sehr  auch  immer  die  Launen  und 
die  Erziehung  der  Menschen  wechseln  mögen.  ...  Es 
ist  in  der  Tat  leicht,  die  Nachteile  zu  sehen,  die  ein 
polnischer  Adel  in  allen  diesen  Stücken  notwendig  mit 
sich  bringt".1 

IV. 

Wenn  nun  auch  die  korporative  Aristokratie  der 
individualistischen  vorzuziehen  ist,  so  ist  damit  doch 
noch  nicht  gesagt,  dass  die  aristokratische  Regierungs- 
form überhaupt  wünschenswert  sei.  Hume  hat  vielmehr 
gegen  dieses  Verfassungssystem,  als  solches,  Bedenken 
genug,  um  es  aus  prinzipiellen  Gründen  abzulehnen. 
Denn  die  Gründe,  die  ihn  veranlasst  haben,  sich  so- 
wohl gegen  die  absolute  Monarchie,  wie  gegen  die  un- 
beschränkte Demokratie  zu  entscheiden,  lassen  sich  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  auch  gegenüber  der  aristo- 
kratischen Staatsverfassung  geltend  machen:  Auch  hier 
fehlt  den  Regierungsmassnahmen  die  nötige  Garantie 
in  Bezug  auf  ihre  Konstanz  und  Kontinuität. 

1  Works  Ill.a.  a.  O.,  p.  100. 
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Die  aristokratische  Regierung  bildet  nicht  nur  einen 
Rangunterschied  zwischen  Adel  und  Volk,  sondern 
statuiert  auch  gleichzeitig  die  vollständige  rechtliche 
Ungleichheit  dieser  beiden  Faktoren  im  Staate.  Die  ge- 
samte Volksmasse  bildet  einen  Körper  für  sich,  dem  in 
allen  Regierungssachen  gar  keine  Befugnisse  zustehen, 
der  gesamte  Adelsstand  macht  ebenfalls  einen  Körper 
für  sich  aus,  dessen  Wille  in  allen  Staatsangelegenheiten 
absolut  und  souverän  gilt.  Und  nun  haben  wir  einen 
echt  Hume'schen  Gedankengang.  Die  Staatslehrer  pflegten 
gewöhnlich  aus  dem  a  priori  konstruierten  Souveränitäts- 
begriff die  nötigen  Waffen  zur  Bekämpfung  aller  aus 
dem  praktischen  Leben  sich  ergebenden  Einwendungen 
und  Einschränkungen  herzuholen.  Hume  hingegen  spielt 
die  Erfahrung  gegen  den  Souveränitätsbegriff  aus  und 
bekämpft  ihn  mit  deren  Hilfe  in  seiner  absoluten  Gül- 
tigkeit. Souverän  sein,  heisst  soviel,  wie  die  höchste 
Gewalt  besitzen,  ohne  von  irgend  einer  andern  Macht 
abhängig  oder  gebunden  zu  sein,  ja  nicht  einmal  zeit- 
lich durch  die  eigenen  Beschlüsse.  Da  es  ja  sonst  nicht 
mehr  souverän  wäre.  Diese  Erscheinung  der  gänzlichen 
Willensunabhängigkeit  tritt  uns  nun  überall  da  ent- 
gegen, wo  die  Regierung  einem  Teile  des  Volkes  sou- 
verän überlassen  wird,  und  dies  ist  ja  auch  bei  der 
Aristokratie  der  Fall,  wenn  sich  hier  auch  freilich  durch 
die  organische  Form  Willkürserscheinungen  weit  mässiger 
geltend  machen:  Das  Interesse  des  Adelstandes  selber 
fordert,  wie  wir  gesehen  haben,  Massigkeit  und  Regel- 
mässigkeit in  der  Ausübung  der  Regierungsgewalt.  Aber 
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dies  bleibt  doch  immerhin  nur  die  Folge  einer  Klug- 
heitsregel, während  prinzipiell  die  Möglichkeit  besteht, 
dass  der  regierende  Adel,  kraft  seiner  Souveränität,  sich 
zu  immer  neuen  und  anderen  Handlungen  hinreissen 
lässt,  welche  die  Konstanz  nicht  wahren  und  die  Kon- 
tinuität durchbrechen  und  infolgedessen  mit  den  Zwecken 
des  Staates  nicht  zu  vereinbaren  sind. 

Die  Konstanz  und  die  Kontinuität  im  Staatsleben 
kann  nur  dann  mit  Erfolg  gewahrt  werden,  wenn  der 
Regierung  die  Möglichkeit  willkürlicher  Ausschreitungen 
von  vornherein  durch  verfassungsmässige  Bestimmungen 
unmöglich  gemacht  wird.  Der  Staatszweck  fordert  also 
a  priori  eine  rechtliche  Unterbindung  der  souveränen 
Gewalt.  Und  die  erste  Aufgabe  einer  „guten"  Verfassung 
wird  demnach  vorzüglich  darin  bestehen,  durch  bin- 
dende Bestimmungen  für  gesetzmässige 
Einschränkung  und  Kontrolle  der  Regierung 
zu  sorgen.  Und  dieses  Ziel  wird  nach  Hume  am 
besten  erreicht,  wenn  man  zwischen  den  beiden  Extremen 
des  unbeschränkten  Herrschersystems,  sei  es  seitens  des 
Fürsten,  sei  es  seitens  des  Volkes,  den  Mittelweg  ein- 
schlägt. Und  indem  man  ihre  einseitig  präponderierende 
Gewalt  sich  gegenseitig  binden  und  kontrollieren  lässt, 
gewinnt  man  als  Mittelstufe  die 

V. 


Konstitutionelle  Monarchie.  —  Darunter  ist  somit 
eine  Regierungsform  zu  verstehen,  die  so  eingerichtet  ist, 
dass  eine  einzelne  Person  (Doge,  Fürst  oder  König) 
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einen  hohen  Grad  von  Macht  besitzt,  welchem  gegen- 
über aber  aus  dem  Volke  noch  andere  Teile  der  Gesetzgeb- 
ung ein  geeignetes  Gleich-  oder  Gegengewicht  abgeben. 
Damit  erst  wird  die  Regierungsgewalt  in  das  Zeichen  der 
Rechtmässigkeit  gehoben.  Bisher  beruhte  das  Gleich- 
gewicht der  Regierung  gewissermassen  auf  der  Ge- 
schicklichkeit und  dem  Benehmen  des  Oberherrn,  „was 
wandelbare  und  ungewisse  Umstände  bedeutet"  ;*  in 
der  konstitutionellen  Monarchie  hingegen  bleibt  gewissen 
Teilen  der  Bevölkerung  die  Möglichkeit  eingeräumt, 
dem  Herrscher  das  Gleichgewicht  zu  halten,  über  seine 
Unternehmungen  Kontrolle  zu  üben  und  dem  Entwick- 
lungsgang im  Staatsleben  Konstanz  und  Kontinuität  zu 
verleihen. 

Mit  dem  Begriff  der  Monarchie  ist  die  Erblichkeit 
des  Thrones  nicht  notwendig  verknüpft.  Sie  kann  sowohl 
als  Erbfürstentum  in  Betracht  kommen,  wobei  die 
oberste  Gewalt  sich  durch  Erbschaft  überträgt,  oder 
auch  als  Wahlmonarchie,  in  der  das  Staatsoberhaupt 
(chirf- mag  ist  rate)  gewählt  wird.  Hume  entscheidet  sich 
hierbei  unumwunden  für  die  Erbmonarchie,  da,  wie  er 
meint,  bei  der  Wahl  eines  Regenten  sich  stets  grosse,  das 
Staatsleben  störende  Unbequemlichkeiten  ergeben,  die 
„von  ewigen  und  unabänderlichen  Ursachen  und  Trieb- 
federn herrühren",  und  infolgedessen  sich  nur  mit  der 
Beseitigung  des  ganzen  Systems  vermeiden  lassen.2  Die 


Idea  of  a  Perfect  Commonwealth,  p.  491. 
Politics  a  Science,  p.  101. 


Thronbesetzung  wird,  in  Anbetracht  der  damit  ver- 
bundenen unermesslichen  Folgen  im  Staate,  immer  (in 
Ereignis  von  der  grössten  Wichtigkeit  sein.  Die  Wahl 
eines  Monarchen  wird  so  jedesmal  zu  grossen  Meinungs- 
verschiedenheiten und  damit  zu  Spaltungen  und  Partei- 
bildungen im  politischen  Leben  der  Bevölkerung 
notwendig  Anlass  geben:  „daher  steht  bei  jeder  Thron- 
erledigung ein  Bürgerkrieg,  das  grösste  aller  Obel,  fast 
mit  Gewissheit  zu  befürchten".  1 

Zu  dieser  Schwierigkeit  seitens  des  Volkes  kommt 
noch  bei  der  Wahl  eine  andere,  nicht  minder  grosse, 
auf  Seiten  des  zu  wählenden  Fürsten,  die  immer  störende 
Verwicklungen  mit  sich  bringen  muss.  Die  Wahl  eines 
Staatsoberhauptes  kann  entweder  auf  einen  Fremden 
oder  auf  einen  Eingeborenen  fallen.  Als  Ausländer 


1  Works  III.  —  a.  a.  O.,  p.  101.  —  Hunie  war  ein  grundsätz- 
licher Gegner  alles  Parteiwesens.  In  seinem  ti.sscuj  of  Pariies  in 
(jinerat  sagt  er:  „As  much  as  legislators  and  founders  of  states 
ought  to  be  honoured  and  respected  among  men,  as  much  ought 
the  founders  of  sects  and  factions  to  be  detested  and  hated;  because 
the  influence  of  faction  is  directly  contrary  to  that  of  laws,  usw. 
(III  127.)"  Es  ist  mir  daher  geradezu  rätselhaft,  wieso  Paul  Janet 
(Histoire  dela  Science  Politique  danssesrapports  avec  la  Morale.  Paris, 
1887.  II,  p.  555)  zu  der  Bemerkung  kommen  konnte':  „D.  Hume  nous 
parait  etre  un  des  premiers  publicistes  qui  aient  compris  ce  jeu  des  partis 
et  leur  utilite  respective  et  qui  aient  compris  aussi  que  chacun  d'eux 
n'est  legitime  et  utile  qu'ä  la  condition  d'etre  content!  par  son  con- 
traire."  Tatsächlich  ist  Hume  genau  das  Gegenteil  davon,  ein  ausge- 
sprochener Feind  alles  Parteiwesens,  wie  aus  der  zitierten  Stelle 
deutlich  hervorgeht.  Nun  meint  freilich  Janet,  Hume  unterscheide 
sehr  scharf  zwischen  „Parteien"  und  „Faktionen",  von  denen  er 
nur  die  erstere  Art  billige.  Dies  kann  ich  aber  doch  nicht  zugeben. 
Schon  in  dem  angeführten  Essay  braucht  Hume  die  beiden  Be- 
griffe „party"  und  „faction"  promiscue,  die  er  gleicherweise  ver- 
urteilt. Aber  noch  mehr !  Seine  ganze  Abhandlung  „Of  the  Original 
Contract"  schrieb  er  lediglich  zur  Bekämpfung  der  Whigs  und 
Tories,  die  doch  wahrlich  nicht  als  blosse  Faktionen,  sondern  als 
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(Foreigner)  kennt  er  weder  das  Land  noch  das  Volk, 
das  er  regieren  soll,  genügend,  um  nicht  von  vornherein 
mit  Vorurteilen  den  Thron  zu  besteigen.  Nur  argwöhnisch 
und  mit  Misstrauen  wird  er  sich  daher  seinen  neuen 
Untertanen  nähern,  während  sie  ihn  beständig,  als 
Fremden,  in  Verdacht  haben  werden.  Schon  dadurch 
allein,  abgesehen  von  einem  natürlichen  Triebe,  wird 
er  sich  veranlasst  sehen,  nur  Ausländer  zu  den  Leuten 
seines  Vertrauens  zu  machen,  denen  wiederum  nichts 
weher  am  Herzen  liegen  wird,  als  sich  auf  die  schnellste 
Art  zu  bereichern,  solange  ihres  Herrn  Gunst  ihnen  in 
ihren  Manipulationen  den  nötigen  Schutz  gewähren 
kann.1 


zwei  hervorragend  politische  Parteien  angesehen  werden  müssen, 
welche  nicht  zum  wenigsten  zur  Grösse  Englands  beigetragen 
haben.  In  Wirklichkeit  liegt  die  Sache  so,  dass  Hume  in  seiner 
Auffassung  vom  Parteiwesen  gar  nicht  auf  unserm  modernen  Stand- 
punkt stehen  konnte,  wie  es  ihm  Janet  gerne  insinuieren  möchte.  Er 
konnte  das  deswegen  nicht,  weil  seine  geschichtliche  Betrachtungs- 
weise sich  auf  einem  ganz  andern  methodologischen  Boden  aufbaut, 
als  die  unserer  Zeit,  um  in  diesem  Punkte  mit  uns  übereinstimmen  zu 
können.  Für  uns  gilt  der  Versuch,  die  Geschichte  mit  Hilfe  des 
Klassenkampfes,  des:en  Träger  eben  die  Parteien  sind,  erklären  zu 
wollen,  als  bedeutsame  erkenntnistheoretische  Errungenschaft.  Die 
Parteien  sind  somit  historisch  notwendig  und  historisch  berechtigt, 
sie  sind  die  natürlichen  Träger  des  Kampfes  und  der  Entwicklung. 
Hume  aber  ist  ein  Anhänger  der  Lehre  von  der  Harmonie  in  der 
Geschichte.  Alle  Parteibildung  stört  jedoch  notwendig  die  natürliche 
Harmonie,  sie  ist  somit  naturwidrig  und  muss  bekämpft  werden. 
Daher  sagt  auch  Adam  Smith,  der  Schüler  unsres  Philosophen,  in 
seiner  Iheortj  of Moral  Senliments  I,  p.  257  :  „Of  all  the  corrupters 
of  moral  sentiments  faction  and  fanaticism  have  always  been  by 
far  the  greatest." 

1  Vergl.  die  im  ersten  Abschnitt  dieses  Kapitels  über  Wilhelm 
von  Oranien  angeführten  historischen  Tatsachen,  wodurch  die 
Humeschen  Betrachtungen  hier  zum  mindesten  stark  abgeschwächt 
werden.  Überhaupt  könnte  gar  manches  a  posteriori  dagegen  aus- 
gespielt werden. 
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Ist  nun  der  neugewählte  Fürst  ein  Eingeborener 
(Natire),  so  bringt  er  gleich  sein  objektives  Verhalten 
trübende  Neigungen  und  Abneigungen  auf  den  Thron 
mit.  Alles  was  er  früher,  als  Privatperson,  für  seine 
Umgebung,  empfunden  hatte,  das  nimmt  er  auch  in 
seine  neue  Stellung  herüber.  Und  während  er  als  Fürst 
über  der  Parteien  Hass  und  Leidenschaft  stehen  soll, 
bleibt  er  mitten  in  ihnen  stecken.  Aber  auch  seine 
Untergebenen  werden  ihm  in  seiner  Machtstellung  nicht 
unvoreingenommen  entgegentreten.  Seine  früheren 
Freunde  werden  ihm  nicht  die  nötige  Achtung,  seine 
früheren  Feinde  nicht  das  nötige  Vertrauen  schenken, 
und  beide  nicht  ohne  Missgunst  und  Neid  ihn  ansehen, 
da  sie  ihn  früher  als  blossen  Ihresgleichen  zu  betrachten 
pflegten.  Vor  allem  aber  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen, 
dass  beim  Fremden  sowohl  wie  beim  Eingeborenen, 
die  Wahl  doch  kaum  den  wirklich  verdienten  Mann 
treffen  wird.  Eine  Krone  ist  immer  ein  allzu  hoher  Lohn, 
um  jemals  für  Verdienste  allein  beansprucht  werden  zu 
können.  Wer  also  nach  ihr  strebt,  wird  sich  leicht  ver- 
leiten lassen,  Gewalt,  Bestechung,  Intriguen  anzuwenden, 
um  die  Stimmen  der  Wähler  an  sich  zu  bringen.  So  ist 
durch  nichts  die  Annahme  berechtigt,  dass  mit  Hilfe 
des  Wahlverfahrens  der  Staat  eher  den  Mann  mit  über- 
legenem Verdienst  zum  Regenten  erhalten  wird,  als 
wenn  die  Bestimmung  des  Oberherrn  dem  blossen 
Zufall  der  Geburt  überlassen  bleibt.  Andererseits  bleiben 
bei  diesem  letztern,  dem  natürlichen  Verlauf  der  Nach- 
folge überlassenen  Modus,  dem  Staate  viele  gefährlichen 
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Erschütterungen  erspart.  „Or  should  a  man  be  able, 
by  his  superior  wisdom,  to  get  entirely  above  such 
prepossessions,  he  would  soon,  by  means  of  the 
same  wisdom,  again  bring  himself  down  to  them,  for 
the  sake  of  society,  whose  welfare  he  would  perceive 
to  be  intirnately  connected  with  them"1. 

VI 

Wir  haben  somit,  als  das  Resultat  unserer  Aus- 
führungen, nach  Hume  folgende  Staatsformen: 

I.  Einherrschaft  (Monarchie). 

1.  absolute  Monarchie, 

a)  nach  orientalischer  Form, 

b)  nach  europäischer  Form, 

2.  konstitutionelle  Monarchie, 

a)  Erbfürstentum, 

b)  Wahlmonarchie, 

a)  der  Fürst  als  Ausländer, 
ß)  der  Fürst  als  Inländer. 

II.  Mehrherrschaft  (Aristokratie), 

1.  korporative  Adelsherrschaft, 

2.  individualistische  Adelsherrschaft. 

III.  Vielherrschaft  (Demokratie), 

1.  Demokratie  ohne  Stellvertreter, 

2.  Repräsentationsverfassung. 

Als  Ergebnis  seiner  Betrachtungen  glaubt  Hume 
drei  Prinzipien  aufstellen  und  sie  als  unumstössliche 


1  Works  III.  —  Of  the  Protestant  succession,  p.  472. 
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Wahrheiten  ausgeben  zu  können.  Das  sind:  1.  ein  erb- 
liches Fürstentum  ist  die  beste  Monarchie  ;  2.  ein  Adel 
ohne  Vasallen  ist  die  beste  Aristokratie;  3.  ein  durch 
seine  Repräsentanten  votierendes  Volk  ist  die  be  t< 
Demokratie.  Diese  Gesetze  bezeichnet  Hume  „als  all- 
gemeine Axiome  der  Politik"  (as  universal  axioms  in 
politics),  die  zu  allen  Zeiten  ihre  Geltung  haben. 

Wollten  wir  nun  der  Frage  eine  generelle  Wendung 
geben  und  sie  so  formulieren:  Welche  Verfassung  ist 
wohl  nach  Hume  die  allgemein  beste  und  dem  Staats- 
wesen stets  am  meisten  bekömmliche?  dann  könnten 
wir  nach  unserm  Philosophen  hierauf  schwerlich  eine 
schematische  Antwort  geben.  In  der  positiven  Beant- 
wortung dieser  Frage  zeigt  sich  Hume  oft  dermassen 
schwankend,  dass  er  bisweilen  sogar  gegen  die  „Axiome 
der  Politik"  bedenklich  verstösst.  Und  wenn  er  auch 
im  grossen  ganzen  der  konstitutionellen  Monarchie  mit 
erblichem  Fürsten  (I  2  a)  den  Vorzug  gibt  und  sie 
prinzipiell  als  die  für  uns  beste  Regierungsform  ansieht, 
so  will  er  doch  auf  der  einen  Seite  als  das  Ideal 
einer  Staatsverfassung  die  Republik  wissen,  während 
er  auf  der  andern  Seite  einmal  sich  nicht  scheut  zu 
erklären,  dass  er  in  England  lieber  eine  abso- 
lute Monarchie  als  eine  Republik  sehen  würde, 
welche  Auffassung  er  ebenfalls  in  einer  eigenen  Ab- 
handlung, „  Whether  the  British  Government  inclhies  more 
to  Absolute  Monarchy  or  to  a  Repnblic,  ausführlich  be- 
gründet. 

Für  den  einzelnen  Fall  hat  da  Hume  vielfach  eine 
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besondere  Lösung,  und  er  behandelt  hierbei  die 
Frage  nach  der  besten  Staatsverfassung  vorzüglich  vom 
historischen  Gesichtspunkte  aus.  Die  Regierung  ist  ein 
mit  den  äusseren  und  inneren  Verhältnissen  der  Gesell- 
schaft organisch  verwachsenes  Gebilde,  und  diejenige 
Regierungsform  ist  dann  die  empfehlenswerteste,  die  in 
ihrem  Sein  und  Werden  möglichst  aus  ihrem  gesell- 
schaftlichen Milieu  herauswächst.  Und  Hume  glaubt, 
trotz  seiner  staatsphilosophischen  prinzipiellen  Stellung- 
nahme, dies  unter  Umständen  umso  eher  tun  zu  dürfen, 
als  er  das  Wohl  des  Gemeinwesens  letzten  Endes  doch 
nicht  so  ausschliesslich  von  der  Verfassung,  nach  ihrer 
rein  formalen  Seite  gesehen,  als  vielmehr  von  der  Ver- 
waltung —  an  sich  ja  ebenfalls  einem  Teil  von  der 
Verfassung  im  weiteren  Sinne  —  abhängig  macht,  die 
weit  stärker  die  Verhältnisse  und  Angelegenheiten  der 
Staatsbürger  zu  regeln  hat. 
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Lebenslauf 


Ich,  Isaia  Sussnitzki,   bin  am  H.  Juni  1879  als 
Sohn  des  Zahnarztes  Mendel  Sussnitzki  in  Jerusalem 
geboren.  Ich  besuchte  in  meiner  Heimatstadt  die  Edler 
von-Lämel-Schule,  die    einzige   am   Ort  vorhandene 
Mittelschule.   Nach   Absolvierung  derselben  ging  ich 
nach  Paris,  wo  ich  ein  Jahr  geblieben  bin.  Hierauf  kam 
ich  nach  Deutschland  und  gehörte,  zwecks  Erlernung 
der  deutschen  Sprache,  ein  Jahr  der   Realschule  der 
israelitischen  Religionsgesellschaft  zu  Frankfurt  a.  M. 
an.   Ostern   1900  liess  ich  mich  an  der  Universität 
Berlin   immatrikulieren,    wo   ich,   mit  Unterbrechung 
eines  Semesters,  infolge  einer   schweren  Erkrankung, 
372  Jahre  studiert  habe.  In  Berlin  hörte  ich  bei  den 
Professoren:  Dilthey,  Geiger,  Paulsen,  Jast^w,  Erich 
Schmidt,  Schmoller,   Schultz-Gora,   Sim^l,  Wagner, 
Wölflin.  Ich   gehörte    dann  3  Jahre  der  Lfniversität 
Strassburg  an  (das  letzte  Semester  der  medizinischen 
Fakultät),  wo  ich  auch  mein  philoso^ISC,ies  Doktor- 
examen bestanden  habe.  In  Strassbup  borte  lch  bei  den 
Professoren  Baeumker,  Knapp,  Eut  ;^  Schwalbe,  Ziegler. 
Allen  diesen  meinen  Lehrern       }ch  mich  zu  grossem 
Danke  verpflichtet,  insbesonr* re  abcr  (len  Herren  Pro- 
fessoren Bauemker  und  7*ler  ~  !°n  ersterem  habe 
ich  auch  die  Anregung^  dies,er  Arbei|  bekommen  - 
die  mich  nach  jeder  Xhiüng   ™  z"  förde™  bemüht 
waren.  Und  es  is'*™  7'  hohe  Genugtuung,  dass 


ich  durch  die  mdner  ErstIin^sclll'iit 

ihnen  auch 
geben  kan 


„  Irlich  ein  Zeichen  meiner  Dankbarkeit 


